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Vorbemerkung. 

Trotz der viel&chen Bearbeitung, welche 
Espropriationsrecht namentlich von ausländisc 
Autoren erfahren hat, glaubte doch der Verfai 
den Bo ^chtigen Stoff einer nochmaligen Dm 
arbeitung unterwerfen zu dürfen. 

Neben der genaueren Untersuchung einze] 
materieller Rechtsfragen soll diese Schrift eine ül 
sichtliche Vergleiehung der schweizeriachen Ex] 
priationsgesetzgebung — des Bundes und der E 
tone — mit den entsprechenden Erscheinungen 
Auslandes enthalten. 
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Einleitung. 



§ 1. 

Begriff des Expropriationsrechts. 

Man mag das Privateigentum den Grandpfeilern 
eines architektonischen Baues vergleichen. Wie diese 
emer sorgfältigen sichern Fundamentirang, einer 
der Belastung entsprechenden Festigkeit und Trag- 
fähigkeit bedürfen, damit sich dauernder Bestand 
des Kunstwerkes mit äusserer Formen Schönheit 
verbinde; wie das Auge des Beschauers nicht be- 
unruhigt werden darf durch den Anblick von Rissen 
und Spalten in Mauer und Gewölbe — um so 
mehr noch muss dem Privateigentum, als dem 
Eckpfeiler des Staates, der ein Kunstwerk noch 
höherer Art, diejenige Festigkeit und Sicherheit 
zukommen, welche eine Garantie bieten gegen jene 
noch gefahrlicheren Risse und Sprünge, welche 
in den weitverzweigten Wölbungen des Staatsge- 
bäudes entstehen können. 

Bei dieser Wichtigkeit des Eigentums, als der 
Grandlage der staatsbürgerlichen Gesellschaft, muss 
es eine der Hauptpflichten des Staates sein, das 

J. Sieberf das Recht der Expropriation. 1 
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Eigentum möglichst zu erhalten und zu befestigen. 
Dieser Pflicht entledigt sich der Staat durch den • 
Erlass und die umsichtige Handhabung guter Ge- 
setze, durch die stramme Aufrechterhaltung der 
innern Ordnung und strenge Ahndung der gegen 
das Eigentum gerichteten, rechtswidrigen Angriffe. 
So ideal und wünschenswert nun auch die 
unbedingte Durchführung dieses Eigentumsschutzes 
seitens des Staates wäre, so verträgt sich doch 
dieselbe leider nicht mit den tatsächlichen Lebens- 
bedürfnissen. Es können Fälle eintreten, wo der 
Staat seine Rolle zu wechseln genötigt ist, wo er 
die natürliche Stellung eines Beschützers der bürger- 
lichen individuellen Rechte mit der ihm durch die 
Notwendigkeit aufgezwungenen Rolle eines Angreifers 
vertauschen muss. Es sind dies jene Fälle, wo der 
fortgesetzte Schutz eines Eigentumsrechts eine Be- 
einträchtigung des öffentlichen Interesses zur Folge 
haben würde. Hier verlangt der Staat — mit 
welchem Recht wird in § 3 näher zu untersuchen 
sein — die Unterordnung der rein particulären 
Zwecke unter die gemeinsamen, des speziellen In- 
teresses unter das allgemeine. Durch dieses Princip 
der Unterordnung wird dem Privaten im einzelnen 
Fall sein Verhalten vorgezeichnet: Er hat sich 
dem staatlichen Ansprüche zu fügen ; aber — und 
dies ist ein Hauptmoment dieses ungewöhnlichen 
Rechtsverhältnisses — er kann verlangen, dass ihm 
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volle Entschädigung für den Verlust seiner Rechte 
geboten werde. 

Der häufigste Fall eines solchen Eingriffs der 
Staatsgewalt in die Privatrechtssphäre ist unzweifel- 
haft der, wo der Staat im allgemeinen Interesse 
zur unmittelbaren Ausführung, oder mittelbaren 
Beförderung eines Werkes gewisser körperlicher 
Objekte bedarf, die sich im Eigentum von Privaten 
befinden. 

Diesem Bedürfniss kann nun entweder so ent- 
sprochen werden, dass das volle Eigentum am Objekte 
übertragen, oder aber bloss ein dingliches Recht 
an demselben zu Gunsten des Staates konstituirt 
wird. Handelt es sich um die Abtretung des vollen 
Eigentums, so ist damit der ursprünglichste und 
zugleich wichtigste Anwendungsfall der Expropriation 
gegeben^). Doch subsumiren die meisten neueren 
Expropriationsgesetze auch die blosse Konstituirung 
dinglicher Rechte ohne Eigentumsübertragung unter 
den Expropriationsbegriff^). Ferner kann die Ab- 
tretung sein eine temporäre, oder eine definitive. 
Selbstverständlich ist hier, wie im vorigen Fall, 
dass die Abtretung nie weiter ausgedehnt werden 



^) Vgl. Meyer, das Recht der Expropriation, p. 3/ 

^) Bundesgesetz von 1850 Art. 1. — Die meisten kantonalen 
Gesetze sprechen nur von einer Entziehung des Eigentums; von 
einer Einräumung von Kechten sprechen die Gesetze von Zürich, 
Bern, Aargau, Luzem u. e. a. 
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darf, als zur Erreichung des öffentlichen Zweckes 
notwendig ist. Wo daher dem öffentlichen Wohl 
mit dem blossen Gebrauch einer Sache gedient 
ist, soll die Entziehung des Eigentums nicht statt- 
finden, noch soll, wo eine temporäre Abtretung 
den Zweck erfüllt, eine definitive eintreten, 

Unerlässliches Erfordemiss dieses gefährUchen 
Rechts ist es sodann, dass es lediglich im allgemeinen 
öffentlichen Interesse seine Anwendung finde und 
dass die Wahrnehmung desselben von der Gesamtheit, 
oder von gewissen Teilen einer Staatsbevölkerung 
lebhaft als Bedürfniss empfunden werde. Unzulässig 
ist seine Verwirklichung aus Gründen blosser Zweck- 
mässigkeit, weil eine Unternehmung „ratsam*' er- 
scheint, oder weil sie mit dem öffentlichen Interesse 
„wohl vereinbar" ist. Auch die blosse Annehmlichkeit, 
die Gewinnung anmutiger Bauplätze, die Anlegung 
von Lustgärten in kleinen Städten^) bildet keinen 
Rechtfertigungsgrund der Expropriation. 

Endlich sind Private zur Verfolgung persönlicher, 
eigennütziger Zwecke mit dem Expropriationsrecht 
nicht auszustatten, es widerspräche dies dem Grund- 
satz, dass eine der heiligsten Pflichten des Staates 
der Schutz der individuellen Rechte ist gegenüber 
jeder fremden selbstsüchtigen Antastung. 



*) Anders freilich in grossen Metropolen, wie z. B. London, 
wo die Expropriation behufs Anlegung grosser Parks aus gesundheits- 
polizeilichen Gründen sich rechtfertigt. 
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Freilich ist es in den meisten Fällen nicht der 
Staat selbst, welcher unmittelbar vom Expropriations- 
recht Gebrauch macht. Weitaus der grösste Teil 
jener nützlichen Werke, zu denen die stets wach- 
senden Verkehrsbedürfnisse unseres Jahrhunderts 
ihren Anstoss gegeben haben, ist aus der Privat- 
initiative hervorgegangen. Es ist also billig und 
zweckmässig, dass gewisse Klassen von. Privatunter- 
nehmungen, welche sich durch ihre engen Bezie- 
hungen zum allgemeinen Interesse als höchst nützlich 
und wünschenswert qualifiziren, vom Staate mit dem 
Expropriationsrecht ausgestattet werden. Dass die 
Privatunternehmung dabei auch persönliche Zwecke 
verfolgt, ist für« den Staat kein Grund zur Zurück- 
haltung der Erlaubniss. Die Förderung des allge- 
meinen Interesses ist seine Pflicht; da nun das 
Privatinteresse mit diesem aufs Innigste verschmol- 
zen ist und eine Trennung beider sich nicht denken 
lässt, so wird die Förderung auch des letzteren 
für den Staat zur unausweichlichen Folge. Diesem 
stehen ja aber Mittel genug zu Gebote, das Privat- 
interesse da, wo es allzu stark hervortreten sollte, 
zurückzudrängen. 

Wenn wir obige Ausführungen zusammenfassen, 
80 gelangen wir zu dem Resultat, dass unter Ex- 
propriation zu verstehen ist: 

die zwangsweise Verwirklichung des dem 
* Staate zustehenden Rechts, von Privatpersonen 
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die Abtretung von Eigentumsobjekten, oder die 
Konstituirung dinglicher Rechte an denselben 
dauernd oder vorübergehend gegen Entschä- 
digung verlangen, vrenn das öffentliche Inter- 
esse nicht anders wahrgenommen werden kann. 

§ 2. 

Umgrenzung des Gebietes. 

Es ist nun für die Klarheit und Übersichtlich- 
keit der Darstellung von Wichtigkeit, von vornherein 
die Grenzen festzustellen, innerhalb welcher das 
Expropriationsrecht seine Anwendung findet. 

Notwendige Voraussetzung dafür, dass die Nor- 
men des Expropriationsrechts zur Anwendung kom- 
men, ist, dass die Entziehung des Eigentums eine 
erztvungene, auf Seiten des Eigentümers unfreiwillige 
sei. Wo Willenseinigung zwischen dem Unterneh- 
mer und dem Eigentümer vorhanden ist, stehen sich 
die Parteien als Käufer und Verkäufer gegenüber, 
und es greifen die Normen des Kaufvertrages Platz. 

Allerdings kann man hier die Frage erheben, 
ob denn der einwilligende Eigentümer, der ja regel- 
mässig schon weit zum Voraus von der Unterneh- 
mung Kenntniss hat und auch weiss, dass letztere 
im Weigerungsfalle sich des Expropriationsrechts 
gegen ihn bedienen werde, auch die zum Kaufbe- 
griff erforderliche Willensfreiheit besitze, oder ob 
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nicht viel mehr ein die freie WillensbestimmuDg 
ausschliessender Zwang anzunehmen und auch hier 
eine Expropriation zu erblicken sei? Letzteres ist 
zu verneinen. Zwar übt die Aussicht, dass mangels 
gütlicher Übereinkunft die Expropriation sicher er- 
folgen werde, auf den Willen des Eigentümers einen 
gewissen Hochdruck aus ; allein letzterer ist nicht 
derart, dass er die Möglichkeit ausschlösse, dass ein 
dem Ziel und Zweck dieses Druckes gerade ent- 
gegengesetzter Wille aufkomme. 

Die Untersuchung der Frage, welche Grenze 
mit Bezug auf Beschaffenheit und Charakter der 
Eigentumsobjekte (Beweglichkeit, ünbeweglichkeit ; 
Staatseigentum, Privateigentum etc.) der Anwendung 
des Expropriationsrechts zu ziehen sei, gehört in 
ein späteres Kapitel. Dagegen gehört hieher die 
Feststellung der Grenze zwischen Expropriations- 
recht und Staatsnotrecht. 

Das Expropriationsrecht findet seine Verwirk- 
lichung in einem mit gewissen Förmlichkeiten um- 
gebenen Verfahren. Dieses ist in der Hauptsache 
auf zweierlei gerichtet : Auf die Abtretung und auf 
die Höhe der Entschädigung^). Es ist nun klar, 
dass bei der Beobachtung des regelmässigen Ex- 



k 



J 1 •*: 



^) Hierüber: Rosler, das soziale Terwaltungsrecht § 200. — 
Grünhut, das Enteignungsrecht, p. 201. — Stein, i. s. Verwaltungs- 
lehre, p. 319. — Thiel, das Expropriationsrecht und das Expropria- 
tionsTerfahren p. 65. — Häberlin, i. Archiv für ziv. Praxis. 



— 8 — 

propriationsverfahrens zwischen dem Moment, wo 
zu einem öfifentlichen Werke die Initiative ergriffen 
wird und dem Moment der Besitzeinweisung, je nach 
den in den Gesetzen aufgestellten Fristen ein er- 
heblich langer Zeitraum liegen kann, da das Yer- 
fahren notwendigerweise die im Gesetze vorgeschrie- 
benen administrativen und gerichtlichen Stadien der 
Keihe nach durchlaufen muss. Die verhältnismäs- 
sige Langsamkeit der Aktion : die Ausarbeitung von 
Rissen und Plänen, die einlässliche Untersuchung 
der Natur des Unternehmens durch die kompetenten 
Organe, die Notwendigkeit der Einspruchsfristen für 
die bedrohten Grundeigentümer, die Feststellung des 
Expropriationsfalles — alles dies nimmt eine schöne 
Zeit in Anspruch und bietet zugleich den Expro- 
priaten in normalen Zeiten die Garantie, dass sie 
ihre Grundstücke nicht zu Gunsten leichtfertiger 
Gründereien preisgeben müssen. 

Anderseits ist aber nicht weniger klar, dass bei 
Einhaltung dieser Förmlichkeiten unter Umständen 
für das öffentliche Interesse sehr unheilvolle Wirkun- 
gen entstehen können. Der Staat kann in Lagen 
kommen^), wo er ausserordentlicher Ereignisse wegen 
sich zu plötzlicher Entziehung von Privateigentum 
gezwungen sieht, wo das Eintreten des regelmäs- 
sigenExpropriationsverfahrens einer schweren Schä- 

Z. B. bei Hungersnot; Überschwemmung, Feuersgefahr^ Erd- 
beben, Krieg) Pest. 
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digung seiner Interessen gleich käme. In solchen 
Fällen müssen alle einengenden Formen über das 
Abtretungsverfahren vor dem staatlichen jus extremse 
necessitatis zurücktreten. Vorausgesetzt auch , es 
würden solche Formen aufgestellt, so würden diese 
vor der zwingenden Notwendigkeit sofortiger Besitz- 
ergreifung sich doch als ohnmächtig erweisen. Nur 
eine sofortige Besitzergreifung kann die plötzlich auf- 
getretene Notlage beseitigen. 

Kann so, was die Abtretung betrifft, weder auf 
ein materielles Expropriationsrecht, noch auf ein 
gesetzlich normirtes Verfahren Rücksicht genommen 
werden, so ist dagegen kein Grund vorhanden, für 
das Staatsnotrecht andere Grundsätze für das Eni- 
schädigungsverfahren zu fordern, als bei der ge- 
wöhnlichen Expropriation^). Das Einzige, was das 
Staatsnotrecht auch hier vor dem Expropriations- 
recht auszeichnet, besteht darin, dass das Entschä- 
digungsverfahren bei jenem in einer Schätzung auf 
Grund eines von dem expropriirten Eigentümer zu 
führenden Beweises über den Wert des entzogenen 
Objekts, bei diesem dagegen in einer Schätzung des 
körperlich vorhandenen Gutes selbst besteht^). 

Aus Obigem ergibt sich denn mit Leichtigkeit 
die Grenze zwischen Expropriationsrecht und Staats- 



1) stein, a. a. 0. p. 347. 

2) Stein, ibid. 
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notrecht. Beide sind durchaus keine gesonderten 
Gebiete für sich. Dieses ist nur ein besonderer 
Anwendungsfall von jenem, ein Ausfluss des Ex- 
propriationsprincips überhaupt. Eine Grenze zwischen 
Beiden wird nur gezogen hinsichtlich des Abtretungs- 
verfahrens , welches dem Staatsnotrecht ganz fehlt. 
Ihren gemeinsamen Berührungspunkt haben dagegen 
Beide sowohl materiell-rechtlich^ als hinsichtlich des 
Verfahrens auf dem Gebiete der Entschädigung. 

§ 3. 

Begründung des Expropriationsrechts^). 

Es gibt kein Privatrecht, welches unzweifelhafter 
feststände und tiefer in der Persönlichkeit gegründet 
wäre, als das Privateigentum. Die rechtliche Mög- 
lichkeit, sich mit einer Fülle von Gütern aller Art zu 



^) Eine vorzügliche Begründung gibt Grünhut, a. a. p. 4 ff.; 
dann auch Häberlin, a. a. O. p. 150 ff. und Meyer, a. a. 0. p. 177 ff. 
Ungenügend ist die Begründung Thiehls, a. a. 0. p. 3. „Jedes schwächere 
Becht^', führt er aus, „muss dem stärkeren weichen, überall, wo beide 
kollidiren. Das Recht des Staates ist gewiss das stärkste von allen, 
weil es das Becht der Gesamtheit repräsentirt. Das Eecht des 
Einzelnen im Staate ist schwächer, weil er nur ein Bruchteil des 
Ganzen ist. Sein Recht hat allerdings auch den Anspruch auf den 
besonderen Schutz der Gesamtheit und das um so mehr in Fragen, 
die das Eigentum betreffen, als dieses eine der beiden Grundsäulen 
der ganzen bürgerlichen Existenz ist. Man kann aber in Anwendung 
des Spruches: 

„Salus populi suprema lex esto^^ 
Tom Einzelnen mit Recht verlangen, dass er sich dem Willen der 
Gesamtheit fügt, wo dieser nach einem unabweislichen Bedürfnis 
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umgeben und inmitten der Gegenstände seiner Wahl 
und seines Erwerbs, wie ein König im Kleinen zu 
schalten, ohne dass Dritten die Befugniss zustände, 
in die eigene Rechtssphäre hineinzustören und den 
ruhigen Genuss der Güter zu verkümmern, ist eine 
der Grundbedingungen der menschlichen Existenz. 

So ursprünglich und aus seinem innersten Wesen 
hervorquellend ist der Zug des Menschen, einen 
Kreis von Sachen um sich und für sich allein zu 
haben und Andern Eingriffe in denselben zu ver- 
wehren, dass es nicht erst der Verbindung der 
Menschen zum Staate bedurfte, um ihn zu erzeugen. 
Schon bevor der Staat war, hatte sich, freilich in 



mit zwiDgender Notwendigkeit in den Formen des Gesetzes ihm 
entgegentritt. Das Geschehenlassen der Entziehung seines Eigentums 

seitens des Einzelnen kann man daher füglich als ein dem 

Staate dargebrachtes Opfer betrachten." Diese Begründung ist im 
Grunde gar keine, weil sie das Hecht mit dem Elemete seiner Giltigkeit 
verwechselt (vgl. Stein, a. a. O. p. 296. — Meyer, a. a. 0. p. 172}. — 
Denselben Vorwurf trifft auch Frantz, die gesetzlichen Eigentums- 
beschränkungen nach (französisch-) badischem und Reichsrecht, 
1. Lieferung p. 10 f. „Die Zwangsenteignung hat ihren letzten Grund 
in der Machtvollkommenheit des Staates." — Nicht glücklicher ist 
Stein, a. a. O. p. 294 ; er behandelt die Expropriation zusammen mit 
der Grundentlastung, den Gemeinheitsteilungen und Ablösungen als 
Unterabteilung der Entwährung. — Rösler, a. a. 0. p. 463 betrachtet 
das Grundeigentum als seiner Natur nach, nicht bloss ausnahmsweise, 
den Anforderungen der Gesamtheit unterworfen. Das E.-B. ist eine 
notwendige Verzweigung der sozialen Rechtsgestalt des Eigentums. — 
Beseler; D. Privatrecht, p. 101, geht vom Gesichtspunkt des not- 
wendigen Verkaufs aus; ebenso Gerber, D. Pr.-R. p. •321. 322. — 
Denselben Standpunkt vertritt ein Erkenntniss des 0. A. G. von 
Lübeck in einer Bremer Sache, bei Seuffert, Archiv IV. 117. 
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noch unvollkommener Form, das Privateigentum ge- 
bildet, als „ein Werk des individuellen Lebens, 
gleichsam als die Erweiterung des leiblichen Daseins 
der Individuen.** 

Es war nun der Staat, welchem, als dem Ordner 
des geselligen Zusammenlebens bei seinem Ent- 
stehen die Pflicht, zwar nicht der Erhaltung, wohl 
aber des Schutzes des Privateigentums und der 
individuellen Rechte überhaupt übertragen wurde. 

Durch die Verbindung einer Masse von Menschen 
und ihre Organisation zu einem staatlichen Ganzen 
ergibt sich aber eine gewisse Beschränkung der ehe- 
dem schrankenlosen, individuellen Rechte von selber. 
Aus dem Naturzustand, wo dem Individualismus 
keinerlei Grenze gezogen, wo keinerlei Rücksicht- 
nahme auf fremde Interessen geboten war, ist der 
Mensch in die organisirte staathche Gemeinschaft 
getreten. Hinfort führt er nicht mehr ein Dasein 
für sich, sondern es stehen ihm eine Menge anderer 
Wesen mit gleichen Zielen und Zwecken gleich- 
berechtigt zur Seite. Über sie alle breitet der Staat 
seine schützende Hand. Er erkennt die dem Menschen 
schon früher gegebenen Rechte an, regelt ihre 
Ausübung und gewährt ihm die Möglichkeit, soweit 
dies mit dem Interesse der Gesamtheit vereinbar 
ist , individuell und seinem Selbständigkeitstriebe 
gemäss zu existiren. Zu diesem Ende räumt er alle 
Hindemisse aus dem Wege, welche einer möglichst 
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allseitigen Entwicklung und Ausbildung der Gaben 
und Kräfte des Einzelnen entgegen stehen. Er 
fordert das materielle und geistige Privatwohl durch 
die mannigfaltigsten Einrichtungen, so durch Errich- 
tung von Anstalten für die Geistesbildung, von 
Spitälern, Armenhäusern und Versorgungsanstalten. 
Er erleichtert den Gedanken- und Güteraustausch, 
indem er durch stetige Vermehrung und Ver- 
besserung der Kommunikationsmittel die Individuen 
und Völker einander näher bringt. Er hebt den 
Privatreichtum, indem er Ackerbau, Handel und 
Industrie ermutigt und geeignete Vorkehrungen trifft 
gegen fremde Konkurrenz. 

Diese Aufgaben aber, die der Staat den ein- 
zelnen Individuen gegenüber zu erfüllen hat, bilden 
nur einen Teil seiner hohen Mission. Wohl hat der 
Staat gegenüber seinen Bürgern im Einzelnen den 
Zweck, ihre Wohlfahrt möglichst zu fördern, wohl ist 
er, von dieser Seite betrachtet, ein Mittel, um den 
Individuen zu dienen. Anderseits aber hat er auch 
den Anforderungen zu genügen, welche die Ent- 
wicklung der Gesamtheit an ihn stellt. In der 
Förderung des Einzelnen liegt zwar zugleich auch 
eine Förderung der Gesamtheit. Allein die Summe 
des Privatwohls und der Privatinteressen ist nicht 
immer identisch mit der Summe des Staatswohls 
und der Staatsinteressen. Beide können in einem 
unvermeidlichen Konflikt einander gegenüber treten. 
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In solchen Kollisionsfällen, wo die individuellen 
Privatrechte mit den höheren Interessen des Staates 
nicht mehr vereinbar sind, kann dieser, kraft der 
ihm obliegenden Aufgabe, das Volksleben immer 
mehr zu entwickeln und zu vervollkommnen, ver- 
langen, dass das Individuum, welches direkt an den 
Vorteilen dieser Entwicklung teil nimmt, seine 
partikulären Interessen den gemeinsamen Interessen 
des Ganzen unterordne. Eine Knechtung des Indivi- 
duums zu Gunsten des Staatszwecks ergibt sich 
hieraus noch keineswegs ; es werden damit nur die 
Bedingungen für ein gedeihliches Nebeneinander- 
bestehen der Individuen und für die Befriedigung 
derjenigen Bedürfnisse hergestellt, welche für den 
Staat, ähnlich wie für die natürliche Person, un- 
erlässlich sind. 

Für ein gedeihliches Nebeneinanderbestehen der 
Individuen im Staate ! 

Die schrankenlose Ausübung der individuellen 
Rechte verträgt sich nicht mit dem harmonischen 
Zusammenleben der Staatsbürger. Nur dadurch, dass 
der Einzelne die Schranke anerkennt, welche ihm 
durch das Dasein gleichberechtigter Individuen ge- 
zogen ist, kann er als brauchbares Glied in der 
Kette derselben gelten. 

Allein auch aus der Würdigung des Staates als 
eines die kurze Lebensfrist der Individuen über- 
dauernden, von dem zeitlichen Wechsel derselben 
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unberührten Organismue ergeben eich Bescliränkun- 
gen und Pflichten der Staatsbürger, welchen höhere 
Rücksichten zu Grande liegen, als diejenigen auf 
das augenblickliche öffentliche und Privatwohl. Der 
konkrete Staat geht in der Gegenwart nicht auf; 
derselbe trifft eine Menge von Vorkehrungen, deren 
Früchte der Gegenwart nur in beschränktem Masse, 
um so mehr aber den küaftigen Generationen zu 
Gute kommen '). Diese ernten das Ergebnis einer 
stets fortschreitenden, alle Gebiete des Lebens um- 
fassenden Entwicklung, und der Staat — es bedarf 
dies keiner weiteren Argumente — hat diese Ernte 
möglichst zu sichern. Hiezu bedarf er freilich der 
kräftigen Unterstützung seiner Glieder. Indem diese 
durch pünktliche Erfüllung ihrer regelmässigen Bür- 
gerpflichten und in Ausnahmefällen noch durch be- 
sondere Opfer an dieser Entwicklung mitwirken, er- 
füllen sie nur eine in der Natur des Weltlaufs be- 
gründete, moralische Pflicht gegenüber ihrer Des- 
cendenz. 

"Wenn also der Staatsgewalt bei der Erfüllung 
ihrer vielseitigen Aufgaben ein Privateigentumsrecht 
hindernd im "Wege steht, so ist sie im Hinblick auf 
die höheren Zwecke des Ganzen berechtigt, über 
dasselbe hinwegzuschreiten, denn, ob zwar das Ei- 

•) Z. B. grosse Entsumpfungaanlagen, die Anpfloniung Ton Wäl- 
dern inr VerbeSBenmg dos Klima's nnd zur Verhütung von Über- 
SCbwemmuDgen (Aufforstung im Quellgebiet der FIOmb). 
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gentum, wie alle andern individuellen Rechte, vom 
Staate anerkannt und geschützt w^ird, so kann doch 
in dem Schutz niemals auch der Fall inbegriffen 
sein, wo die Gewährung desselben einer Paralysi- 
rung der entwickelnden Tätigkeit des Staates gleich 
käme. Der Schutz des Privateigentums hört daher 
auf demjenigen Punkte auf, wo Letzteres mit den 
Interessen der Gesamtheit in Widerspruch gerät. 
— Als Rechtsgrund der Expropriation ist somit zu 
betrachten 

die den Bürgern auferlegte Pflicht, ihre par- 
tikulären Interessen da, wo diese der Lösung 
staatlicher Aufgaben im Wege stehen, den all- 
gemeinen Interessen des Staates unterzuordnen. 

Aus der Feststellung der Abtretungspflicht geht 
aber nicht hervor, dass die Abtretung schlechthin 
zu geschehen habe. In Widerspruch mit den öf- 
fentlichen Interessen tritt stets nur die Substanz der 
Sache, nie aber der Vermögenswert derselben*). 
Es ist deshalb eine selbstverständliche Forderung, 
dass dem Expropriaten Entschädigung für diesen 
Wert geleistet werde. ^) 



1) Vergl. stein, a. a. 0. p. 298. — Grünhut, a. a. 0. p. 10. — 
Hartmann, das bayrische Gesetz über Zwangsabtretung von 1837, 
p. 3. — Häberlin, a. a. 0. p. 180. 

2) Yon diesem Prinzip gibt es Ausnahmen: Bern. Wassergesetz 
von 1857. § 3. — Thurgauergesetz über die Korrektion der Gewässer 
von 1866. — Bayrisches Wassergesetz, Art. 6. 24. 
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Zum Schlüsse sei noch einer Streitfrage gedacht 
über den Expropriationszweck. 

Einige Schriftsteller, z. B. auch Grünhut ^), neh- 
men an, die Expropriation bezwecke die Über- 
tragung der zu expropriirenden Sache in das öffent- 
liche Gut, eine Ansicht, welche sehr nahe liegt, 
wenn man prinzipiell den Staat als den alleinigen 
Exproprianten betrachtet. Auch fehlt es nicht an 
Gesetzen, welche diesen Standpunkt vertreten^). 
Dagegen erklären sich Andere®) zu der Annahme, 
dass exproprürte Grundstücke auch in das Eigentum 
Yon Privatpersonen übergehen können* Letztere Auf- 
fassung entspricht allein den tatsächlichen Verhält- 
nissen. Sie ist die natürliche Folge aus dem Princip, 
dass auch Privatpersonen und Gesellschaften Sub- 
jekte der Expropriation sein können, sobald der 
Staat im einzelnen Fall durch Konzession oder Spe- 
zialgesetz die Anwendbarkeit des Expropriations- 
rechts ausgesprochen hat. 

Grünhut muss selbst zugeben, dass bei manchen 
öffentlichen Unternehmungen die expropriirten Grund- 
stücke in das Eigentum von Privatpersonen über- 
gehen, wobei er seine Theorie dadurch zu stützen 
sucht, dass er erklärt, dieser Übergang de publice 



1) a. a. 0. p. 78. — Auch Rösler, a. a. O. § 195. 

2) So die französisclien Gesetze von 1833 und 1841, Art. 63. 

8) Haberlin, a. a. 0. p. 173. — Meyer, a. a. O. p. 261. — Thiel, 
a. a. 0. p. 16. 

J. Sieher, das Recht der Expropriation. 2 
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ad privatum könne nur auf dem Wege eines mit- 
telbaren Erwerbs von Seite des eigentlichen Sub- 
jekts des Enteignungsrechts bewirkt werden. 

Rohland*) erblickt hierin mit Recht eine Yer- 
kennung der tatsächlichen Zustände. Allerdings setzt 
die Expropriation regelmässig voraus, dass die Sache 
zu einem öffentlichen Zwecke gebraucht werde. 
Allein sie kann dem öffentlichen Zwecke dienen, 
ohne dass sie darum notwendigerweise dem öffent- 
lichen Gebrauch zugänglich ist. Öffentlicher Ge- 
brauch im juristischen Sinne hat die Bedeutung, 
dass eine Sache Jedermann zur Benutzung frei stehe, 
wenn auch oft Bedingungen daran geknüpft sind, 
z. B. die Zahlung von Gebühren. Nun gibt es aber 
eine Menge von zu öffentlichen Zwecken bestimm- 
ten Sachen, an welchen ein öffentlicher Gebrauch 
im obigen Sinne undenkbar ist, z. B. an Pfarr- 
häusem, Festungen, Kasernen, Schiessplätzen, übri- 
gens ist nicht absolut notwendig, dass eine Sache 
im Staatseigentum stehe, um dem öffentlichen Ge- 
brauch zu dienen^). Vielmehr ist der Fall gar nicht 
so selten, wo ein öffentlicher Gebrauch auch an 
Sachen ausgeübt wird, die sich im Privateigentum 



1) Vgl. auch Blumer-Morel II p. 164 ff. 

2) It is not necessary that the public should own the property 
taken. It may be owned by a private Corporation, such as a railroad 
Company, or even by a private individual. Mills, on the Law of Emi- 
nent Domain § 13. — 
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befinden, z. B« an Brücken, Kanälen, Grundstücken 
mit öfientlichen Wegerechten ^). 

Das schweizerische Expropriationsgesetz Ton 
1850 spricht sich sehr unzweideutig gegen diese 
Grünhut'sche Theorie aus, indem es (in Axt. 14 und 
15) ausdrücklich die Bauunternehmer zu Eigen- 
tümern der expropriirten Sache werden lässt^). Auch 
stände nach schweizerischem Recht der Annahme, 
dass das expropriirte Objekt in allen Fällen in das 
öffentliche Gut übergeht, entgegen, dass nach dem 
Eisenbahnverpfändungsgesetz (Art. 9) eine fertige 
Bahn mit ihrem gesamten Betriebsmaterial, den Bahn- 
höfen und Stationsgebäuden durch die Bauuntemeh- 



1) Vgl. Blümer-Morel, a. a. 0. p. 166. 

^) Dasselbe gilt vom bern. Gesetz y. 1868, § 47. — Zürohergesetz 
V. 1879, §§ 54, 56, 57. — Aargauergesetz v. 1867, §§ 50, 51. — üri, 
Expropr.-Gesetz v. 1862, § 10. 

Das Bezirksgericht von Vivis bestritt der Westbahn in einem 
Erkenntniss vom 24. und 27. Sept. 1869 die Eigenschaft eines 
Privateigentümers. Das Gegenteil sprach der Eassationshof am 20. 
Jan. 1870 aus: „Le caract^re de propriötS priv^e du chemin de fer 
de rOuest-Suisse resulte entr^autres de ce: 

Qu*il a 6t6 conc6d6 k une compagnie d^actionncures formant une 
80ci6t6 anonyme qui en fait l'objet d^une exploitation industrielle 
exclusive, qui le poss^de ä titre priv6, qui Tadministre conform6ment 
aux lois et r^glements y relatifs, et fait ä son ^gard tous les actes 
d'un propri6taire privä .... 

Qne, seit TEtat de Vaud, seit la Gonf6d6ration ont un droit de 
rachat sur le chemin de fer; que le d6cret .... pr6voit expressS- 
ment le cas d*ali6nation du chemin de fer et celui de saisie et de 
mise en possession en faveur des cröanciers. 

Que les caract^res ci-dessus sont ceux de la propri^t6 priv^e et 
non du domaine public, qui ne peut 6tre hypothSqu^, saisi, vendu, ali^nd. 
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mer verpföndet werden kann^). Stände der Unter- 
nehmung nur die Detention an der Bahn zu, wie 
dies Grünhut behauptet^), so könnte sie eine solche 
Verpfandung nicht vornehmen, denn verpfänden kann 
nur der Eigentumer. Endlich verpflichten die Art. 
26 und 46 des Gesetzes von 1850 allein den Un- 
ternehmer zur Zahlung der Entschädigungssumme. 
Der Staat hat dem Expropriaten gegenüber keinerlei 
finanzielle Verbindlichkeiten, was aber der Fall wäre, 
wenn das exproprürte Objekt zum öflfentüchen Gute 
würde. Auch bleiben beim Ablauf der Konzessionen, 
falls ein Rückkauf nicht stattfindet, die Eisenbahn- 
gesellschafken Eigentümer der Bahn. — Ein Antrag 
im Ständerat, dass die Bahn nach Ablauf der Nor- 
malkonzession E^entum desjenigen Staates werde, 
auf dessen Gebiet sie sich befinde, drang nicht 
durch *). 

Prinzipiell ist somit daran fest zu halten, dasa 
nicht nur der Staat, sondern auch jeder Private, 
der ein öffentliches Werk ausführt und den der 
Staat mit dem Expropriationsrecht bewafl&iet hat, 
Eigentümer der zu expropriirenden Güter werden 
kann. Freilich steht dem Exproprianten über Letz- 
tere nicht die mit dem freien Eigentum verbundene 



^) Verpfändung der Vereinigten Schweizerbahnen 1864; Ver- 
pfändung der Westbahnen 1863. 
2) a. a. 0. p. 80. 
^) Blumer-Morell, a. a. 0. p. 100. 
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Dispositionsgewalt zu, dieselben müssen vielmehr 
demjenigen öffentlichen oder Privatunternehmen die- 
nen, zu dessen Gunsten das Expropriationsrecht 
erteilt wurde. 



r 



r. 
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Erster Teil. 



Die Expropriations-Gesetzgebnng des 
neunzehnten Jahrhunderts. 

§4. 

Deutschland. 

In Deutschland finden sich die ersten Spuren 
^ einer Expropriation auf dem Gebiete des Bergbaues, 

I Nachdem die Idee von der Regalität der Bergwerke 

1^ sich daselbst Bahn gebrochen, erfolgte alsbald überall 

auch die Freierklärung des Bergbaues, wodurch 
dieser nach und nach zu grosser Blüte gelangte. 
Die Landesherren hatten das gegründetste Interesse, 
denselben immer mehr in Aufnahme zu bringen. 
Die zu Tage geförderten Schätze füllten ihnen ihre 
leeren Kassen, und auch für die allgemeinen ge- 
werblichen Verkehrsverhältnisse war der Bergbau 
von grosser Bedeutung. So begünstigte man denn 
denselben nach Kräften, indem man an die Berg- 
leute und Bergstädte Privilegien, Bergfreiheiten der 
mannigfaltigsten Art verlieh*). Bei dem grossen 
Einfluss des Bergbaues auf die gesamten Lebens- 
verhältnisse konnte aber nicht ausbleiben, dass er, 



1 



^) Häberlin, a. a. 0. p. 8. 



obschon von Privaten betrieben, als eine öffentliche 
Angelegenheit angesehen wurde'). Aus diesem 
liehen Charakter ergab sich aber von selber, 
der Ackerbau überall zurückweichen musst 
er mit dem Bergbau koUidirte. 

Hier war es nun, wo die Expropriation, erg 
noch in schüchterner "Weise, dann aber mi 
Entschiedenheit auftrat. Noch der Sachsen! 
schliesst die Expropriation zu Bergbauzweckei 
drücklich aus"). Dagegen findet sich zunäc 
einer salzburgiscben Bergordnung aus dem 
1342 die Yerpflichtung der Bauern ausgespr 
an die Grubenmeister Rustholz aus ihren "W 
zu liefern und das Befahren der Grundstüc 



I) Häberlin, a. a. O. p. S. 

^) L 3^. § 2. Silver ne mut ok neman breken ap enei 
mAnneB gade. Eine äee willen des de etat is ; gift hes aver 
TOgedie iB sin dar o«er. ^ Deneelben Oruadeatz sprechen sc 
Bergrechte, welche mit dem Sap. aus gleicher Reohtsquelle eiiti 
Bind, aus. So sagt das Bei^echt fQr den Ooldborgbau bei 
berg : ,Wo der phlucb unde ege «nde senee get da sal nim 
Bachen, ane des gunst des der Acker ist. Daa recht hat I 
nicht." — - Ähnlich das Goldrecht von Goldberg, welches den 
eigentSmer ein Vorzugsrecht vor dem auf seinem Terrain mi 
Fremden eini^umt : „Und wen das e;n mann qneme ejn ui 
war" (ein Fremder) „und mutete au sichern" (suchen) „und g 
(bauen) „in eynes mannes erbe. Dm sal man lasen wissen d 
man des das erb ist, nnd will derselbe sichern und bawen 
erb entfan von unsem Herren oder von sein wasaenneister, 
man im üben als golt werksrecht ist zen sichern und ze 
VDsem Herren zu frueioen und im so hä nuezlicbst mag." 
Ztschr. tat deutsches Recht XI. p. 263. 



— 24 — 

zum Bergwerk zu gestatten^). Die Expropriatioa 
tritt hier noch sehr rücksichtsvoll, fast verschämt 
auf. Nur das notwendige Holz soll der Bauer zu 
liefern verpflichtet sein, im Übrigen, d. h. für die 
Aneignung der Grundstücke, soll der Bergmann auf 
gütliche Übereinkunft verwiesen sein. 

Dieser sehr bescheidene Anfang der Expropriation 
war nicht bloss ein vorübergehender. Noch hundert 
Jahre später brauchte sich kein salzburgischer Grund- 
besitzer die zwangsweise Entziehung von Grund 
und Boden zum Zwecke des Bergbaues gefallen zu 
lassen. Die Bergordnung des Erzbischofs Burekart 
von Salzburg von 1463 verpflichtet den Bergmann 
noch ausdrücklich, sich mit den Grundbesitzern 
über die Abtretung von Grundstücken gütlich zu 
verständigen^). Schon etwas weiter gehend, finden 
wir die Expropriation in einer thüringischen Urkunde 
aus dem Jahre 1426, welche sich auf das Salz werk 



1) Es mag ain jeglicher Grubmaister ein new paw Vahen wo im 
gewellet für dy weil und er sein recht davon geit dem Herren, und 
dem des der was ist, bedarf aber ein Ertzman eines Landmans hab 
cze ichter, es sey Holtz wismat, äcker gesuch oder ander sach wy 
das genant sey, das soll er an in werben, wye er an im stat Vindet. 
Es sey dann Rustholtz in den perch, das mag er um sich siben 
Chlaftern ze allen wenden wol genemen, und ob er ander enden weg 
nicht gehaben möchte, so soll im der Landman weg geben ze varen 
über das sein. 

^) Item wann auch wer datz ain Ertzman bedorfft ains Lands- 
man es sey umb holz wismad acker gesuch oder ander ding darumb 
sol er an In oder seinen gruntherrn komen und mit In ainig werden 
wie er stat an In findet. 
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Wilhelmsglücksbrunn bei Creuzburg bezieht. Land- 
graf Friedrich gibt darin „den ehrsamen Curt 
Grafen, Hans Koche, Hans Schroter und Theoderich 
Tolden van Sten Bürgern zu Cruzeberg den Salcz- 
bom mit aller Sole des Feldes zu den Soden ge- 
legen poben Cruzeberg und dazu Hofestete, als 
yil sie deren dazu bedurffen und buwen und bessern 
mogin". Zugleich erlaubt er ihnen, „Wege und 
Strassen an sich zu bringen, über Äcker und Wiesen 
nach Notdurft und wenn sie Jemand verteuern 
wollen, so hat der Bat zu Creuzeberg nach Billigkeit 
zu entscheiden"^). 

Mit Entschiedenheit tritt dagegen die Expro- 
priation auf in einem Privilegium, welches Markgraf 
Albrecht, Kurfürst von Brandenburg der Stadt 
Wiesenstadt im Jahre 1476 erteilte^). Diese Urkunde 
ist insofern von grosser Wichtigkeit, als sich in 
ihr schon ein ganz bestimmtes Prinzip im Yer- 
fahren erkennen lässt. Sie spricht zunächst die 
allgemeine Yerpflichtung der Grundbesitzer aus, auf 



*) Bei Meyer, a. a. O. ,p. 134. 

2j Die einschlägige Stelle dieses Privilegs findet sich bei Häberlin, 
a. a. 0. p. 11. : «Wir geben Ine auch zu des Bergwerks halben ob 
einer wer der were einschlüge In eines andern Wiesen, acker oder 
feldt, so soll Ihm er das gestatten doch also mit unterschiede So er 
hineinkompt soll man erkennen ob der unttere nutze darnach man 
arbeit besser und nütz6r sei dann der ober und so denn also were 
80 soll Ihm er des das feldt, acker oder Wiesen ist das betzalt 
nemen Nach pillicher erkenntnuss piderber leuth Wolt Ime aber der 
des das ertreich ist solches nicht gestatten das er alsdann In unser 
Straff Stande". 



— 26 — 

ihren Grundstücken das Schürfen zu gestatten. 
Gibt dasselbe ein befriedigendes Resultat, so soll, 
ehe die Abtretung stattfindet erst untersucht werden, 
ob der Bergbau, oder die Benutzung der Ober- 
fläche als Acker, Feld oder Wiese grossem Nutzen 
gewährt. Nur wenn der Bergbau mit Sicherheit 
einen grossem Ertrag erwarten lässt, so soll die 
Abtretung gegen billige, von Sachverständigen fest- 
zusetzende Entschädigung stattfinden. Grundbesitzer, 
die sich dann der Abtretung weigem, verfallen 
einer Strafe. 

Wie entschieden auch in diesem Beispiel die 
Expropriation anerkannt ist, unvermittelt ist der 
Fortschritt im Vergleich zu der salzburger Ur- 
kunde doch nicht. Es ist kein Sprung in der 
Entwicklung, sondem ein naturgemässes, wohlüber- 
legtes Sichanpassen an die Bedürfnisse des Berg- 
baues. Der Grundbesitzer kann nicht schlechthin 
von jedem Beliebigen expropriirt werden, dem es 
eingefallen, auf seinem Grund und Boden zu schürfen. 
Erst muss der Nachweis erbracht werden, dass die 
Voraussetzungen vorhanden sind, um deren willen 
allein dem Bergmann das Expropriationsrecht ge- 
währt wird. Der öffentliche Nutzen des anzulegenden 
Bergwerks für das Land; wo sich durch den ge- 
wöhnlichen Anbau der Oberfläche die nämlichen 
Resultate erreichen lassen, stellt man den Gmnd- 
besitzer ohne Besinnen vor der Expropriation sicher. 
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Ähnliche Bestimmungen, welche die Grund- 
besitzer zur Abtretung des für Bergbauzwecke 
erforderlichen Privateigentums verpflichten, finden 
sich nun in einer ganzen Reihe von Bergordnungen. 
So in der Sondershauser von 1533, der Pfalz- 
zweibrücker von 1514, der INTassauer von 1559 
und vielen andern. Seit der zweiten Hälfte des 
16. Jahrhunderts ist die Pflicht des Grundbesitzers, 
zum Einsenken eines Schachtes, Eintreiben eines 
Stollens etc. die erforderlichen Grundstücke her- 
zugeben, allgemein anerkannt. Die administrative 
Leitung der Expropriation kommt dem Bergamte 
zu ; über die Entschädigung erkennen Bergrichter 
und Berggeschworene (nach dem neuen preussischen 
Berggesetz von 1865, schliesslich die ordentlichen 
Gerichte ^). 

Inbezug auf Form und Mass der Entschädigung 
gelten verschiedene Grundsätze. Manche Bergord- 
nungen ^) geben dem Grundherrn die Wahl zwischen 
vier Erbkuxen, einem Freikux und der Entschädigung 
in Baar; jüngere Bergordnungen ^) gewähren dem 
Grundherrn zwei Grundkuxe, und wenn er der 
Gewerkschaft auch das zum Bau unter der Erde 
notwendige Holz verschafft, vier Freikuxe, endlich 



ij Thiel, a. a. 0. p. 70. 

^) So die nassauische, vom 1. September 1559, saalfeldische vom 
19. Februar 1575, württembergische vom 27. Juli 1597. 

') Z. B. die revidirte B. O. für das Herzogtum Magdeburg vom 
7. Dezember 1772. 
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wird oft ausser dem Gutsbesitzer auch noch dem 
Grund- oder Lehnsherrn, ja selbst dem Gerichtsherrn 
eine Entschädigung gewährt % jenen für den durch 
den Bergbau dem Gute erwachsenden Schaden, 
diesem für die ihm auf dem Bergwerke entgangene 
Jurisdiction. Jedem wird von den Gewerken ein 
Frei- oder Schadenkux frei gebaut, daneben hat 
jeder derselben noch das Recht, vier Erbkuxe auf 
eigenen Verlag mitzubauen. 

Auch zum Zweck von Deichbauten kommt schon 
früh eine Art Expropriation vor; meist wird der- 
selben in den Deichordnungen nicht ausdrücklich 
gedacht, da den an die Deiche anstossenden Grund- 
eigentümern die Unterhaltung der Deiche als Pflicht 
oblag und deshalb die Abtretung von eigenem Grund 
und Boden und beweghchem Material als selbst- 
verständlich erschien^). 

9 

Über die Entschädigungsansprüche des Deich- 
pflichtigen sind die Bestimmungen der Deichord- 
nungen verschieden. Manche^) verweigern dem 
Grundeigentümer jede Entschädigung, während z. B. 
das ostfriesische Deichrecht ihm „eine Verehrung 
aus der Deichkasse** gewährte*). 



^) So i. d. B. 0. für Bayern, Ober-Pfalz und Leuchtenberg vom 
6. Mai 1784. 

2) Vgl. Häberlin, a. a. 0. p. 33. 

^) So die D. 0. des Herzogtums Preassen und die sächsisch- 
hallische Yon 1655. 

^) Kap. Y, § 3. Thom andern, dat de Lande dorch de Gew aldt 



,yjii'jii^i>ijiiii »Kf^g^B^pnm^ 



— 29 — 

Auf dem Gebiete des Strassenbaues sind aus 
dem 18. Jahrhundert zu erwähnen eine braun- 
schweigische Wegeordnung vom 10. März 1704, 
ein sächsisches Mandat vom 28. April 1781 und 
ein preussisches Edikt vom 18. April 1792 über 
die Verbindlichkeiten der Untertanen der Kurmark 
in Ansehung des Chausseebaues, welche die Ver- 
pflichtung der Grundbesitzer aussprechen, den zum 
Zweck des Chausseebaues notwendigen Grund und 
Boden abzutreten. 



Wo man auch immer sich umsehen mag — bis 
gegen das Ende des 18. Jahrhunderts finden wir 
keine Gesetzgebung, welche das Prinzip der Ex- 
propriation als ein allgemem giltiges aufstellte ; im- 
mer findet es bloss auf einzelne bestimmte Fälle 
seine Anwendung, und doch war das Rechtsinstitut 
längst kein unbekanntes mehr. Die juristische Dok- 
trin des Mittelalters hatte sich unaufhörlich mit ihm 



des Waters merklyk äff brecken und an etlichen Orden darhen ge- 
nodigt de Dyke in tho setten, so rede mannichmahl geschehen, also 
dat men de negesten Landen by den Dyken musste gebruken, dewyle, 
dann hiebevoren den Armen sowol, als den Ryken oiren Egendoem 
der Landen berovet und nichtes davor to gereckent; Darup is ge- 
rathschlaget und vor gudt angesehen, went einer ein Stück Landes 
groet edder klein affgegraven werde tho der gemeinen Nuttigkeit der 
Dyken, dat men alsdann densulvigen davor eine Verehringe, na grot- 
heit edder Kleinheit utt dat gemeine Dyk- Schott vor syn ligendoem 
tho recken scheide. Bei Meyer, a. a. 0. p. 135. 
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beschäftigt, sie hatte sowohl seine privatrechtliche, 
als seine staatsrechtliche Seite untersucht, sie war 
zum öfteren auf Irrwege geraten und hatte sich 
wieder zurecht gefunden. Sie hatte das Institut zeit- 
weise mit fremden Elementen vermischt und wieder 
gesäubert. Aber aus dem Jahrhunderte langen Kampf 
der Meinungen war zuletzt — nach entscheidendem 
Eingreifen des Hugo Grotius, welcher, vom domi- 
nium eminens des Staates ausgehend, der ganzen 
Lehre eine philosophische Begründung gab — der 
Grundsatz, dass der Einzelne im Interesse der Ge- 
samtheit sein Privateigentum abtreten müsse, als 
festes und allgemein anerkanntes Prinzip hervor- 
gegangen. 

Dass die Praxis und Gesetzgebung noch bei der 
Neige des 18.' Jahrhunderts weit hinter der hoch- 
ausgebildeten, festen Theorie zurückstand, erklärt 
sich teils aus den geringeren Verkehrsbedürfnissen, 
teils aus der Abhängigkeit, in welcher sich der 
Grundbesitz befand. 

Das 19. Jahrhundert, mit welchem eine neue, 
grossartige Tätigkeit auf allen Gebieten des Lebens 
anbrach, stellte an den Staat ganz neue Anfor- 
derungen. Der stets wachsende Verkehr forderte 
gebieterisch die Verbesserung und Vermehrung der 
Kommunikationsmittel. Strassen und Eisenbahnen! 
Näherrückung der Völker ! Erleichterung des Aus- 
tausches der materiellen und geistigen Güter ! Dies 
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war die Losung der neuen Zeit. Der Gesetzgebung 
musste, als der Staat sich mit Eifer der Lösung 
dieser Aufgaben zu widmen begann, dabei eine 
Hauptrolle zufallen. Sie mussfe die Hindernisse be- 
seiti^n, welche mit der Durchftbru^g groe^rtiger 
Werke, wie Strassen und Eisenbahnbauten, ver- 
knüpft sind. Dabei konnte es aber nicht mehr 
genügen, dass man das Prinzip der Expropriation 
nur für bestimmte Fälle gesetzlich aufstelle. Die 
Werke, zu deren Durchführung die Aneignung von 
Privateigentum notwendig war, wuchsen namentlich 
seit den dreissiger Jahren fast in's Ungemessene ; 
und dies nicht etwa nur auf beschränktem Gebiet, 
sondern auf allen Gebieten des wirtschaftUchen 
Lebens, unter diesen Umständen musste die Ge- 
setzgebung das Prinzip der Expropriation als ein 
allgemeines aufstellen. Sie musste bestimmen, dass 
das Privateigentum überhaupt entziehbar sei, wo 
gewisse Bedmgungen zutreffen. 

Bei der Wichtigkeit und zugleich Gefilhrlichkeit 
dieses Prmzips war es nur angemessen, dass die 
meisten Staaten dasselbe in ihre Grundgesetze 
auäiahmen. So ist denn auch in den meisten deutschen 
Verfassungen des Expropriationsrechts ausdrücklich 
gedacht. Meist geschieht dies in der Form, dass 
die Unverletzlichkeit des Privateigentums garantirt 
und beschränkend hinzugefügt wird, dass dasselbe 
nur beim Vorhandensein gewisser Bedingungen und 
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jedenfalls nur gegen volle Entschädigung entzogen 

werden könne. 

So bestimmt die preussische Verfassungsurkunde 

in Art. 9: 

Das Eigentum ist unverletzlich. Es kann 
nur aus Gründen des öffentlichen "Wohls gegen 
vorgängige, in dringenden Fällen wenigstens 
vorläufig festzustellende Entschädigung nach 
Massgabe des Gesetzes entzogen oder be- 
schränkt werden. 

Die bayrische Verfassung sagt: 

Niemand darf gezwungen werden, sein 
Privateigentum selbst für öffentliche Zwecke 
abzutreten, als nach einer förmlichen Ent- 
Scheidung des versammelten Staatsrates und 
nach vorgängiger Entschädigung. 

Die württembergische Verfassungsurkunde erklärt: 
Niemand kann gezwungen werden, sein 
Eigentum und andere Rechte für allgemeine 
Staats- oder Korporationszwecke abzutreten, als 
nachdem der Geheimrat über die Notwendigkeit 
entschieden hat und gegen vorgängige, volle 
Entschädigung. 

Die badische Verfassung bestimmt: 

§13: Eigentum und persönliche Freiheit 
der Badener stehen für Alle auf gleiche Weise 
unter dem Schutze der Verfassung. § 14: Niemand 
kann gezwungen werden, sein Eigentum zu 
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öffentlichen Zwecken abzugeben, als nach Be- 
ratung und Entscheidung des Staatsministeriums 
und nach vorgängiger Entschädigung, 

Die sächsische Verfassungsurkunde sagt: 

Niemand kann gezwungen werden, sein Eigen- 
tum oder sonstige Rechte und Gerechtigkeiten 
zu Staatszwecken abzutreten, als in den gesetzlich 
bestimmten oder durch dringende Notwendigkeit 
gebotenen, von der obersten Staatsbehörde zu 
bestimmenden Fällen und gegen Entschädigung, 
welche ohne Anstand ermittelt werden soll . . . 

Die' hessische Verfassung bestimmt : 

Das Eigentum kann für öffentliche Zwecke 
nur gegen vorgängige Entschädigung in Anspruch 
genommeil werden. 
Das Staatsgrundgesetz für das Grossherzogtum 

Sachsen-Meiningen bestimmt : 

Alle Untertanen, auch Gemeinheiten, in- 
gleichen das Domänen- und Schatullgut, sind 
verbunden, Grundstücke, welche zu einem öffent- 
lichen Zwecke, Anlagen von Landstrassen und 
Gemeindewegen, zur Erweiterung der Städte 
und öffentlichen Gebäude, Herstellung eines 

Strassenzuges in den Städten nötig sind, 

abzutreten. Jedoch muss die Notwendigkeit der 
Anlage und der Abtretung von der höheren 
Behörde anerkannt sein und gleich bei der 
Abtretung der volle gemeine, durch Abschätzung 

J. Sieber, das Recht der Expropriation. 3 
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mit Berücksichtigung spezieller Yerhältnisse aus- 
zumittelnde Wert, wo nicht durch Gesetz oder 
Vertrag mit dem Staate oder der Gemeinde 
selbst darüber bestimmt ist, aus der Staats- 
resp. aus der Gemeindekasse vergütet werden. 

Das Grundgesetz von Sachsen-Altenhurg enthält 
in § .54 den allgemeinen Grundsatz, dass Privat- 
eigentum für Staats- oder Kommunalzwecke in An- 
spruch genommen werden darf, allein nur dann, 
wenn diese Zwecke wesentliche sind und immer 
nur gegen angemessene Entschädigung. 

Die Verfassung von Waldeck erklärt in § 34: 

Das Eigentum ist unverletzlich. Eine Ent- 
eignung kann nur auf Grund des Gesetzes 
gegen Entschädigung vorgenommen werden. 

Damit in beinahe wörtlicher Übereinstimmung die 
Grundrechte des deutschen Volkes v. 27. Dez. 1848: 
Das Eigentum ist unverletzlich; eine Ent- 
eignung kann nur aus Rücksichten des allge- 
meinen Besten, nur auf Grund eines Gesetzes 
und gegen gerechte Entschädigung vorgenommen 
werden. 

Neben den Verfassungen, ja teilweise schon 
vor ihnen, sprechen auch die Civilgesetzbücher den 
Grundsatz der Expropriation aus und zwar nicht 
bloss für den Einzelfall, sondern allgemein. Unter 
den deutschen Territorialrechten ist es namentlich 
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das bayrische und preussische Landrecht, welche, 
Tom Gesichtspunkt eines erzwungenen Verkaufs 
ausgehend, die Untertanen zur Abtretung ihres 
Eigentums gegen Entschädigung verpflichten. Dabei 
steht das bayr. Landrecht noch ganz auf dem 
Standpunkt des dominium eminens. 

So sagt der Codex Max. bav. civ. in pars IV : 
Im übrigen kann auch Niemand zum Verkaufe 
gezwungen werden, ausgenommen soweit es die 
Landes- und Polizeiordnung um des gemeinen Besten 
willen also erfordert. 

Hiezu bemerkt Freih. v. Kreitmayr : „Obschon 
der Kauf oder Verkauf ebenso wie jeder andere 
Contract res mere voluntaria ist, wozu man regulariter 
Niemand zwingen kann, — so mag doch solches 
ob causam justam tam privatam quam publicam 
wohlgeschehen. Ob causam publicam wird z. B. 
der Untertan mit allem Fug angehalten, zu Forti- 
fikationswerken und andern operibus publicis seinen 
Grund um billigen Preis zu verkaufen". Im Kapitel 
über das Eigentum pars IL bemerkt derselbe weiter : 
„Ingleichem gehört das sog. dominium eminens 
anhero, Kraft dessen die Landesherrschaft der Unter- 
tanen Güter im Fall der Not wegnehmen, und zum 
gemeinen Besten verwenden kann, dann, obwohl 
diese Benennung, welche zuerst von Grotio auf 
das Tapet gebracht worden, etwas hart klingt, und 
insonderheit zwischen Hornio (de dominio eminente). 
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dann Leysero (in Diss. de imperio contra dominium 
eminens) grosser Streit darüber entstanden ist, so 
läuft doch das Meiste hierbei auf eine blosse 
Logomachie aus. Im Hauptwerk läugnet der Landes- 
herrschaft obverstandene Gewalt, soweit sie in den 
gehörigen Schranken bleibt, Niemand ab, liegt also 
im Überrest nicht viel daran, wie das Kind getauft 
werde, und ob es eigentlich dominium eminens 
oder imperium heissen soll." 

"Wir haben diese Stelle trotz der häufigen 
Kommentirung, welche sie von den Schriftstellern 
erfahren hat, wiedergegeben, weil ihr Inhalt als erster 
Vorbote einer Überführung der Theorie in die Praxis 
nicht genug betont werden kann. 

Von einem andern Gesichtspunkte, als das 
bayrische, geht das preussische Landrecht aus, in- 
dem es in § 73 den Rechtsgrund der Expropriation 
in der Pflicht des Bürgers erblickt, das Wohl des 
Staates nach Kräften zu f()rdern. 

Ein jedes Mitglied des Staates ist das Wohl 
und die Sicherheit des gemeinen Wesens nach 
dem Verhältnisse seines Standes und Vermögens 
zu unterstützen verpflichtet. 

Liegen aber dem Bürger auf der einen Seite 
gegenüber dem Staat gewisse Verpflichtungen auf, 
so entsprechen denselben anderseits auch gewisse 
Rechte : 
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§ 76. Jeder Einwohner des Staates ist den 
Schutz desselben für seine Person und für sein 
Yermögen zu fordern berechtigt. 
Was das Gesetz unter der in § 73 erwähnten 
Bürgerpflicht versteht, ist in § 74 ausgesprochen: 
Einzelne Rechte und Yorteile der MitgUeder 
des Staates müssen den Rechten und Pflichten 
zur Beförderung des gemeinen Wohls, wann 
zwischen beiden ein wirklicher Widerspruch 
(CoUision) eintrifft, nachstehen. 
Die Bürgerpflicht aber geht nicht soweit, dass 
das Privateigentum schlechthin entzogen werden 
kann : 

§ 75. Dagegen ist der Staat denjenigen, 
welcher seine besondern Rechte und Vorteile 
dem Wohle des gemeinen Wesens aufzuopfern 
genötigt wird, zu entschädigen gehalten. 
Neben diesen Bestimmungen der Verfassungen 
und Civilgesetzbücher entfaltet sich nun nach und 
nach eine ausgedehnte Gesetzgebung. 

In Preussen wurden eine Anzahl von Spezial- 
gesetzen erlassen, in welchen die allgemeinen Grund- 
sätze des preussischen Landrechts über Expro- 
priation auf besondere Fälle angewendet wurden. 
Neben dem schon erwähnten vorlandrechtlichen 
Edikt über den Chausseebau in der Kurmark vom 
18. April 1792 sind zu erwähnen das sog. Vorflut- 
edikt vom 15. November 1811, das Eisenbahn- 
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gesetz vom 3. November 1838, das Gesetz vom 
28. Februar 1843, über die Benützung der Privat- 
flüsse (§§ 19 ff.), das Gesetz über das Deichwesen 
vom 28. Januar 1848 (§ 30) und das Berggesetz 
vom 24. Juni 1865 (§§ 135 ff). 

Mehr und mehr aber machte sich das Bedürfniss 
geltend, in Ausführung von Art. 9 der preussischen 
Verfassungsurkunde ein allgemeines Landes-Expro- 
priationsgesetz zu erlassen. Gebieterisch trat diese 
Forderung aber erst auf mit dem Hinzutreten der 
neuen Landesteile i. J. 1866. Denn in jedem der- 
selben, Hannover, Hessen-Kassel, den ehemals hessen- 
darmstädtischen, hessen-homburgischen, und bay- 
rischen Gebietsteilen, Frankfurt a. M., Nassau und 
Schleswig-Holstein, herrschten ganz verschiedene 
Bestimmungen, sowohl in materieller als in formeller 
Beziehung, worunter einzelne mit obgenanntem Art. 
9 der Verfassung im Widerspruch standen. Schon 
in den Jahren 1857 und 1862 waren in beiden 
Häusern des Landtages Anträge in dieser Richtung 
gestellt worden. Die erste Vorlage eines Entwurfes 
mit umfassenden Motiven erfolgte am 2. November 
1868. Allein er blieb in den folgenden Jahren 
noch unerledigt. Zum Gesetz erhoben wurde er 
erst nach fünfmaliger Vorlage am 11. Juni 1874^). 
Allein auch dieses Gesetz findet wieder nicht all- 



^) Bär und Langerhans, in der Einleitung zu den Erläuterungen 
über dieses Gesetz; zweite Ausg. Berlin 1878. 
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gemeine, erschöpfende Anwendung, indem es nicht 
massgebend ist für die durch Spezialgesetze geregelte 
Entziehung oder Beschränkung von Grundeigentum 
im Interesse der Landeskultur und der Landes- 
triangulation (§54). 

Es handelt in Titel I von der Zulässigkeit 
der Expropriation. Li der Kommissionsberatung des 
Abgeordnetenhauses waren von verschiedenen Seiten 
Anträge zu Gunsten einer Aufzählung der Fälle 
gestellt worden, bei denen eine Expropriation er- 
folgen darf. Die Regierung beharrte aber dabei, 
dass durch eine Kategorisirung immer etwas Will- 
kürliches und Unvollständiges geschaffen werde ^). 
Es sind denn auch die Anträge sowohl in den 
verschiedenen Kommissionen, als in den Plenar- 
versammlungen in Minderheit geblieben. Man er- 
achtete es als genügend, ein allgemeines Prinzip 
für die Zulässigkeit der Expropriation aufzustellen 
(§ 1). Letztere erfolgt auf Grund einer königlichen 
Verordnung (§ 2) ausnahmsweise kann auch die 
Bezirksregierung (Landdrostei) die Zulässigkeit aus- 
sprechen, so bei Erweiterung öffentlicher Wege, 
Umwandlung von Privatwegen in öffentliche (§ 3) 
und bloss vorübergehenden Beschränkungen (§ 4). 

Titel n handelt von der Entschädigung. 

Titel in reglirt das Verfahren. Er zerfällt in 



^) B|lr und Langerhans, a. a. 0. p. 9. 
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4 Gruppen: 1. Feststellung des Planes. 2. Fest- 
stellung der Entschädigung. 3. Vollziehung der 
Enteignung. 4. Allgemeine Bestimmungen. 

Titel IV enthält die Wirkungen der Enteignung. 

Titel V stellt Bestimmungen auf über Entnahme 
Yon Wegebau-Materialien. Endlich enthält: 

Titel VI Schluss und Übergangsbestimmungen. 

Sehr früh — im Jahre 1821 — gelangte das 
Grossherzogium Hessen zu einem formlichen Ex- 
propriationsgesetz. Dieses ist im Wesentlichen 
dem französischen Gesetz von 1810 nachgebildet. 
Die Abtretung kann nur auf Grund eines Entscheides 
der Regierungsbehörde stattfinden und nur gegen 
vollständige Entschädigung. Das Gesetz schreibt 
nach Aufstellung allgemeiner Grundsätze das Ver- 
fahren vor, bestimmt die Behörden, welche über die 
Einwendungen der Eigentümer zu entscheiden haben, 
stellt die Art und Weise fest, wie die Expropriation 
vor sich zu gehen habe und erwähnt schliesslich 
einiger Ausnahmen von diesem Gesetze. 

Dieses Gesetz wurde durch dasjenige von 1836 
auch auf Eisenbahnbauten ausgedehnt. 

Ihm folgt am 30. Oktober 1834 ein Gesetz für 
das Kurfürstentum Hessen^ welches in drei Ab- 
schnitten Bestimmungen enthält : 1 . über Abtretun- 
gen gegen vorgängige Entschädigung; 2. über Ab- 
tretung in Notfällen und 3. über vorbereitende Hand- 
lungen ♦ 
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Ein badisches Gesetz folgte am 28. August 1835. 
Die Abtretung kann aus Gründen des öffentlichen 
Nutzens erzwungen werden (§ 1). Als öffentlicli 
gilt auch derjenige Nutzen, welcher dem Staat nur 
mittelbar, zunächst aber einer Staatsanstalt, oder 
einer Gemeinde zu gute kommt. Die Feststellung 
des Expropriationsfalls und der Ausspruch der Ex- 
propriation ist Sache des Staatsministeriums, die Er- 
mittlung der Entschädigung Sache des Richters. 
Über das Verfahren finden sich sehr detaillirte Vor- 
schriften. Für grössere militärische Anlagen ist ein 
abweichendes Verfahren vorgeschrieben. 

Der Zeit nach folgt sodann das bayrische Gesetz 
vom 17. November 1837 ^), welches eine Erweite- 
rung erhielt durch das Wassergesetz vom 28. Mai 
1852 und das Bewässerungsgesetz von demselben 
Tage. Eine Modifikation erfuhr das Gesetz durch 
die Civilprozessordnung von 1869 (Art. 6 des Ein- 
führungsgesetzes)^ Die Abtretung sieht regelmässig 
rechtskräftige Feststellung der Verpflichtung auf dem 
Administrationswege und vorherige volle Entschä- 
digung voraus. Die ExpropriationsMle werden in 
langer Aufzählung vorgebracht (Art. 1). 

Im gleichen Jahre wird auch in Frankfurt ein 
Expropriationsgesetz erlassen, welches aber durch 



^3 Eine Erläuterung desselben giebt Bernhard Hartmann, Würz- 
burg, 1879. 
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dasjenige vom 26. Juni 1847 beseitigt wurde. Letz- 
teres wurde dann selbst aufgehoben durch das Ge- 
setz vom 11. November 1856. 

Hamburg revidirte sein Expropriationsgesetz von 
1839 durch dasjenige vom 26. April 1844. Das 
revidirte Expropriationsgesetz ist am 14. Juli 1879 
ergangen, über die Anwendbarkeit des Gesetzes 
wird nach vorgängiger Untersuchung und Erörterung 
der zur Ausführung dienenden Mittel durch über- 
einstimmenden Beschluss des Senates und der Bür- 
gerschaft entschieden. 

Yon andern Gesetzen, wovon einige spezieller 
Natur, sind noch zu erwähnen: 

Das weimarische Regulativ für Strassenbauten 
vom 10. April 1821 mit einem Nachtrag vom 5. Fe- 
bruar 1836. Hiezu kommen noch Bestimmungen 
des Gesetzes vom 29. April 1829 zur Sicherung 
gegen Feuersbrünste mit authentischer Interpreta- 
tion vom 13. Mai 1859, eine Instruktion vom 4. 
September 1873 zur Aufstellung und Ausführung 
von Ortsbauten und Wiederherstellungsplänen nach 
stattgehabtem Brande. Ferner das Gesetz vom 16. 
Februar 1854 für Wasserbauten und ein solches 
vom 10. Januar gleichen Jahres für die Anlegung 
von Friedhöfen. Endlich ein Gesetz vom 23. April 
1856, welches den Gemeinden zur Legung von 
"Wasserleitungen durch fremde Grundstücke ein Ex- 
propriationsrecht einräumt. 




y^ jt- f -. »^^i».^*»*HiTp*« it-jf^ fa*T -^ ~* 4ip^^]w;^^ 



— 43 — 

Meiningen besitzt ein Expropriationsgesetz vom 
28. Juni 1845. Die Aufzählung der Fälle (in § 1) 
bei welchen eine Abtretung gefordert werden kann, 
weist auf den Einfluss des bayrischen Gesetzes 
hin. Dasselbe ist durch verschiedene Gesetze von 
1855, 1867 und 1868 teils erweitert, teils wieder 
beschränkt worden^). 

Für Koburg ist massgebend das Gesetz vom 
31. August 1855, mit unbedeutender Abänderung 
durch das Gesetz vom 2. August 1857; für Gotha 
das Gesetz vom 8. April 1857, nebst einem Spezial- 
gesetz über die Verpflichtung zur Abtretung von 
Grundstücken bei Anlegung einer Eisenbahn vom 
28. April 1842. 

ÄUenburg hat ein Spezialgesetz für den Bau 
von Chausseen, Yicinal- und Kommunikationswegen 
vom 26. Mai 1837; ein gleiches für gemeinnützige 
Bewässerungsanlagen vom 18. Oktober 1865 und 
zwei Eisenbahnmandate vom 13. Februar 1841 
und 6. März 1856. 

Ein Gesetz für Schwarzburg-Rudolstadt vom 
5. Februar 1840 reglirt die Abtretung von Grund- 
eigentum zum Zweck des Strassenbaues. Eine Er- 
weiterung erfuhr dasselbe durch das Gesetz vom 
24. Februar 1860, welches die Abtretung und 
Beschränkung des Grundeigentums überall da zur 



^) Neubauer, Zusammenstellungen, p. 31. 
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Pflicht macht, wo dies zur Durchführung einer im 
öflFentlichen Interesse liegenden Unternehmung er- 
forderlich ist. Das Verfahren ordnen die Gesetze 
vom 9. August 1861 und 21. Juni 1872. 

In Schwarzburg-Sondershausen sind am 3. April 

1844 und 20. August 1863 Expropriationsgesetze 

erlassen, welche in einer Reihe von Zififern die 

^' Fälle aufzählen , bei welchen expropriirt werden 

kann. 

Ein erschöpfendes Gesetz besitzt Lübeck vom 
21. Mai 1870. 

Man sieht, dass die Materie in Deutschland 
eine sehr vielgestaltige gesetzliche Regelung erfahren 
hat. Viele der in den einzelnen Territorialstaaten er- 
lassenen Gesetze — und gewiss nicht der schlechtere 
Teil — lehnen sich an das französische Recht an, 
andere wieder — worunter manche tüchtige Arbeit 
— sind selbständige Bildungen, immer freilich auf 
den durch das französische Gesetz von 1810 
geschaffenen Grundlagen. — Reichsrechtliche Vor- 
schriften sind bis zur Stunde nur in sehr be- 
schränktem Masse aufgestellt worden. Sie bestehen 
zunächst in der Bestimmung des Art. 41 Abs. 1 
der Reichsverfassung, wonach Eisenbahnen, welche 
im Interesse der Verteidigung Deutschlands, oder 
im Interesse des gemeinsamen Verkehrs für not- 
wendig erachtet werden, Kraft eines Reichsgesetzes 
auch gegen den Widerspruch der Bundesglieder, 
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deren Gebiet die Eisenbahnen durchschneiden, unbe- 
schadet der Landeshoheitsrechte für Rechnung des 
Reiches angelegt, oder an Privatunternehmer zur 
Ausführung konzessionirt und mit dem Expropria- 
tionsrechte ausgestattet werden können. Ausserdem 
finden sich Bestimmungen über die Expropriation 
von Mobilien, namentlich Pferden zum Zwecke 
von Mobilmachungen, Reichs-Gesetz vom 13. Juni 
1873; Bestimmungen bezüglich der Beschränkung 
des in dem Rayon der Festungen gelegenen Grund- 
eigentums, Reichs-Gesetz vom 21. Dezember 1871 ; 
Vorschriften betreflFend Massregeln gegen die Rinder- 
pest, Reichs- Gesetz vom 7. April 1869; gegen 
Viehseuchen, Reichs-Gesetz vom 23. Juni 1880^). 
Endlich mag noch erwähnt werden die Gewerbe- 
ordnung vom 21. Juni 1869, wonach der höheren 
Verwaltungsbehörde die Befugniss beigelegt ist, 
wegen überwiegender Nachteile und Gefahren die 
fernere Benutzung einer jeden gewerblichen Anlage 
zu jeder Zeit gegen Ersatz des erweislichen Schadens 
an den Besitzer zu untersagen. 



^gl* Frantz, die gesetzlichen Eigentumsbesoliränkungeii nach 
(franzöfiisch-) badischem und Reichsrecht. 1. Lieferung, p. 68. 
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§ 5. 

Frankreich. 

■ 

In Frankreich finden sich schon sehr früh Spuren 
einer eigentlichen Expropriation. So gestattet eine 
Ordonnanz von PhiUpp dem Schönen aus dem Jahr 
1303 die Anwendung des Expropriationsrechts zum 
Bau von Kirchen und Pfarrhäusern und zur An- 
legung von Friedhöfen. Die fundamentalen Grund- 
sätze der Expropriation sind bereits vorhanden. 
Yoraussetzung derselben ist ein dauernder öffent- 
licher Nutzen ^non ad superfluitatem sed ad con- 
venientem necessitatem**. Für die Abtretung aber 
gebührt dem Eigentümer eine gerechte Entschädi- 
gung „ad eas dimittendas pro justo pretio compelli 
debent^). Im Jahre 1470 erhalten die Behörden von 
Amiens das Recht, den zum Bau von Festungs- 
werken erforderlichen Boden gegen Baarentschädi- 
gung zu expropriiren. Ferner werden die Behörden 
von Orleans durch ein Patent von Franz I. ver- 
pflichtet, die Eigentümer gewisser, in der Nähe der 
dortigen Rechtsschule gelegener Grundstücke zur 
Abtretung derselben gegen Entschädigung anzuhal- 
ten. Endlich ist ein Edikt aus dem Jahre 1607 vor- 
handen, welches die Expropriation zum Zweck der 
Austrocknung von Sümpfen gestattet. 



*) Daffry de la Monnoye, thöorie et pratique de Texpropriation, 
etc. I. p. 4, 5. 
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Yon 1791 an finden wir das Expropriations- 
prinzip in allen Verfassungen anerkannt. Regelmässig 
fügen sie, das Eigentum garantirend, beschränkend 
hinzu, dass, wo die öffentliche Notwendigkeit (n6- 
cessit6 publique) oder der öffentliche Nutzen (utilitö 
publique) es erforderten, das Privateigentum gegen 
Entschädigung entzogen werden könne. So in der 
Erklärung der Menschenrechte (Art. 1 7) : 

La propriete est inviolable et sacr6e; nul ne 
peut en 6tre prive, si ce n'est lorsque la n6cessit6 
publique, 16galement constatee Texige evidemment 
et sous la condition d'une juste et prealable in- 
demnitö. 

Diese Bestimmungen wiederholen sich in den 
Verfassungen vonl795, 1814, 1830, 1848undl852. 

Das gleiche Prinzip spricht der Code Civil in 
Art. 545 aus: 

Nul ne peut §tre contraint de ceder sa pro- 
pri6t6, si ce n'est pour cause d'utilite publique et 
moyennant une juste et prealable indemnitö. 

Es ist wichtig, zu konstatiren, dass zur Zeit des 
alten Regime die Expropriation fast ausschliesslich 
eine Verwaltungsfrage war. Auch die neue Aera 
brachte in dieser Beziehung zunächst keine Ver- 
änderungen. Immer erhielt sich noch der Grund- 
satz, dass der Verwaltungsbehörde allein das Recht, 
sowohl des Ausspruches der Expropriation, als auch 
der Ermittlung der Entschädigung zustehe. So be- 
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stimmt das Gesetz vom 28 Pluviöse des Jahres VIII 
(17. Februar -1800) in Art. 4: 

La conseil de pr6fecture prononcera sur les de- 
mandes et contestations concernant les indemnites 
dues aux partieuliers, ä raison des terrains pris ou 
fouill6s pour la confection des chemins, canaux et 
autres ouvrages publics. 

Auch das Gesetz vom Jahr 1807 (sur les des- 
s6chements de marais) liess die Kompetenz der Ver- 
waltungsbehörde noch unverändert (Art. 56, 57). 
Man kann, da dieses Gesetz der erste, vielfach noch 
unsichere Schritt zu einem ordentlichen Expropria- 
tionsrecht überhaupt ist, eine scharfe Scheidung der 
Funktionen der Verwaltungsbehörde und der rich- 
terlichen Gewalt noch nicht verlangen. Erst musste 
die Erfahrung, diese grosse Umbildnerin, die Basis 
zu künftigen Verbesserungen schaffen. — Das Ge- 
setz von 1807 bezieht sich, wie aus dem Titel her- 
vorgeht, hauptsächlich auf Entsumpfungsarbeiten und 
trifft dabei in Titel XI allgemeine Bestimmungen 
über die bei Inanspruchnahme von Grundstücken 
zu zahlende Entschädigung. Allein es liess das Pri- 
vateigentum noch allzu sehr in Frage gestellt. Die- 
sem waren nur geringe Garantieen gegen willkürliche 
Angriffe seitens der Verwaltung geboten. 

Da entwarf Napoleon im September 1809 die 
Grundlinien zu einem neuen Expropriationssystem. 
In einer Note an den Staatsrat, datirt aus Schön- 



«•— ¥-W"^~ 



— 49 — 

brunn, stellt er der Verwaltungsbehörde die Gerichte 
zur Seite. Sie sind es, welche künftig die Expro- 
priation auszui^prechen und die Entschädigung zu 
bestimmen haben. Der Verwaltung soll nur noch 
die Erklärung über den vorhandenen öflfentlichen 
Nutzen des Werkes (la döclaration de Futilite pu- 
blique) zustehen; sie muss sich künftig mit der 
Rolle einer Gehülfin und Vorarbeiterin begnügen. 

Diese neuen Ideen Napoleons wurden am 8. 
März 1810 zum Gesetz. Sie haben in der Folge 
in allen europäischen Staaten festen Fuss gefasst. 

Einer Änderung unterlag dieses Gesetz sodann 
durch dasjenige von 1831 (loi relative k Texpro- 
priation temporaire en cas d'urgence des propriötes 
priv6es n6cessaires aux travaux des fortifications) 
welches in 15 Artikeln ein beschleunigtes Verfahren 
bei Abtretungen zu Fortifikationszwecken anordnete. 
Die Änderung konnte somit noch keine wesentliche 
sein. Anders freilich verhielt es sich dann mit dem 
Gesetz von 1833. Dieses Gesetz hob dasjenige 
von 1810 auf (Art. 67), liess jedoch das Verfahren 
bei Abtretungen für Fortifikationszwecke unberührt. 
(Art. 66.) 

Die neuen Gesichtspunkte des Gesetzes von 1833 
sind im Wesentlichen folgende. Die Rechte der 
Verwaltungsbehörde werden bedeutend beschnitten. 
Alle grossen öffentlichen Werke: routes royales, 
canaux, chemins de fer, canalisation de riviöres, 

J. Sieher, das Recht der Expropriation. 4 
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bassins et docks dürfen künftig nur auf Grund 
eines Gesetzes ausgeführt werden (Art. 3). Ferner 
wird das Recht zur Ermittlung der Entschädigung 
den ordentlichen Gerichten genommen und an eine 
SpezialJury übertragen (Kap. 11 des Ges.). 

Das Verfahren stellte sich aber nach diesem 
Gesetz als ausserordentlich komplizirt heraus. Auch 
scheint bisweilen das Ungewöhnliche sich zugetragen 
zu haben, dass die Eigentümer von der Jury 
um das Doppelte über ihre eigenen Forderungen 
hinaus entschädigt wurden. Nach dem Erlass dreier 
Ordonnanzen von 1833, 1834 und 1835, welche 
sich vorwiegend mit den bei den Vorarbeiten zu 
beobachtenden Förmlichkeiten befassten und nach 
einem die Anlage von Vizinalwegen betreffenden 
Gesetz vom 21» Mai 1836, vollzog sich endlich die 
letzte grosse Reform der französischen Expropria- 
tionsgesetzgebung in dem Gesetz vom 3. Mai 1841. 

Die Tätigkeit des Gesetzgebers war hier vor 
allem eine sichtende. Es handelte sich darum, 
alles, was sich im Laufe von dreissig Jahren 
nicht bewährt hatte, auszuscheiden, das Zweck- 
massige dagegen beizubehalten und weiter auszu- 
bilden. Der Inhalt des Gesetzes ist kurz folgender: 

Titre T': Dispositions pr61iminaires. Die Expro- 
priation wird durch die Gerichte verfugt, jedoch 
erst dann, wenn der öffentliche Nutzen in den 
gesetzlichen Formen konstatirt und erklärt worden 
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ist. Die Ausführung aller grösseren öffentlichen 
Werke wird durch Gesetz angeordnet, für solche 
von geringerer Bedeutung genügt eine königliche 
Ordonnanz (Art. 1 — 3). 

Titre 11. Des mesures d'administration relatives 
ä Texpropriation. Bestimmungen über das Ver- 
fahren der Verwaltungsbehörden; Aufnahme der 
Parzellenpläne, Deponirung derselben auf der Mairie, 
verbunden mit öffentlicher Bekanntmachung dieser 
Tatsache. Bildung einer Kommission zur Entgegen- 
nahme von Einsprachen etc. (Art. 4 — 12). 

Titre III. De Texpropriation et de ses suites 
quant aux privil^ges, hypoth^ques et autres droits 
r6els (Art. 13—20). 

Titre IV. Du röglement des indemnitös chap. 1, 
mesures pr6paratoires (Art. 21 — 28); chap. 2, du 
Jury special charge de regier les indemnitös. Bildung 
und Verfahren der Jury. Hier ist die wichtige 
Bestimmung eingeschoben, dass die von der Jury 
zugesprochene Entschädigung nie niedriger sein darf, 
als das Angebot der Verwaltung und nie höher, 
als die Forderung des Eigentümers (Art. 39); 
chap. 3, des r^gles ä suivre pour la fixation des 
indemnit6s. Pflicht des Exproprianten, unter ge- 
wissen Voraussetzungen das ganze Objekt zu über- 
nehmen. Berücksichtigung des Mehrwertes des Rest- 
grundstücks bei Berechnung der Entschädigung. 
Beschränkung der EntschädigungBpflicht bei gewissen 
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Manipulationen des Eigentümers, welche darauf ge- 
richtet sind, eine höhere Entschädigung zu erlangen 
(Art. 48—52). 

Titre V. Du payement des indemnitös (Art* 
53—55). 

Titre VI. Dispositions diverses (Art. 56 — 64). 
Rückforderungsrecht des Expropriaten. 

Titre VII. Dispositions exceptionnelles ; chap. 1 , 
beschleunigtes Verfahren in Dringlichkeitsfallen ; 
(en cas d'urgence) (Art. 65 — 74) chap. 2, Ver- 
fahren bei Expropriationen für Militär- und Marine- 
arbeiten. 

Titre VIII. Dispositions finales, Aufhebung 
der Gesetze von 1810 und 1833. 

Zu diesem Gesetz von 1841 kommen noch 
hinzu: Ein Gesetz vom 24. Mai 1842 (loi relative 
aux portions de routes royales delaiss6es par suite 
de changement du trac6 ou d'ouverture d'une nouvelle 
route) bestimmt, dass die anstossenden Grund- 
eigentümer königlicher Strassen, welche - infolge der 
Eröffnung, einer neuen Strasse, oder der Ver- 
änderung des Trac6 der alten eingehen, unter 
gewissen Bedingungen die verlassenen Strassenteile 
unter den in Art. 61 des Gesetzes von 1841 
vorgeschriebenen Formen an sich ziehen können 
(Art. 3). 

Wichtiger ist das Gesetz vom 13. April 1850 
(loi relative h l'assainissement des logements insa- 



"gy"?r^«r^;^ .y^Ti» ? ^T ' ^riJ** ■ J^yT'TiSPwi'7 ^^^?r^'T»'^:iP'««M»'^*'' 



-^ 53 — 

lubres). Dieses gibt (in Art. 13) den Gemeinden 
die Befugnißs, solche Gebäude zu expropriiren, welche 
infolge ihrer ungesunden Natur Leben oder Ge- 
sundheit ihrer Bewohner gefährden und deren 
Abtragung zur Durchführung grösserer, für die 
Gesundheit notwendiger Bauten erforderlich ist. 
Hervorzuheben ist hier namentlich noch die Be- 
stimmung, wonach, wenn von den in Anspruch 
genommenen Gebäuden ein Teil nicht in die Bau- 
linie hineingezogen wird, derselbe öffentlich ver- 
steigert werden soll, ohne dass den alten Eigentümern 
die Befugniss zustände, von ihrem Rückerwerbsrecht 
Gebrauch zu machen. Nach einem Dekret vom 
26. März 1852 (döcret relatif aux rues de Paris) 
kann, wo es sich um Verbreiterung von Strassen 
handelt, die Expropriation auf die TotaUtät der 
betroffenen Gebäulichkeiten ausgedehnt werden, 
wenn die Verwaltungsbehörde findet, dass die übrig 
bleibenden Teile ihrer Form und Ausdehnung nach 
zur Errichtung gesunder Gebäude nicht taugen. 
Auch kann sich die Expropriation auf Immobilien 
ausserhalb der Baulinie erstrecken, wenn ihre An- 
eignung zur Beseitigung älterer, unnütz gewordener 
Strassen erforderlich ist (Art. 2). — Ein Dekret 
vom 10. August 1853 (d6cret sur le classement 
des places de guerre et des postes militaires et 
sur les servitudes impos6es ä la propri6t6 autour 
des fortifications) gibt dem Staate das Kecht, das 
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in der Nähe der Festungswerke gelegene Privat- 
eigentum auf dem Wege der Expropriation vorüber- 
gehend oder definitif in Anspruch zu nehmen, 
wenn es die Verteidigung des Platzes erfordert 
(Art. 35, 36). Dabei unterscheidet das Dekret 
zwischen Krieg und Frieden. In Friedenszeiten 
geht das Ab tretungs verfahren, als auch das Ent- 
schädigungsverfahren in den Formen der Gesetze 
von 1807, 1831 und 1841 vor sich (Art. 37). 
Zur Kriegszeit, oder bei Erklärung des Kriegs- 
zustandes erfolgt die Abtretung auf Grund eines 
Dekrets, oder in Dringlichkeitsfällen auf Befehl des 
Gouverneurs oder des Platzkommandanten. Dring- 
lichkeit ist vorhanden, wenn der Feind nur noch 
drei Tagemärsche vom Orte entfernt ist (Art. 38). 
Die Entschädigung wird in diesem Falle sogleich 
nach vorübergegangener Occupation geleistet. Sie 
entfallt ganz, wenn die Entziehung, Zerstörung, 
oder Beschädigung unmittelbare Folge kriegerischer 
Ereignisse ist, oder, wenn sie durch Vorkehrungen 
der Militärbehörden während der Belagerung, oder 
durch ein Armeekorps, oder eine Abteilung Soldaten 
angesichts des Feindes herbeigeführt worden ist 
(Art. 39). 

Ungefähr sieben Monate vor Erlass dieses De- 
krets, am 25. Dezember 1852, hatte ein Senatus- 
konsult in Ausführung der Verfassung vom gleichen 
Jahre der gesetzgebenden Gewalt die Anordnung 
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aller öffentlichen Werke, welche ihr durch die 
Gesetze von 1833 und 1841 eingeräumt worden 
war, wieder entzogen und dem Kaiser übertragen 
(Art. 4). Allein dieses Senatuskonsult änderte im 
Grunde am Bestehenden nicht viel, denn da der 
gesetzgebende Körper die zu öffentlichen Arbeiten 
erforderlichen Subsidien zu bewilligen hatte, so 
musste er notwendigerweise auch auf eine Wür- 
digung des öffentlichen Nutzens eintreten. Mithin 
blieb doch die rechtlich der Executive zustehende 
Genehmigung der Arbeiten bei der gesetzgebenden 
Gewalt stehen, bis man dann in dem Gesetz vom 
27. Juli 1870 mit wenigen Modifikationen auch 
rechtlich wieder auf die Grundsätze des Gesetzes 
von 1841 zurückkam. 

Das letzterwähnte Gesetz von 1870 verordnete, 
dass alle grossen öffentlichen Werke, wie kaiserliche 
Strassen, Kanäle, Eisenbahnen, Flusskanalisationen 
durch Gesetz angeordnet werden sollen, wogegen 
für Kanäle und Zweigbahnen unter zwanzig Kilo- 
meter Länge und andere Arbeiten geringeren Um- 
fangs ein kaiserliches Dekret genüge. 

Über die Expropriation in den französischen 
Kolonien sind besondere Gesetze erlassen worden. 
Für Algerien besteht ein Gesetz vom Jahr 1851 
(loi sur la Constitution de la propri6te en Algörie), 
und zwei Ordonnanzen vom 1. Oktober 1844 und 
21. Juli 1846. 
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Für Martinique, Guadeloupe und R6union ist 
ein Senatuskonsult vom 3. — 9. Mai 1856 vorhanden. 

Da das Gesetz von 1841 durch kein späteres 
abrogirt worden, so enthält dasselbe in Verbindung 
mit den nachfolgenden Bestimmungen das heute in 
Frankreich geltende Expropriationsrecht. 

§ 6. 

Italien- 

In Italien hat sich das Expropriationsrecht im 
engen Anschluss an die französische Gesetzgebung 
entwickelt. Vor dem Jahre 1865 war die Expro- 
priation noch ausschliesslich durch die Gesetzgebung 
der einzelnen Staaten geregelt. Die Materie war in 
so vielgestaltiger Weise behandelt^), dass man an 
die derzeitigen Zustände in Deutschland erinnert wird. 

Im Königreich Sardinien galt das für die spä- 
tere Entwicklung wichtige königliche Patent vom 6 . 
April 1839, mit der Instruktion vom 12. Juli 1839; 
femer ein Gesetz vom 7. Juli 1851, über die Er- 
weiterung der Städte und Verbreiterung der Strassen 
(circa Tapprovazione dei piani di ampliamento o di 
alineamento delle cittä e di altri comuni). — In der 



^) Edoardo Martino, suir espropriazione per causa si pubblica 
utilitä, commento alla legge del 25 Giugno 1865, Milano 1869, p. 13, 
14. — Leider bat ein neueres Werk über italien. Expropriationsrecht 
von Sabbatini zu dieser Schrift nicht benutzt werden können. Dem 
Vernehmen nach befindet sich der zweite Band noch im Druck. 
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Lombardei galten vor der französischen Occupation 
neben den Bestimmungen der Constitutiones dominii 
mediolanensis, des römischen Rechts und gewohn- 
heitsrechtlichen Regeln die Edikte vom 26. April 
1784 und 20. Dezember 1789 nebst einigen andern 
Spezialgesetzen. Auf diese folgen dann in der Epoche 
der italienischen Republik die Gesetze vom 27. März 
und 20. April (Wassergesetz) 1804. Im Jahre 1813 
wurde das französische Gesetz von 1810 in wört- 
licher Übersetzung eingeführt. Nach dem Untergang 
des Königreichs Italien im Jahre 1815 wurde das 
Gesetz von 1813 abgeschafift und einzelne Verord- 
nungen an dessen Stelle gesetzt. Das Herzogtum 
Parma besass ein Reglement vom 27. April 1821. 
In Toscana ward die Expropriation in Ermangelung 
eines allgemeinen Gesetzes von Fall zu Fall- ge- 
regelt. Im Königreich Neapel und Sicilien gleicher 
Mangel an einer allgemeinen Normirung. Die In- 
struktionen zum Dekret vom 22. Oktober 1811 
stellten das Entschädigungsverfahren fest für die 
Abtretung von Grundeigentum zum Zwecke des 
Brücken- und Strassenbaues. Endlich enthielten ver- 
schiedene Reskripte von den Jahren 1826 — 1847 
Bestimmungen über die Abtretung von Eigentum 
zu militärischen Zwecken. 

Mit diesem unförmlichen Komplex häufig sich 
widersprechender Vorschriften, welche sowohl das 
Privatinteresse, als das Interesse der Gesamtheit 
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gefährdeten, musste das geeinigte Italien Ordnung 
schaffen. Unter sorgfaltiger Berücksichtigung des 
einheimischen und fremden Rechts wurde am 25. Juni 
1865 in Ausführung des Art. 29 der italienischen 
Staatsverfassung*) ein allgemeines Expropriations- 
gesetz erlassen. Dieses zerfällt in drei Titel: 

Titel I stellt in sieben Kapiteln allgemeine Be- 
stimmungen auf, und zwar handelt 

Kap. 1 von den Massregeln, welche der Erklä- 
rung des öffentlichen Nutzens vorangehen sollen 
(Art. 1 — 8). Nach Art. 2 sind als Werke mit öf- 
fentlichem Nuteen diejenigen zu betrachten, welche 
von der kompetenten Behörde als solche erklärt 
werden. 

Kap. 2. Von der Erklärung des öffentlichen 
Nutzens (Art. 9 — 15). Dieselbe erfolgt nach dem 
Vorgang des französischen Rechts teils durch die 
gesetzgebende, teils durch die vollziehende Gewalt. 
Der Gesetzgebung fallt die Erklärung des öffent- 
lichen Nutzens in folgenden Fällen zu : Für den Bau 
von Nationalstrassen, öffentlichen Eisenbahnen, schiflf- 



^) Die ital. Verfassung erklärt in Art. 29 alles Eigentum ohne 
alle Ausnahme als unyerletzlich, fügt aber hinzu: Tuttavia, quando 
rinteresse pubblico, legalmente accertato, lo esiga, si pu6 esser tenuti 
a cederle in tutto od in parte, mediante una giusta indennitä, con- 
formemente alle leggi. — Codice civile art. 438 : Nessuno pu6 essere 
costretto a cedere la sua proprietä od a permettere che altri ne fietccia 
U80, se non per causa di utilitä pubblica legalmente riconosciuta, e 
dichiarata e premesso il pagamento di una giusta indennitä. 
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baren Kanälen und andern grossen Werken von all- 
gemeinem Interesse, sei es nun, dass der Staat die- 
selben finanziell unterstützt, oder nicht. Dagegen 
bedürfen der blossen Genehmigung des Ministers 
für öffentliche Arbeiten Werke von geringerer Wich- 
tigkeit und bloss lokalem Charakter. Für kommunale 
Werke, den Bau von Gemeindestrassen und Brücken 
ist der Ortspräfekt kompetent (Art. 9). Endlich wird 
die Erklärung des öffentlichen Nutzens bei Abtre- 
tungen zum Zweck von Festungsbauten durch könig- 
liches Dekret auf Vorschlag des Kriegsministers aus- 
gesprochen (Art. 11). 

Kap. 3. Von der Bestimmung der zu expro- 
priirenden Grundstücke (Art. 16 — 23). 

Kap. 4. Von der Entschädigung und der Art 
und Weise ihrer Ausmittlung (Art. 24 — 46). 

Kap. 5. Vom Ausspruch der Expropriation. 

Sektion 1. Wirkungen derselben gegenüber dem 
Eigentiimer (Art. 47 — 51). Sektion 2. Wirkungen 
derselben gegenüber Dritten (Art. 52 — 56). 

Kap. 6. Bestimmungen über die Expropriation 
von Grundstücken bevormundeter, unter Kuratel 
stehender und juristischer Personen (Art. 57 — 59). 

Kap. 7. Das Reappropriationsrecht des Expro- 
priirten (Art. 60 — 63). 

Der II. Titel enthält spezielle Vorschriften und 
zerfällt ebenfalls in sieben Kapitel. 
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Kap. 1. Von der vorübergehenden Besitzer- 
greifung von Grundstücken zur Gewinnung von Stei- 
nen, Kies, Sand und andern zur Ausführung öffent- 
licher Werke erforderlichen Materialien (Art. 64 — 70). 

Kap. 2. Von der Besitznahme in Dringlichkeits- 
fällen und in Fällen höherer Gewalt (Art. 71—73). 

Kap. 3. Von der Expropriation zu Militär- 
zwecken (Art. 74—76). 

Kap. 4. Von den Expropriationen, welche die 
benachbarten Grundbesitzer zu einem Beitrage an 
die Kosten der Unternehmung verpflichten (Art. 

77—82). 

Kap. 5. Von der Expropriation historischer Denk- 
mäler und nationaler Altertümer (Art. 83 — 85). 

Kap. 6. Über die aedilicischen Regulirungspläne 
(Art. 86—92). 

Kap. 7. Über Expropriationen zur Ausführung 
von Stadterweiterungsplänen (Art. 93, 94). 

Der in. Titel enthält Schluss- und Übergangs- 
bestimmungen (Art. 95 — 100). 

Wie anderwärts, so hat auch in Italien die Frage, 
wem die Entscheidung über den öflfentlichen Nutzen 
eines Werkes zustehen solle, zu lebhaften Erörte- 
rungen geführt. Die Einen wollten die Erklärung 
des öffentlichen Nutzens ausschliesslich der Gesetz- 
gebung vorbehalten mit der Begründung, dass da- 
durch allein das Privateigentum wirksam geschützt 



._« ^'^^ .4kJ 



^^^f-W , r ^ 5«- — vrrx:'^^;^ 



— 61 — 

werde. Andere machten gegen die Kompetenz der 
gesetzgebenden Gewalt jene Einwendungen geltend, 
welchen man in der ganzen neueren Doktrin be- 
gegnet, nämlich, dass die gesetzgebende Gewalt nicht 
immer in der Lage sei, über den öffentiichen Nutzen 
eines Werkes mit Sicherheit und unter Wahrung 
ihrer Würde zu entscheiden. Die Sicherheit des 
Entscheides setze eine genaue Lokalkenntniss voraus, 
welche der gesetzgebende Körper in vielen Fällen 
nicht besitze. Mit der Würde des Gesetzgebers sei 
es nicht vereinbar, dass letzterer oft über Gegen- 
stände entscheiden müsse, welche nur von geringem 
Interesse sind. Endlich würden Werke, deren Ge- 
lingen ungesäumte Ausführung erheische, nur zu oft 
durch lange parlamentarische Debatten gefährdet. 

Dass man die Frage durch Einschlagung eines 
Mittelweges löste, ist bei dem grossen Einfluss, den 
das französische Recht in Italien ausübte, nicht zu 
verwundem. 

In andern Punkten ist man dagegen Frankreich 
nicht gefolgt. Einmal wird das Expropriationser- 
kenntnis nicht durch die Gerichte, sondern durch 
die Verwaltungsbehörden gefallt (Art. 48); ferner 
entscheidet über die Entschädigung nicht eine Jury, 
sondern die ordentlichen Gerichte. 

Von diesem Gesetz von 1865 statuirt ein spä- 
teres von 1868 eine Ausnahme^) des Inhalts, dass. 



Martino, p. 75. 
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wo es sich um die Entwicklung des kommunalen 
Strassenbau's handelt, einzelne, durch das allgemeine 
Gesetz von 1865 vorgeschriebene Förmlichkeiten 
wegbleiben können. Die Haupterleichterang besteht 
il, d«. i„ der Genehmi^g der A.4 durch 
den Präfekten implicite die Erklärung des öffent- 
lichen Nutzens enthalten ist (Art. 1 1). Auch ist die 
Oemeinde nicht gehalten, den espropriirten Grund- 
besitzern die Entschädigungssumme sofort auszube- 
zahlen, vielmehr kann sie unter Bezahlung von 5 ^/o 
Zinsen die Summe zehn Jahre lang in Händen be- 
halten. 

Einen neuen Gedanken hat Italien in das Ex- 
propriationsrecht eingeführt : Die Beitragspflicht der 
Grundnachbam an die Kosten der Unternehmung. 

§ 7. 

Belgien. 

Die früheren Rechtsanschauungen in den belgi- 
schen Provinzen illustriren am besten zwei Verord- 
nungen aus dem Fürstentum Lüttich vom 4. März 
1717 und 30. Oktober 1735. Der Inhalt dieser 
Verordnungen ist unseres Trachtens von solchem 
Interesse, namentlich im Hinblick auf ihr frühes 
Eintreten, dass wir wenigstens eine derselben hier 
nicht vorenthalten zu dürfen glauben. Man be- 
gegnet in ihnen, freilich in noch sehr unvoUkomme- 
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ner Ausführung, aber doch schon scharf umrissen, 
jene fundamentalen Grundsätze, welche dann die 
Gesetzgebung ein Jahrhundert später immer zweck- 
mässiger auf die Bedürfnisse einer anspruchsvollen, 
verkehrsbegierigen Zeit anwenden sollte. 

Die erste Verordnung stammt von dem Fürsten 
Joseph Klemens von Baiern : *) 

„Les trois Etats de ce pays de Liöge sur re- 
montrances faites que les r6parations des chemins, 
les embellissements des villes et autres ouvrages 
utiles et nöcessaires au public, sont d'une trös-dif^ 
ficile entreprise dans tout ce pays de Liöge et comt6 
de Looz, k raison qu'il n'est pas sür d'acqu6rir au- 
cune partie de fonds ou d'h6ritage particulier sans 
^tre expose aux poursuites des cröanciers hypo- 
th6caires, qui, selon les droits de ce pays peuvent 
poursuivre sdlidairement toute teile partie de leurs 
hypothöques qu'ils trouveront k propos: Les dits 
Etats ayant k ce sujet d6clar6 qu'au cas ils trou- 
vent k propos, de mSme que les magistrats des 
Villes ou communaut6s du Plat-Pays, avec notre 
aveu, d'acqu6rir aux effets susdits quelque h^ritage 
ou partie pour une plus grande commodit6, utilitS 
ou embellissement public, les propri6taires ou pos- 
sesseurs 6tant en tel cas Obligos de vendre, seront 
tenus de d^nommer des connaisseurs de leur part, 
pour avec ceux k d6nommer de la part du public, 

DelMarmol, trait6 de Texpropriatioii etc. I. 2°''' 6d. Li^ge 1868 
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regier le prix et valeur de tel fonds, ou en cas de 
defaut du cöt6 des propri^taires , le prix en sera 
r6gI6 par les seuls commissaires du c6t6 du public, 
et ce fait, seront ajourn^s ä 1, 2 et 3 quinzaines, 
tous lesdits propri6taires ou possesseurs que tous 
cr6anciers ou pr6tendants, les connus personnelle- 
ment ou ä leur domicile, les inconnus ad yalvas, 
et autrement selon les coutumes et Status du pays, 
pour, en cas d'opposition ou de contention, 6tre le 
prix r6gl6 par les connaisseurs, consignß en justice; 
autrement 6tre d61ivr6 aux dits propriötaires ou 
possesseurs , moyennant quoi tous les fonds ainsi 
acquis, destin6s ou employßs, seront exempts ä per- 
petuit6 de toute hypothfeque, molestation, poursuite 
et 6viction des cr6anciers et prötendants, de quelque 
qualite et rang qu'ils puissent etre. Et Nous ayant 

les dits Etats supplie par leurs recös respectifs 

Nous y condescendant avons declar6, et döclarons 
d'agreer, approuver et confirmer les dits recös et 
resolutions; ordonnant ä tous et chacun de s'y 
conformer." 

Die zweite Verordnung ist erlassen von Georg 
Ludwig von Berg. Sie ist teilweise eine Erweiterung 
derjenigen von 1717. Hiebei ist der Fortschritt 
gegenüber der letzteren schon deutlich wahrnehm- 
bar. Sie enthält bereits nähere Bestimmungen über 
die Elemente, welche auf den Preis des Expropria- 
tionsobjekts von Einfluss sein sollen. Bei der Schätz- 
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ung ist der aktuelle Wert massgebend. Die „eo 
naisseurs" sollen aber aucb auf die vorteilhafte La 
der Realitäten Rücksieht nehmen. Endlich soi 
die Verordnung für ein schleuniges Verfahren, indt 
sie nach vollzogener Schätzung und Deposition d 
Entschädigungssumme sofortige Besitzergreifung g 
stattet. 

Als Belgieo und das Pays de Li^ge durch Dek] 
vom 9. Vend^miaire des Jahres IV (1 Okt. 179 
mit Frankreich vereinigt wurden, galt daselbst s 
dem Gebiete der Expropriation der in einer E 
Ziehung etwas rückschritthche Art. 358 der V« 
fassung vom 5. Fructidor des Jahres III ') (2 
August 1795). Die in der Folge erlassenen fra 
zösischen Gesetze von 1807 und 1810 sind au 
für Belgien massgebend gewesen, dagegen ist ds 
selbe von den späteren Gesetzen von 1833 u: 
1841, welche als wesentliche Neuerungen die Sf 
zialjury zur Ermittlung der Entschädigung und ei 
schleunige Besitzeinweisung in Dringlichkeitsföll 
einführten, unberührt geblieben. Belgien ist v^ 
da an seinen eigenen Weg gegangen. Zwar frag 
man sieh bei der Diskussion des Gesetzes von 183 
welches das französische Gesetz von 1810 im Sin 
der belgischen Verfassung modifizirt, ob es si 



') La Constitalion garantit rinviolabilitS de toutes lea proprio! 
oti la JDste iademiiitä de Celles dont la n^cessitS publique, legalem 
jnatifi^, exigerait le Bacrifice. 
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nicht empfehlen würde, zur Ermittlung der Ent- 
schädigung das französische System der SpezialJury 
zu adoptiren. Die mit der Ausarbeitung des Ent- 
wurfes betraute Kommission verneinte jedoch die 
Zweckmässigkeit einer Jury, ohne sich im üebrigen 
mit der Frage zu befassen, ob denn ein solches 
Gericht nach Art. 63 und 94 der Verfassung zu- 
lässig sei. 

Das französische Gesetz von 1810 wurde durch 
das vorerwähnte belgische Gesetz von 1835 in 
folgender Weise modifizirt: 

Der Art. 19 des Gesetzes von 1810 gibt in 
Dringlichkeitsfällen dem Gericht die Befugniss, vor 
Ermittlung der Entschädigung die provisorische Be- 
Sitzeinweisung anzuordnen. Andrerseits bestimmte 
die belgische Verfassung in Art. 1 1 : 

Nul ne peut etre prive de sa proprietö que 
pour cause d'utilite publique dans les cas et de 
la maniöre etablie par la loi et moyennant une 
juste et pr6alable indemnite. 

Im Hinblick auf obige Verfassungsbestimmung 
erhob sich die Frage, ob künftig eine provisorische 
Besitzeinweisung, wie sie der Art. 19 des franzö- 
sischen Gesetzes von 1810 zulässt, gestattet sei, 
oder ob jeder Besitzeinweisung eine provisorische 
Schätzung voranzugehen habe (nach Art. 20 des 
Ges. von 1810). Die Praxis war in dieser Frage 
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eine schwankende. Das Gesetz von 1835 machte 
jedoch der Kontroverse ein Ende, indem es auf 
Grund sorgfältiger Erhebungen unter Abkürzung der 
Fristen und Beseitigung hemmender Förmlichkeiten 
auch für dringliche Fälle eine definitive Feststellung 
der Entschädigung anordnete (Art. 2). 

Die Titel III und IV des Gesetzes von 1810 
hob das belgische Gesetz auf. Dagegen ist das 
Gesetz von 1807 in Kraft geblieben mit Ausnahme 
derjenigen Bestimmungen, welche mit der aktuellen 
Gesetzgebung unvereinbar sind (Art. 26 des Ges. 
V. 1835). 

Ob zwar Titel I und II des Gesetzes von 1810 
ihre Giltigkeit behalten haben, so sind sie doch in 
etwas modifizirt worden. So bestimmt ein Gesetz 
vom 10. Mai 1863, dass zum Bau von Kanälen und 
Eisenbahnen von mehr als zehn Kilometer Länge 
ein Gesetz erforderlich sei. 

In Bezug auf Expropriationen im Interesse der 
öffentlichen Sicherheit und zum Zwecke von Militär- 
bauten hat ein kgl. Beschluss vom 25. Dezember 1816 
das Verfahren demjenigen gleichgestellt, welches durch 
das Gesetz von 1810 vorgeschrieben wurde. Infolge 
dessen gilt nun auch für diese Fälle das Gesetz 
von 1835. 

Endlich ist das Verfahren des Gesetzes von 1835 
ausgedehnt worden auf Expropriationen im Interesse 
des Bergbaues (Art. 15 des Ges. vom 2. Mai 1837) 
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und teilweise auch auf die Expropriation „par zones". 
(Durch die Gesetze vom 1. Juli 1858 und 15. No- 
vember 1867.) 

Die belgische Expropriations-Gesetzgebung setzt 
sich also zusammen: 

1. Aus den Titeln I und II des (franz.) Ge- 
setzes vom 8. März 1810. 

2. Aus dem Gesetz vom 17. April 1835, wel- 
ches an die Stelle der Titel III und IV des 
Gesetzes von 1810 getreten ist. 

3. Aus dem Gesetz vom 10. Mai 1863. 

4. Aus den Gesetzen vom 1. Juli 1858 und 
15. November 1867. 

5. Aus den Gesetzen vom 25. Dezember 1816 
und 2. Mai 1837. 



§ 8. 

Die Schweiz. 



A. Die kantonalen Expropriationsgesetze. 

In den älteren schweizerischen Rechtsquellen 
finden sich nur spärliche Zeugen einer eigentlichen 
Expropriation. Diese tritt überhaupt als selbstän- 
diges, in sich abgeschlossenes Rechtsinstitut erst auf 
mit dem Begmn der grossen europäischen Entwick- 
lungsepochen und zwar zunächst lediglich noch als 
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Verfassungsrecht. Erst hienach bemächtigt sich dann 
ihrer auch die Gesetzgebung in sehr ausgedehntem 
Masse. 

Immerhin lassen sich in der Schweiz auch vor 
der Epoche des verfassungsmässigen Expropriations- 
rechts Beispiele anführen, wo der Einzelne im In- 
teresse der Gesamtheit, oder in demjenigen von Pri- 
vatpersonen, zur Abtretung seines Eigentums ge- 
halten war, wobei man sich freilich über die ju- 
ristische Natur des Verhältnisses keineswegs klar 
war. So kann namentlich auf dem Gebiete des Nach- 
barrechts die Abtretung von Grund und Boden und 
die Einräumung von Servituten an demselben viel- 
fach verlangt werden. Man begegnet solchen Vor- 
schriften in einer Reihe von Lokalrechten, so z. B. 
in dem Krienser Amtsrecht von 1556 ^), dem Amts- 
und Twingrecht von Knutwyl von 1579*), dem 
älteren Stadtrecht von Maienfeld aus dem 15. Jahr- 
hundert*), dem Landbuch der Landschaft Churwal- 
den von 1650, dem Engelberger Talrecht von 1691. 
Es handelt sich dabei regelmässig um die Einräu- 



1) Und BöUen, als je weiten har, alle die, so guter hinter ein- 
anderen band, je die vorderen den hinteren wäg gän zu kilchen, zu 
Wasser, zu müli, zu Mercht, in holtz und feld nach altem Bruch zum 
aller nechsten und zum aller unschedlichsten. 

^) Wann einer zu feld fart und zu dem ester oder hurd yn- 
kommt, so soll er den nechsten uff das sin faren on alle gefärd. 

3) ..... wol soll ein jeder dem andern durch das syn den 
aäohsten an die strass stäg und wäg zu gäben schuldig sin. 
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mung von Wegen über fremde Grundstücke, falls 
der wegebedürftige Nachbar auf keine andere Weise 
zu oder von seinem Besitztum gelangen kann, oder 
um die oft mit Landabtretung verbundene Erhaltung 
und Verbesserung von Wegen. 

Schon etwas deutlicher treten die Grundsätze 
der Expropriation zu Tage in dem alten Landbuck 
von GlartiS von 1588. Wenn danach durch Wasser- 
güsse oder „Erdbrüche" Strassen, Brücken oder Stege 
beschädigt, oder zerstört werden, so soll der Tag- 
wan von den Eigentümern der anstossenden Güter 
das zur Wiederherstellung der Zerstörung Notwen- 
dige käuflich erwerben und nach Billigkeit bezahlen. 
„Im Fhaal sy aber dess khoufis nit einss werden 
möchten, so söllent die Schätzer vss zweyen den 
Nechstgelegenen Tagwan die Schätzung darumb thun, 
vnd wass sy Sprech ent dabi sol es dan pliben". 

Im Ferneren bieten die geschichtlichen Rechts- 
verhältnisse des berner Stadtbachs Anlass zu einigen 
Bemerkungen. Dieses ohne Zweifel uralte Werk, 
dessen Entstehung bis in den Zeitpunkt der Grün- 
dung der Stadt hinaufreicht und das für die letztere 
von jeher von der grössten Bedeutung gewesen ist, 
hat im Laufe der Zeit zu einer Reihe von Kollisio- 
nen zwischen dem bernischen Gemeinwesen und ein- 
zelnen Anwohnern Anlass gegeben. Die Stadt Bern 
machte von jeher Anspruch auf alle Quellen im 
Quell- und XJfergebiet des Stadtbachs, Recht äugen- 
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scheinlich tritt hier die geringe Berücksichtigung des 
Privateigentums und Interesses gegenüber den An- 
sprüchen der Stadt hervor. M. g. Herren von Bern 
betrachteten es als etwas ganz Selbstverständliches, 
dass ihnen, als dem Souverän, die Dispositionsbe- 
fugniss über die den Privatgrundstücken ihrer „Un- 
tertanen" entfliessenden, den Stadtbach speisenden 
Quellen zustehe. Jeder Grundbesitzer, der auf sei- 
nem Eigentum eine Quelle fand, musste dieselbe 
in den Stadtbach ablaufen lassen. Das natürliche 
Recht, dieselben zur Wässerung zu benutzen, wurde 
den Eigentümern vielfach ganz und ohne Entschä- 
digung entzogen, in manchen Fällen nur unter der 
Bedingung eingeräumt, dass das Wasser vermittelst 
eines Grabens wieder in den Stadtbach geleitet werde 
und dass frisch hinzuerworbene Güter diese „Gnad 
Wassers" nicht geniessen sollten^). Bern pflegte sich 
dabei auf sein älteres Recht zu stützen ; im Grunde 
sind aber jene Wasserentziehungen nichts anderes 
als Beispiele einer sehr empfindlichen, aus dem Be- 
lieben eines absoluten Regiments hervorgegangenen 
Expropriation. 

Als im Jahr 1780 der Bau einer Handelsstrasse 
von der lichtensteinischen Grenze bis Chur beschlos- 
sen wurde, wurden die Privaten durch denselben Be- 
schluss verpflichtet, die hiezu erforderlichen Grund- 



^) Die Rechtsverhältnisse des Berner Stadtbaches sind dargestellt 
in der Ztschr. f. yaterl. Recht II. 
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stücke dem Freistaat Rhätien gegen Entgelt abzu- 
treten. 

In den auf die Linthunternehmung bezüglichen 
Urkunden ^) wird der Expropriation mit ihrem tech- 
nischen Namen noch nirgends gedacht. Es ist dies 
auch im Hinblick auf die Tatsache, dass der Aus- 
druck Expropriation erst durch das französische Gre- 
setz von 1810 allgemein zur Annahme gelangte, 
leicht erklärlich. Dem eidgenössischen Tagsatzungs- 
beschluss vom 28. Juli 1804 mit Zusatz vom 8. Juni 
1805 entnehmen wir folgende Bestimmungen: 

„Es kann kein Land, das zur Linthunternehmung 
notwendig ist, derselben gegen volle Bezahlung sei- 
nes wahren Wertes abzutreten verweigert werden. 

Alles Land, welches bis zur Zeit der Unter- 
nehmung von dem Gewässer des Wallensee's und 
der Linth beständig eingenommen und vollkommen 
unbrauchbar gemacht wird, fällt derselben durch 
die Austrocknung gänzlich anheim, ohne dass die 
Besitzer von Verschreibungen und Hypotheken auf 
dieses Land, welches ohne die gegenwärtige wohl- 
tätige Unternehmung zu keinen Zeiten wieder nutz- 
bar geworden wäre, jemals irgend eine Ansprache 
mehr darauf machen können. 

Der Mehrwert alles versumpften oder versauerten 
Landes, welches durch die Austrocknung erhalten 



^) Bei Snell, Handbuch des Schweiz. Staatsrechts I. 267 ff. 
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wird, soll der Unternehmung ersetzt werden, wobei 
es aber dem Eigentümer des Landes frei steht, ent- 
weder diesen erhaltenen Mehrwert seines Grund- 
stücks der Unternehmung in bestimmten Termi- 
nen zu entrichten, oder aber sein Land um den 
Schätzungspreis des Wertes vor der Unternehmung 
gegen baare Bezahlung abzutreten.^ 

Seit den Dreissigerjahren dieses Jahrhunderts ^ 
wurde nunmehr das Expropriationsprinzip auch in 
der Schweiz fast allgemein in die Verfassungen der 
einzelnen Stände aufgenommen. Die Aufstellung 
solcher Bestimmungen auch in den Landesgrund- 
gesetzen wurde als lebhaftes Zeitbedürfniss empfun- 
den. Li der ganzen Eidgenossenschaft nahm die 
Zahl der öffentlichen Arbeiten, welche eine Abtre- 
tung von Privatgut notwendig machten, von Jahr 
zu Jahr zu. Sollte das Einzeleigentum dem Staate 
gegenüber nicht als schutzlos erscheinen, so musste 
das bisherige, rein verordnungsmässige Expropria- 
tionssystem, wo die Behörde nach subjektivem Er- 
messen über die Abtretung entschied, durch das 
System des verfassungsmässigen Expropriationsrechts 



Schon die Charte ConstitutioDelle von Neuenburg vom 18. Juni 
1814 spricht die Zulässigkeit der Expropriation aus, Art. 13: U ne 
sera jamais port6 atteinte k la propri^t6 fonci^re ou mobiliaire d^une 
Corporation ou d'un sujet ou habitant. Si pour des objets, jug6s par 
le prince dtre d^une utilit^ publique et g^n^rale, il est n^cessaire de 
disposer d*une propri4t6 quelconque, on traitera quant au prix, de 
gr6 k gr6 avec le propri^taire, et en cas de difficult^ Tobjet sera tax6 
par gens de Justice. 



setzt werden. Vorbildlich war hier zweifellos auch 
IS Vorangehen Frankreichs, welches, wie schon 
len bemerkt, die Garantie des Bigentuma und das 
imit verbundene Expropriationsprinzip zuerst in der 
rklärung der Menschenrechte aussprach. 

Die kantonalen Verfassungen seit der Umgestal- 
ngsperiode der Dreissigerjabre sichern fast aus- 
ihraslos die Unverletzlichkeit des Eigentums ; eine 
vangsweise Entziehung desselben ist nur zulässig, 
enn „das öffentliche Wohl", „das Staatswohl", „der 
Igemeine Nutzen", „das Beste des Landes, oder 
ner Gemeinde", „das Gemeinwohl", es erfordern 
id nur gegen „gerechte", „angemessene", „vollstän- 
ge" Entschädigung. 

In den kantonalen Civilgesetzbüchem ist der 
xpropriation meist nur kurz, bisweilen mit Ver- 
eisung auf die Gesetzgebung gedacht. Eingehen- 
ire Beetimmungen enthalten das solothurnische 
ivilgesetzbuch in den §§ 684 — 688 und das bür- 
trliche Gesetzbuch für den Kanton Glarus II. 1. 

Was nun die Gesetzgebungen anbelangt, so 
innen sich heute die meisten Kantone allgemei- 
ir Expropriationsgesetze rühmen. Solche besitzen 
doch noch nicht: Appenzell Ä.-Rh., wo man be- 
isichtigt, bei Anlass der Revision des Liegen- 
haftsgesetzes einen besonderen Abschnitt über £x- 
opriation aufeunehmen '), Appenzell I.-Rh., wo 

') Amtliche Mitteilaog. 
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sich die Bestimmungen auf dem Gebiete der Expro- 
priation bis heute auf die Vorschriften des Art. 4 
der Verfassung von 1872 beschränken, Nidwaiden 
und Baselland. 

Im Folgenden sollen nun die kantonalen Expro- 
priationsgesetze unter Herbeiziehung von Gesetzen 
und Verordnungen aus andern Gebieten, welche ein- 
schlägige Bestimmungen enthalten, angeführt werden. 

Zürich, Durch ein allgemeines Gesetz wurde 
die Expropriation zuerst geregelt i. J. 1832. An 
dessen Stelle trat i. J. 1838 das Gesetz über Ab- 
tretung von Privatrechten, welches aber seinerseits 
durch das jetzt geltende Gesetz vom 30. November 
1879 aufgehoben wurde (Off. Samml. XX. 144 ff.). 
— Hiezu kommen noch die Verordnung betreffend 
das Administrativ -Verfahren vom 6. März 1880 (S. 
XX. 131), das Reglement betreffend das Verfahren 
der Schätzungskommissionen vom 17. Juni 1880 
(S. XX. 177); endlich enthält einschlägige Bestim- 
mungen das Gesetz betreffend Bewässerung und 
Entwässerung von grösseren Grundflächen vom 20. 
Juni 1864 (Ges. u. Verord. n. 18.). 

Bern. Gesetz über Entziehung und Beschränk- 
ung des unbeweglichen Eigentums vom 3. Septbr. 
1868. — Verordnung des Reg.-Rathes betreffend 
Eisenbahnexpropriationen vom 7. Februar 1874. 

Luzern. Ein allgemeines Gesetz wurde erlassen 
am 24. November 1830 (Ges. über Entschädigungs- 
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leistungeB bei Abtretung von Grund und Boden oder 
Gebäulichkeiten). Bestimmungen enthalten auch das 
Gesetz betrefifend Strassen wesen vom 2. Dezember 
1864 (Gesetze, Dekr. und Verord. IV. 218 ff.)- — 
Baugesetz für die Stadt Luzeru vom 29. August 
1864 (G. 8. IV. 175 ff.). 

Uri besitzt ein Expropriationsgesetz vom 4. 
Mai 1862. 

Schwyz. Spezialvorschriften wurden erlassen für 
die Anlegung von Friedhöfen (1851), für Strassen- 
bauten (1849 und 1862) und über das Schätzungs- 
verfahren (1862). Ausser Kraft gesetzt wurden 
diese Erlasse durch das umfassendere Gesetz vom 
5. März 1871, hiezu VoUziehungsverordnung vom 
22. März 1871 (G. S. VI. 244. 249). Interpreta- 
tion vom 4. Dezember 1874 (VIL 312). Beschluss 
des Reg.-R. über Aufbewahrung und Aushingabe 
von Kautionen und Geldern der Eisenbahngesell- 
schaften für die ihnen obliegenden Expropriations- 
entschädigungen vom 4. September 1872 (G. S. VI. 
360 ff.). — Verordnung betreffend Aushingabe von 
Expropriationsentschädigungen der Eisenbahngesell- 
schaften und der daherigen Ledigung des exproprür- 
ten Eigentums von den darauf haftenden Lasten 
vom 16. April 1874 (G. S. VIL 182). 

Obwalden. Das gegenwärtige Expropriationsgesetz 
bildet den IV. Titel des Wasserpolizeigesetzes vom 
9. April 1877 (S, IV. 233). 



Glarus. Die Bestimmungen über Expropr 
bilden einen Bestandteil des bürgerl. Geeetzbu 
Ein Spezialgesetz regelt die Abtretung von ^ 
für öffentliche Brunnen vom 8. Mai 1881 {. 
der Landsgemeinde p. 25 ff.) mit Vollziehung 
Ordnung vom 11. Januar 1882. 

Zug besitzt ein sehr kurzes, aus 5 Artikel 
stehendes Expropriationsgesetz vom 30. Dezc 
1863 (G. S. IV. n. 13), hiezu ein Reglement 
das Verfahren bei Einleitung von Expropriai 
fäUen vom 18. Juli 1864 (TV. n. 17). 

Freiburg. Für Freiburg gilt zur Stunde 
immer das Gesetz vom 30. Oktober 1849 über 
äusserungen zu gemeinnützigen Zwecken (( 
XXIV. 320 ff.). Hiezu: Beachluss vom 15. 
tember 1865 über den Zahlungsmodus der be 
propriationen vom Staate zu zahlenden Entscli 
UDgen (G. S. XXXVI. 169). Das freiburger G 
ist sehr merkbar nach dem französischen von 
zugeschnitten, wie dies eine Anzahl wörtlich 
übergenommener Artikel beweisen. 

Solothum. Verordnung des Reg.-Rathes betr( 
das Verfahren bei Landerwerbungen durch 
Staat infolge Expropriation vom 25. Januar 
(A. S. LVII. I. 4). — Baugesetz vom 24. 
1875 (LVn. 354 ff.). ~ Ein allgemeines E 
priationsgesetz wurde in der Volksabstimmung 
7. Januar 1877 verworfen. 
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Basel-Stadt. Nachdem schon durch ein Gesetz 
von 1827 (8. Aug.) die Abtretung von Eigentum 
an den Staat zum Bau von Landstrassen und Ver- 
bindungswegen geregelt worden war, trat an dessen 
Stelle das Gesetz über Abtretung von Liegenschaf- 
ten zum allgemeinen Nutzen vom 15. Juni 1837. 
Doch ist § 9 dieses Gesetzes abgeändert durch das 
Gesetz über das Expropriationsverfahren vom 19. 
Januar 1874. Letzteres aber ist seinerseits aufge- 
hoben worden durch das Gesetz über Civilprozess 
vom 8. Januar 1875. Bestimmungen enthalten ferner 
das Gesetz über Erweiterung der Stadt vom 27. 
Juni 1859 (G. S. XIV. 327), ferner das. Gesetz 
über Anlage und Korrektion von Strassen und über 
das Bauen an denselben vom 29. August 1859 
(G. S. ib.). Gesetz über Hochbauten vom 4. April 
1864 (G. S. XVL 297). 

Basel-Land, Gesetz über Einführung bleibender 
Feldwege vom 3. Februar 1829. — Wasserbaugesetz 
vom 9. Juni 1856 (§ 5). — Gesetz über das Strassen- 
wesen vom 17. April 1867 (§§ 17 ff.). Ein allge- 
meines Expropriationsgesetz besitzt Basel-Land zur 
Zeit noch nicht. 

Schaffhausen. Gesetz über Entziehung und Be- 
schränkung des unbeweglichen Eigentums zu öffent- 
lichen Zwecken vom 18. Dezember 1874 (S. V. 97). 

St. Gallen. Gesetz über Abtretung von Privat- 
eigentum für öffentliche Zwecke, an Staat, politische 
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und Ortsgemeinden vom 23. April 1835 (G. S. IV. 
271). Art. 8 dieses Gesetzes ist aufgehoben durch 
Art. 6 des Gesetzes betreffend Abtretung von Was- 
serquellen vom 30. November 1872 (G. S. IL 7). 
Gesetz über Abtretung von Eigentum an Kirch- 
genossenschaften und Kirchgemeinden vom 15. März 
1861 (G. S. XV. 18). Gesetz über Abtretung 
von Privateigentum an Schulgenossenschaften vom 
8. Februar 1866 (G. S. XVI. 789). Verordnung 
betreffend das Verfahren bei Bezahlung von Ent- 
schädigungssummen in Expropriationsfallen vom 18. 
Februar 1853. Verordnung über den Wiederaufbau 
abgebrannter Ortschaften vom 31. August 1859 
(G. S. XIV. 249 ff.). 

Graubünden, Gesetz über Abtretung von liegen- 
dem Privateigentum zu öffentlichen Zwecken vom 
13. Juli 1836 (Revid. amtl. Samml., Heft 2). Ein 
Zusatzartikel vom 8. Januar 1859 dehnte das Recht 
der Inanspruchnahme von Privateigentum aus auf 
die ökonomischen Gemeinden, jedoch nur mit Rück- 
sicht auf liegende Güter, nicht aber auf Gebäude *). 

Aargau. Gesetz über Enteignungen zu öffent- 
lichen Zwecken vom 22. Mai 1867 (G. S. VI. 65) 
mit Vollziehungsverordnung vom 15. Juli 1867. — 



^) Ein vor Earzem dem Volke vorgelegtes Baugesetz, welches 
eiuige Zusätze zum Expropriationsgesetz enthielt und dem zufolge 
die Gemeinden ein Kecht auch zur Expropriation von Gebäuden er- 
halten sollten, wurde abgelehnt (amtl. Mitteilung). 
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Gesetz über Aufstellung von Bauvorschriften für Er- 
weiterung von Ortschaften vom 24. Februar 1875 
mit Vollziehungsverordnung vom 19. Heumonat 
1875. — Flurgesetz vom 24. Wintermonat 1875 
(G. S. n. F. I. 29 ff.), hiezu Vollziehungsverord- 
nung vom 25. April 1877 (G. S. n. F. I. 51 ff.). 

Thurgau. Hier ist die Materie geregelt durch 
das Gesetz über die Verbindlichkeit zur Abtretung 
von Privatrechten vom 6. Juni 1860 (Kantonsbl. 
VIII. 215). Bestimmungen enthalten auch das 
Gesetz über die Korrektion und die Sicherheit 
der öffentlichen Flussgewässer vom 29. Mai 1860 
(Amtsbl. 315) und Flurgesetz vom 29. August 1875 
(N. G. S. II. 161 ff.) mit Vollziehungsverordnung 
vom 10. September 1875 (N. G. S. IL 181 ff.). 

Tessin. Espropriazione forzata per utilitä pubblica 
cantonale e comunale, legge 11 Dicembre 1846 
(Nuova Raccolta generale v. 1865. 607). Daneben 
sind noch • zu erwähnen : Legge di procedura da 
seguirsi per la garanzia dei diritti e per il paga- 
mento delle proprietä soggette aU'espropriazione 
forzata per causa di ferrovie, del 4 Giugno 1864 
(Foglio off. XXL 575). — Decreto circa la pubbli- 
cazione delle gride per le espropriazioni ferroviarie, 
del 29 Maggie 1873 (Foglio off. 676). 

Waadt. Loi du 29 Dicembre 1836 sur les 
estimations juridiques (Rec. des lois XXXIII. 247). 
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— Loi du 4 Juin 1827 röglant Texercice des droits 
du creancier sur le terrain expropri6 (Rec. des lois 
XXIV. 44. — Loi sur las routes, du 23 Mai 1864 
(Art. 38). (Rec. des lois et d6cr. LXI. 187). 

Wallis. Ein allgemeines Expropriationsgesetz 
besass Wallis schon im Jahr 1828. Dasselbe wurde 
jedoch nebst allen späteren, die Materie regelnden 
Bestimmungen (wie das Gesetz vom 22. November 
1841, Art. 5 des Gesetzes vom 20. Mai 1835; 
Dekret vom 11. Februar 1874) aufgehoben durch 
das neue Gesetz vom 1. Dezember 1887 (Rec. des 
lois XIV. 270). 

Neuenburg. D6cret concernant Texpropriation 
pour cause d'utilit6 publique, du 12 Juin 1851 (Rec. 
des lois IV). Hiezu articles additionnels du 19 D6- 
cembre 1874 (Rec. des lois XII. 556). — Daneben 
sind noch zu erwähnen: Circulaire aux juges de 
paix concernant les clötures des ventes en matiftre 
d'expropriations forcöes du 21 Septembre 1863 
(Rec. des lois X. 147 fif.). — Loi concernant 
Texercice du droit rögalien sur les mines d'asphalte 
de 1867 (Rec. des lois XL 17). 

Genf. Loi sur Texpropriation pour cause d'utilit6 
publique du 18 Mai 1887 (Rec. des lois LXXHL 
190 ff.). Durch dieses Gesetz wurden aufgehoben 
das Gesetz vom 11. September 1867, das Gesetz 
vom 23. Oktober 1876 (sur Fexpr. des droits r6- 

J. Sither^ das Recht der Expropriation. 6 
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sultant des baux, etc.), femer alle frühern Gesetze 
und Bestimmungen, welche mit demselben im Wider- 
spruch standen. In Kraft geblieben ist jedoch die 
Sektion IV des Gesetzes vom 25. Februar 1874. 
Die Gesamtheit oben erwähnter Gesetze bildet 
heute das in den schweizerischen Kantonen geltende 
Expropriationsrecht. 

B. Das Bundesgesetz von 1850 betreffend die Ver- 
bindlichkeit zur Abtretung von Privatrechten. 

I. Entstehungsgeschichte des Art. 21 der Bundes- 
verfassung von 1848. 

Das Bundesgesetz betreffend die Verbindlichkeit 
zur Abtretung von Privatrechten vom 1. Mai 1850 
basirte auf dem Art. 21 der Bundesverfassung von 
1848. Dieser Art. lautet: 

„Dem Bunde steht das Recht zu, im Interesse 
der Eidgenossenschaft oder eines grossen Teils der- 
selben, öffentliche Werke zu errichten, oder die Er- 
richtung derselben zu unterstützen. 

Zu diesem Zwecke ist er auch befugt, gegen 
volle Entschädigung das Recht der Expropriation 
geltend zu machen. Die näheren Bestimmungen 
hierüber bleiben der Bundesgesetzgebung vorbehalten. 
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Es ist für das zwei Jahre später erlassene Ex- 
propriationsgesetz von wesentlichem Interesse auf 
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die Entstehungsgeschichte dieses Artikels etwas 
näher einzutreten. 

Das Expropriationswesen war bis 1848 aus- 
schliesslich Sache der Kantone gewesen, von denen 
aber viele nur noch sehr mangelhafte Bestimmungen 
über diese Materie besassen. Nun waren es aber 
die Erfahrungen, welche man auf dem Gebiete des 
Eisenbahnwesens gemacht hatte, welche den Anstoss 
gaben, für die vom Bunde errichteten, oder von ihm 
unterstützten Werke auch diesem verfassungsmässig 
ein Expropriationsrecht einzufäumen. Grosse Eisen- 
bahnbauten standen unmittelbar bevor. Keine Mög- 
lichkeit, dieselben zu einem für die Eidgenossen- 
schaft gedeihlichen Ziel zu führen, falls man nicht 
dem Bunde die Befugniss gab, durch zwangsweise 
Entziehung des erforderlichen Grundeigentums die 
Bedingungen zu einem zweckmässigen schweize- 
rische]) Eisenbahnnetz herzustellen. 

Die nationalrätl. Eisenbahnkommission, welche 
im Jahr 1852 zusammentrat, charakterisirt die da- 
malige Lage genau, wenn sie u. A. sagt: „Was 
die früheren Bundeszustände betrifft, so weiss man, 
dass, wenn damals ein Kanton den Zug eines von 
dem Nachbarstande projektirten Schienenweges durch 
sein Gebiet verweigert, oder sich mit demselben über 
dessen Richtung, über die Anbringung eines Bahn- 
hofes, einer Zweiglinie u. dgl. nicht hätte verein- 
baren können, weder Macht noch Acht, weder Mittel 
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noch Titel vorhanden gewesen wären, um die Reni- 
tenz des Widersachers zu brechen*)." 

Nun hatte man zwar den Art. 21 der Bundes- 
verfassung nicht ausschliesslich im Hinblick auf 
künftige Eisenbahnbauten aufgenommen; doch sagt 
der Bericht über den Entwurf der Bundesverfassung^ 
vom 8. April 1848 ausdrücklich, dass man dabei 
besonders die Einführung von Eisenbahnen im Auge 
gehabt habe. 

Die Bemerkungen der Revisionskommission dür- 
fen wir nicht übergehen, obschon sie die Expro- 
priation nur in zweiter Linie berühren. Es handelte 
sich vor allem um die Hauptfrage, ob man den 
Grundsatz auftiehmen wolle, dass öffentliche Werke, 
welche für das Ganze der Eidgenossenschaft, oder 
für wesentliche Teile derselben von Interesse sind, 
von Bundes wegen dekretirt werden können. Für 
den Fall, dass diese Frage bejaht wurde, war es 
dann selbstverständlich, dem Bund auch das Ex- 
propriationsrecht einzuräumen. 

Die Kommission zog in Beixacht, dass gewisse 
Strassenzüge entwe^pr für die ganze Eidgenossen- 
schaft, oder doch für mehrere Kantone von der 
grössten Bedeutung sind; es unterbleibe aber ihre 
Erstellung, weil ein gehöriges Zusammenwirken der 
einzelnen Kantone fehle. Daher erheische es die 



1) Minderheitsbericht d. Eommission, Blumer-Morel II p. 41, Note. 
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höhere Rücksicht auf das Ganze, dass von Seite 
des Bundes hier vermittelnd eingeschritten werde. 
Dann gebe es noch andere Werke dieser Art, welche, 
dem allgemeinen Besten dienend, nur dann zur Aus- 
fuhrung gelangen, wenn dieselben durch den Bund 
selbst dekretirt und unter dessen Aufsicht zu stände 
gebracht werden. In dieser Beziehung könne auf 
das Linthunternehmen verwiesen werden, dessen 
wohltätige Resultate die Bevölkerung der beteiligten 
Kantone jetzt noch entbehren müsste, wenn die Me- 
diationsverfassung ^) dem Landammann der Schweiz 
nicht die YoUmacht erteilt hätte, die einzelnen Kan- 
tone zur Ausführung des Werkes zu verpflichten. 
Aus diesen Gründen wurde beantragt, als Grund- 
satz aufzunehmen, dass öffentliche Werke, welche 
für die ganze Eidgenossenschaft, oder für wesent- 
liche Teile derselben von Interesse sind, von Bundes 
wegen dekretirt werden können. 

Zwar erhoben sich aus dem Schosse der Kom- 
mission Zweifel über die Kompetenz des Bundes, 
80 weit in die Befugnisse der Kantone einzugreifen ; 
die Anträge wurden aber angenommen. 



^) Art. 23. „Der Landammann der Schweiz kann nötigenfalls 
Aufseher zur Untersuchung der Heerstrassen, Wege und Flüsse ab- 
senden. Er ordnet dringende Arbeiten, die dahin gehören, an und 
lässt sie im FaUe der Not unmittelbar und auf Kosten dessen, dem 
es zukommen mag, auszuführen, wenn sie in der Torgeschriebenen 
Zeit nicht angefangen oder vollendet sind." 
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Es war vorauszusehen, dass der Kommission al- 
entwurf in der Tagsatzung auf Widerstand stossen 
würde, denn er enthielt doch immerhin einen wesent- 
lichen Eingriff in die Souveränetät der Kantone. 
Am stärksten manifestirte sich der Widerstand bei 
l den Gesandtschaften von Appenzell A.-Rh. und 

I.-Rh. und Zürich, welche Streichung des ganzen 
Art. 21 beantragten. Von den andern Gesandt- 
schaften wurden folgende Amendemente gestellt : 



i 
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1. Yon der Gesandtschaft des Standes Grau- 
bünden : Im ersten Satz die Worte „oder 
eines grossen Teils derselben" zu streichen. 

2. Von der Gesandtschaft des Standes Schaff- 
hausen: Den ersten Passus so zu fassen: 

I „Dem Bunde steht das Recht zu, im Interesse 

[t der Eidgenossenschaft, oder eines grossen 

l Teils derselben, die Errichtung öffentlicher 

!: Anstalten und Werke auf Kosten der Eid- 

i genossenschaft zu unterstützen." 

[ 3. Endlich wollte die Gesandtschaft des Standes 

l Zürich das erste Lemma so gefasst wissen : 

„Dem Bunde steht das Recht zu, im Interesse 
' der Eidgenossenschaft und auf deren Kosten 

öffentliche Werke zu errichten, oder die Er- 
richtung solcher, welche im Interesse eines 
grossen Teils der Eidgenossenschaft liegen, 
zu unterstützen." 



V 

'■3. 
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Die Opposition brachte zur Begründung ihrer 
Amendemente im Wesentlichen Folgendes vor: 

„Der Artikel enthalte eine Undeutlichkeit, indem 
er im Ungewissen lasse, wie weit er führen solle. 
Ohne Zweifel seien unter dem Ausdruck „ößentliche 
Werke" solche Anstalten gemeint, die einen mehr 
lokalen Charakter besitzen und gewisse Schwierig- 
keiten und Hindemisse der Natur beseitigen sollen, 
wie Anlegung von Kanälen, Austrocknung von 
Sümpfen, der Bau von Eisenbahnen. Wenn man 
aber die topographische Lage der Schweiz in Er- 
wägung ziehe, so sei nicht einzusehen, welche 
Werke einen allgemeinen Nutzen haben, sondern 
man könne sich nur solche vorstellen, die einzelnen 
Lokalitäten von kleinerem oder grösserem Umfange, 
mithin nur einigen wenigen Kantonen zu gut kom- 
men. Darum werde der Ausdruck beigefügt „oder 
eines grossen Teiles derselben", hierin dürfte leicht 
die ganze Bedeutung des Artikels liegen. Es sei 
um so bedenklicher, auf den Vorschlag einzutreten, 
weil jedes leitende Prinzip fehle, weil nicht an- 
gegeben werde, ob die Grösse des Landes, welche 
das Werk in Anspruch nimmt, oder die Zahl der 
Kantone, oder endlich die Stärke der Bevölkerung 
als Massstab dienen solle, um danach zu ermessen, 
ob das betreflFende Werk in die Kategorie derjenigen 
gehöre, welchen die Bundesversammlung aus zentra- 
len Mitteln müsse Unterstützung angedeihen lassen." 
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Diese Bedenken vermochten aber gegen die ge- 
wichtigen Gründe, welche die Anhänger des Kom- 
missionalentwurfs in die Wagschale zu legen hatten, 
nicht aufzukommen. Diese machten geltend: 

„Unter den Zwecken des Bundes erscheine auch 
die Bestimmung, dass derselbe die gemeinsame 
Wohlfahrt der einzelnen Glieder befördern solle. 
Dieser Zweck sei zu erreichen durch den Vorschub, 
den man den materiellen und intellektuellen Inter- 
essen leiste. Zu den materiellen Unternehmungen, 
an denen der Bund sich beteiligen müsse, gehören 
solche öffentliche Werke, welche die Kräfte von 
Einzelnen, oder Korporationen, oder selbst von 

Kantonen übersteigen Die neu erstehende 

Eidgenossenschaft dürfe hinter den Anforderungen 
einer höheren Nationalökonomie nicht zurückbleiben, 
sie müsse der künftigen Bundesregierung die Mittel 
an die Hand geben, ihre Existenz durch grossartige 
Schöpfungen im Interesse der allgemeinen Wohl- 
fahrt zu betätigen, wenn anders diese Regierung 
die Achtung des Volkes erlangen und nicht in einer 
vielleicht kleinlichen Geschäftsroutine sich bewegen 
solle. Man könne nicht leugnen, dass auch jetzt 
noch bedeutende, zum Besten des Vaterlandes ge- 
reichende Werke der Ausführung harren. Aber 
ebensowenig lasse sich in Abrede stellen, dass die 
Kräfte der zunächst beteiligten Kantone zur Aus- 
fuhrung dieser Projekte nicht hinreichen, so arbeite 
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man schon lange an der Entsumpfung des Seelandes, 
auch habe man von der Erstellung einer Brünigbahn 
und Wallenseestrasse gesprochen. Aber für diese 
und ähnliche Projekte reichen häufig die Kräfte der 
Kantone nicht aus ; hier sei es Aufgabe des Bundes, 

vermittelnd einzuschreiten Man habe sich 

an dem Ausdruck gestossen, das& der Bund öffent- 
liche Werke unterstützen könne, wenn auch nur 
ein grosser Teil der Eidgenossensöhaft dabei inter- 
essirt erscheine ; allein man dürfe in dieser Bezieh- 
ung nicht zu ängstliche Besorgnisse hegen, wenn 
man sich vergegenwärtige, dass jedes Unternehmen 
von beiden Räten erwogen und geprüft werden müsse, 
womit Garantie geboten sei, dass sich an das Werk 
ein allgemeines Interesse knüpfe. 

Wenn man nun geneigt sei, dem Bunde der- 
artige Befugnisse einzuräumen, wie sie im Artikel 
enthalten seien, so könne man nicht umhin, ihm 
auch das Recht der Expropriation zuzugestehen, 
weil hierin gerade die Hauptsache liege und das 
Mittel gegeben sei, um den beabsichtigten Zweck 
erreichen zu können".^) 

In der Abstimmung erklärten sich für Streichung 
des ganzen Artikels die Gesandtschaften von Zürich, 
TJri, ünterwalden und Appenzell. Nebenher giengen 
eine Menge von Abänderungsanträgen , wovon die 



') Abschiede der eidg. Tagsatzung IV. 
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Einen auf Streichung des letzten, Andere auf Streich- 
ung der beiden ersten Absätze, endlich auch solche, 
welche auf Streichung der Worte „oder eines grossen 
Teils derselben" gerichtet waren. 

Die ursprüngliche Redaktion der Revisionskom- 
mission wurde jedoch angenommen von den Stän- 
den Bern, Luzem, Glarus, Zug, Freiburg, Solothurn, 
Basel, St. Gallen, Graubünden, Aargau, Thurgau, 
Tessin, Waadt, Wallis, Neuenburg und Genf. 

Dieser Artikel ist dann (als Artikel 23) unver- 
ändert in die Verfassung von 1874 übergegangen. 

Hiemit war für den Bund die Basis zu einem 
reichen Arbeits felde geschajffen. Nun musste es sich 
zeigen, ob die hohen Erwartungen, welche man an 
die Aufnahme dieses Grundsatzes geknüpft hatte, 
sich erfüllen würden, oder ob vielleicht die Oppo- 
sition mit ihren Bedenken Recht behalten sollte. 
Der Artikel hat sich aber für die Entwicklung des 
schweizerischen Eisenbahnwesens sehr heilsam er- 
wiesen. 

2. Der bundesrätliche Entwurf zu einem Expropriations- 
gesetz vom 25. Februar 1850. 

Schon im folgenden Jahre begann die Bundes- 
versammlung sich eifrig dem Eisenbahnwesen zu 
widmen und beauftragte den Bundesrat, ihr so 
schnell wie möglich vorzulegen: 1. Den Plan zu 
einem allgemeinen schweizerischen Eisenbahnnetz; 
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2. den Entwurf zu einem Gesetz betreffend die 
Expropriatioti für schweizerische Eisenbabnbauten ; 

3. Gutachten und Anträge betreffend die Beteiligung 
des Bundes bei der Ausführung des schweizerischen 
Eisenbahnnetzes. 

Der Bundesrat sah sich aber ausser stände, 
diesen Aufträgen sogleich in ihrem ganzen Umfange 
zu entsprechen und begnügte sich zunächst mit der 
Vorlage eines Bundesgesetzentwurfes über die Ab- 
tretung von Eigentum zu Errichtung öffentlicher 
Werke. Dieser Entwurf bestand aus 26 fortlaufen- 
den Artikeln, ohne die sonst bei solchen Gesetzen 
übliche innere Gliederung. Einen richtigen Griff 
tat der Bundesrat damit, dass er eine Aufzählung 
der Fälle, bei denen das Expropriationsrecht An- 
wendung finden soll, vermied. Die Botschaft be- 
merkt hierüber, *) man habe die Erfahrung gemacht, 
dass sawohl von schweizerischen Gesetzen, als auch 
von solchen benachbarter Staaten, sich diejenigen 
am besten bewährt haben, welche nur in möglichst 
allgemeinen Sätzen die Pflicht zur Abtretung von 
Eigentum aussprechen. Und wirklich ist es ja ganz 
unmöglich, alle Bedürfnissfälle, welche die Anwend- 
ung des Expropriationsrechts erheischen, im Voraus 
zu bestimmen. Es soll hier der Entwurf im Ein- 
zelnen nicht näher geprüft werden, doch sei immer- 



J) Bundeabl. 1850 I, 164 ff. 
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hin noch einzelner wesentlicher Mängel desselben 
gedacht. 

Inbezug auf die ganze Anlage vermisst man 
die Rubrizirung des Stoffes unter die verschiedenen 
Hauptgesichtspunkte. Sodann ist die Beantwortung 
der Frage ganz übergangen, wem das Entscheid- 
ungsrecht zustehen soll, wo öffentliche Werke nicht 
vom. Bunde selbst, sondern von einzelnen Privaten, 
oder Korporationen errichtet werden. Kann zwischen 
den Parteien bezüglich der Entschädigung eine güt- 
liche Übereinkunft nicht erzielt werden , so soll 
nach dem Entwurf sofort das bundesgerichtliche 
Prozessverfahren eingeleitet werden, ohne dass dem- 
selben das sonst durchwegs übliche Schätzungsver- 
fahren vorangeht* Die Botschaft führt zur Motivirung 
an^), solche Schätzungskommissionen, wie sie in 
andern Gesetzgebungen vorgesehen seien, hätten nur 
eine Verlängerung und Verteurung des Verfahrens 
zur Folge und als Spezialkommissionen hätten sie 
mit den Schiedsgerichten das gemein, dass ihnen 
ein geregelter Prozessgang, eine sichere Praxis in 
den Rechtsgrundsätzen und im Verfahren abgehe, 
so dass sehr oft der Streitfall doch noch in irgend 
einer Form an den ordentlichen Richter gelange. 

Femer enthielt der Entwurf keine Bestimmungen 
darüber, wie es zu halten sei, wenn das entzogene 



Bundesbl. 1850 I, 168. 
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Objekt zu einem andern Zweck verwendet werden 
will, als zu demjenigen, fdr welchen die Entziehung 
verlangt wurde, oder, wenn das Werk gar nicht, 
oder während längerer Zeit nicht ausgeiuhrt wird. 
Endlich ist den Grundsätzen keinerlei Rechnung 
getragen, welche bei der Verteilung der Kosten zur 
Anwendung kommen sollen. 

3. Der bundesrätliche Entwurf vor der Kommission 

des Nationalrates. 
Die nationalrätliche Kommission, welcher die 
Vorige zur Prüfung überwiesen wurde, nahm damit 
eine vollständige Umarbeitung vor. Was aus ihren 
Beratungen hervorgeht, ist ein ganz neues Projekt, 
das mit dem Entwürfe nur die Grundlinien und 
Hauptgesichtspunkte gemeinsam hat. Vor allem 
handelte es sich darum, dem Ganzen eine zweck- 
mässigere Form zu sichern, den Stoff zu sichten 
und unter verschiedene klar abgegrenzte Hauptab- 
schnitte zu bringen. Die Kommission nahm deshalb 
folgende innere Gliederung vor: 

I. Verbindlichkeit zur Abtretung und zur Ent- 
schädigung. 
n. Verfahren behufs der Abtretung und der 
AusmittluDg der Entschädigung. 

a) Ordentliches Verfahren. 

b) Ausserordentliches Verfahren. 

c) Gemeinsame Bestimmungen. 
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III. Bezahlung der Entschädigung und ihre 
Wirkung. 

IV. Von den Kosten. 

Mit diesen formellen Änderungen erschöpfte 
sich aber die Tätigkeit der Kommission keineswegs. 
Dieselbe richtete sich vielmehr auch auf eine sehr 
eingreifende Ergänzung der dem Entwürfe ankleben- 
den Lücken und Mängel. Sie entschied die wich- 
tige Frage, wem das Entscheidungsrecht über die 
Anwendbarkeit des Gesetzes zustehen solle, wo 
öffentliche Werke von Gesellschaften und Privaten 
errichtet werden. Sie untersuchte und bestimmte 
genauer den Umfang der Abtretungspflicht, sie hob 
den Unterschied zwischen dem ordentlichen und 
ausserordentlichen Verfahren, welcher im Entwürfe 
nicht genug hervortrat, deutlicher heraus, sie Hess 
dem gerichüichen Entscheide ein Schätzungsverfahren 
vorausgehen, sie gab dem Expropriaten in gewissen 
Fällen das Widereinziehungsrecht und sie regelte 
endlich die Verteilung der aus der Expropriation 
entspringenden Kosten. 

Das Gesetz wurde dann unter Abänderung ein- 
zelner Punkte von der Bundesversammlung ange- 
nommen und trat mit 21. Mai 1850 in Kraft. 

Neben diesem Gesetz sind noch zu erwähnen, 
das Bundesgesetz betreffend die Abänderung des 
Art. 37 vom 18. Juli 1857, das Reglement für die 
eidgenössischen Schätzungskomniissionen vom 22. 
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April 1854, das Bundesgesetz vom 24. März 1876 
betreffend die eidgenössische Oberaufsicht über die 
Forstpolizei im Hochgebirge Art, 22, das Bundes- 
gesetz vom 22. Juni 1877 betreffend die Wasser- 
baupolizei im Hochgebirge Art. 8. 

4. Hauptgesichtspunkte des Gesetzes. 

Das Bundesgesetz von 1850 schliesst sich im 
Wesentlichen an die französisch-belgische Expro- 
priationsgesetzgebung an, ohne dass man ihm jedoch 
Unselbständigkeit vorwerfen könnte. Man liess sich, 
wie dies auch die Botschaft des Bundesrates ^) aus- 
drücklich erwähnt, durch die Erfahrungen leiten, 
welche man im Auslande und in den Kantonen auf 
diesem Gebiete gemacht hatte. 

Die Hauptgrundsätze des Gesetzes sind kurz 
zusammengefasst folgende : 

Die Anwendung des Bundesgesetzes von 1850 
kann nur auf Grund eines Beschlusses der Bundes- 
versammlung erfolgen (Art. 1. 8). Nicht nur der 
Bund, sondern Jeder, der ein öffentliches Werk er- 
richtet, kann das Expropriationsrecht ausüben, wenn 
die Bundesversammlung auf das von ihm projektirte 
Werk die Anwendung des Bundesgesetzes beschliesst 
(Art. 1). Der Bauunternehmer wird dem Eigen- 
tümer zum vollen Ersatz aller Vermögensnachteile 
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^) Bundesbl. 1850 L p. 165. 
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verpflichtet, welche diesem aus der Abtretung er- 
wachsen (Art. 3). Die Abtretung beschränkt sich 
nicht immer auf das zum Werk absolut Erforder- 
liche, sondern es kann dieselbe oft sowohl im In- 
teresse des Expropriaten (Art. 4), als auch des Ex- 
proprianten (Art. 5) ausgedehnt werden. Die admini- 
strative Leitung des Unternehmens kommt dem Bun- 
desrate zu. Er trifiPt Anordnungen über die Auf- 
nahme von Plänen und gestattet die Yomahme von 
Aussteckungen (Art. 8), er entscheidet jeweilen im 
Yoraus, ob das ordentliche oder das ausserordent- 
liche Verfahren in Anwendung zu bringen sei 
(Art. 22) und er entscheidet Streitigkeiten über die 
Frage, ob die Abtretung begründet sei oder nicht 
(Art. 25). Dagegen steht die gerichtliche Leitung 
beim Entschädigungsverfahren dem Bundesgerichte 
zu (Art. 28 — 40; Bundesgesetz von 1857 betrefltend 
Abänderung des Art. 37). Die Funktionen der lo- 
kalen Behörden (Gemeinderäte) beschränken sich 
auf den Empfang der Pläne, die öffentliche Ankün- 
digung, dass letztere zur Einsicht der Interessenten 
aufliegen und auf die Entgegennahme von Einsprachen 
und Entschädigungsforderungen (Art. 10, 11, 12, 
15), oder sie bestehen in der Vermittlung der Be- 
Zahlung der Entschädigungssummen an die Berech- 
tigten. (Sorge der Regierung des Kantons, in dessen 
Gebiet das abgetretene Objekt liegt, Art. 43.) 
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§ 9. 

England. 

Nirgends wohl geniesst das Privateigentum eines 
sorgfaltigeren Schutzes als in England. Schon die 
Magna Charta von 1215 stellt das Privateigentum 
unter den Schutz der Gerichte und der Landes- 
gesetze^j. Ahnliche Bestimmungen enthalten eine 
Anzahl alter Statute von Eduard III.^) Gewiss wird 
man aber nicht fehl gehen, wenn man die scharfe 
Betonung, die eifersüchtige Wahrnehmung der in- 
dividuellen Rechte in England zu einem grossen Teil 
auf jene erbitterten Kämpfe zwischen Krone und 
Parlament zurückführt, welche die Regierung einiger 
Könige kennzeichnen^). In einer Zeit unaufhörlicher 
Durchbrechung der verfassungsmässigen Schranken 
seitens der Krone*), wo unter Missachtung derGrund- 



^) Die hieher gehörige Bestimmung findet sich unter jener Gruppe 
Yon Artikeln, welche die feierliche Anerkennung der sog. Gesetze 
Eduard's, d.h. der sächsischen Grafschafts -Verfassung und des in 
ihr liegenden Schutzes der Person und des Eigentums durch den 
Bechtsspruch der Gemeindegenossen betreffen; cap. 29: Nullus liber 
homo capiatur, Tel imprisonetur aut disseisiafur de lihero tenemenium 
8U0, Tel libertatibus, yel liberis consuetudinibus suis, aut utlaghetur, 
aut exuletur, aut aliquo modo destruatur, nee super eum ibimusy nee 
super eum mittemus nisi per legale Judicium parium suorum^ vel 
per legem terre. 

2) Blackstone, commentaries I. p. 139. 

3) Freilich mag diese Empfindlichkeit z. T. auch mit altangel- 
sächsischen Bechtsanschauungen zusammenhängen. 

^) Man denke an einen Jakob I. und Karl I. 

J, Sieber, das Recht der Expropriatioo. 7 
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gesetze des Landes die Folter im Tower wieder ein- 
geführt wurde, wo englische Bürger auf Grund könig- 
licher Mandate verhaftet und eingesperrt wurden, 
wo man Steuern eintrieb ohne Bewilligung des Par- 
laments*), lernte man den Wert der individuellen 
Rechte schätzen. Wo ein Volk im ruhigen Genuss 
seiner Rechte dahinlebt, zeigen letztere ein weniger 
scharfes Gepräge. Man lässt sich durch die Sicher- 
heit des faktischen Rechtszustandes gern beruhigen 
und findet, wo dieser vorhanden, keinen Anlass, das 
Rechtsgefühl nach bestimmten Richtungen hin be- 
sonders zu schärfen. Wo dagegen die individuellen 
Rechte der Staatsbürger beständigen Angriffen von 
Oben ausgesetzt sind, wo es sich fortwährend um 
die Frage handelt, ob verfassungsbrüchiger Einzel- 
wille, oder der auf den Grundrechten des Landes 
fussende Wille einer gesetzgebenden Körperschaft 
die Oberhand behalten solle, da bildet sich zuletzt 
bei dem Angegriffenen ein sehr empfindliches, nach 
errungenen Siegen um so selbstbewusster, auftreten- 
des Rechtsgefühl aus. 

England liefert hiezu ein sprechendes Beispiel. — 
Zweifellos waren die Vorrechte der englischen Kö- 
nige sehr ausgedehnte. Unter ihnen befand sich auch 
dasjenige, wonach der König als oberster Lehnsherr 



1) Macaulay^s plastische AusführuDgen i. 8. History of England 
from the accession of James II. I. 
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(feudal lord paramount) über sämtlichen Grund und 
Boden seines Reiches galt. Hierin lag für das Pri- 
vateigentum eine bedenkliche Gefahr. Die Lehens- 
herrlichkeit konnte als Rechtfertigungsgrund für die 
grössten Willkürhandlungen angerufen werden. Zwar 
waren die Prärogativen des Königs durch drei wich- 
tige konstitutionelle Prinzipien beschränkt : Der Kö- 
nig durfte keine Gesetze erlassen, keine Steuern 
erheben ohne die Zustimmung des Parlaments, er 
war gehalten, nach Landesgesetzen zu regieren. 
Allein aus den Blättern der Geschichte erfährt man, 
dass sich die Krone zu Zeiten mit der grössten 
Skrupellosigkeit, ja oft unter absichtlich unpopu- 
lären, die Rechtsverletzung recht augenscheinlich 
hervorhebenden Formen über diese ältesten Grund- 
rechte des Volkes hinwegsetzte *). Man kennt den Er- 
folg dieser verfassungswidrigen Bestrebungen. Fast 
ausnahmslos scheiterten sie an dem hartnäckigen 
Widerstand des Parlaments. Je öfter die Angriffe 
sich wiederholten, desto wachsamer wurde man in 
ihrer Abwehr. 

In diesem lange währenden Kampfe, welcher 
sich namentlich um das Steuerbewilligungsrecht 
drehte, erstarkte und schärfte sich das Rechtsgefühl. 
Indem man der Krone das Recht eigenmächtiger 
Besteuerung mit wachsendem Nachdruck bestritt, 



') Macaulay, ibid. 
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wünschte man nnr, sein Privateigentum vor Willkür 
zu sichern« Diesem Streben entsprach dann natur- 
gemäss das andere, das Privateigentum überhaupt 
mit denjenigen Garantien zu umgeben, welche das- 
selbe auch gegen Eingriffe anderer Art, wie nament- 
lich diejenigen auf Grund des dominium eminens, 
wirksamer in Schutz zu nehmen geeignet waren. 
Die Rechtsanschauungen, von denen man in letzterer 
Beziehung ausging, mögen ungefähr diejenigen sein, 
welche Blacks tone wiedergiebt^). 

„Wie das Recht auf persönliche Sicherheit und 
Freiheit, so ist auch das Eigentumsrecht ein in- 
härirendes, in der Natur des Menschen gegründetes 
Recht. Es besteht in dem freien, ungeschmälerten 
Genuss alles dessen, was ein Mensch erwirbt. Keine 
Verletzung desselben ist gestattet. Nicht einmal die 
Rücksicht auf das Interesse der Gesamtheit würde 
eine solche entschuldigen. Wo es sich z. B. um die 
Ziehung einer neuen Strasse durch Privatgrundstücke 
handelt, mag zwar die Gesamtheit ein grosses In*^ 
teresse an dem Zustandekommen derselben haben. 
Allein weder einer einzelnen Privatperson, noch einer 
Gesellschaft kann gestattet werden, das nötige Land, 
ohne die Einwilligung des Eigentümers in Besitz zu 
nehmen. Vergebens würde man geltend machen, 
dass das Privat wohl dem Wohle der Gesamtheit 



^) Commentaries I. ibid. 
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nachstehen müsse, denn es wäre gefahrlich, einen 
Privaten, oder selbst ein Gericht über die Frage 
entscheiden zu lassen, ob ein Werk im allgemeinen 
Interesse liege, oder nicht. Übrigens ist dem öffent- 
lichen Wohl nichts forderlicher, als der Schutz der 
individuellen Rechte der Einzelnen. Die Gesetz- 
gebung allein kann den Privaten zum Aufgeben 
seiner Rechte zwingen, wo das öffentliche Wohl es 
erfordert. Allein auch sie nicht schlechthin, indem 
sie ihn willkürlich seines Besitzes beraubt, sondern 
nur unter Vergütung des ihm hieraus erwachsenden 
Schadens. Die Gesamtheit wird dann als ein In- 
dividuum angesehen, welches mit einem andern 
Individuum einen Tausch eingeht. Alles was die 
gesetzgebende Gewalt tun kann, besteht in der Nö» 
tigung des Eigentümers, seinen Besitz gegen ange- 
messenen Preis abzutreten. Allein auch dies ist ein 
Akt der Gewalt, zu dem die Gesetzgebung allein 
berechtigt ist und bei welchem die grösste Sorgfalt 
beobachtet werden soll". 

Voraussetzung der Expropriation ist nach eng- 
lischem Recht ein Akt der gesetzgebenden Gewalt, 
welcher dieselbe in jedem einzelnen Fall einräumt. 
Das Expropriationsgesuch wird in Gestalt einer Pe- 
tition an das Unterhaus gerichtet. Bekanntlich zer- 
fallen die parlamentarischen Gesetzesvorschläge in 
öffentliche Bills und Privatbills. Jene haben das 
öffentliche Interesse zum Gegenstand und werden 
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unmittelbar durch Mitglieder des Hauses eingebracht.^) 
Diese beruhen auf Petitionen der interessirten Par- 
teien. Dabei gelten als Privatbills auch solche, 
welche das Interesse von Städten oder Grafschaften 
zum Gegenstand haben. 

In die Klasse der Privatbills werden nun die 
Expropriationsgesuche gerechnet. Zu der gesetz- 
gebenden Tätigkeit des Parlaments tritt hier noch 
eine richterliche Beurteilung hinzu. Die Extrahenten 
erscheinen als Antragsteller, die durch die Expro- 
priation Bedrohten werden als Gegenpartei zuge- 
lassen. Die Formen sind dabei zum Teil diejenigen 
des gerichtlichen Verfahrens. Den Schluss der Ver- 
handlungen bildet, falls die Extrahenten mit ihrem 
Gesuche durchdringen, das Gesetz resp. der Ur- 
teilsspruch. 

Bis zum Jahre 1845 musste jede Parlaments- 
akte, welche im Einzelfall über die Zulässigkeit einer 
Unternehmung entschied, auch die dabei zu beob- 
achtenden formellen und materiellen Grundsätze vor- 
schreiben, denn ein allgemeines Expropriationsgesetz, 
welches dieselben ein für alle Mal geregelt hätte, 
gab es nicht. ^) Mit welchen Kosten und Weitläufig- 



1) Vgl. Th. E. May, das englische ParlamcDt und sein Yerfahren 
in Anhang I von den Privat-Bills p. 655 ff., ferner p. 458. 

2) Spezialvorschriften sind in älteren Wegeordnungen vorhanden. 
Regelmässig handelt es sich dahei um die Einräumung einer öffentlichen 
Servitut. Das Eigentum bleibt beim früheren Eigentumer des Bodens. 
,,Der König hat freie Passage für sich und sein Volk." 
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keiten dies verbunden war, lässt sich denken. Es 
wurde in den meisten Fällen zur Erzielung einer 
Privatbill sogar der Nachweis gefordert, dass die 
nötigen Grundstücke bereits erworben seien. 

Man darf mit aUer Sicherheit annehmen , dass 
es auch hier die ausserordentlich schnelle Entwick- 
lung des Eisenbahnwesens war, welche mit Macht 
auf eine bessere Regelung dieser Yerhältnisse hin- 
drängte. So entstand denn am 8. Mai 1845 die 
Lands Clauses Consolidation Act; 8 Vict. c 18.^) 
(an Act for consolidating in One Act certain Pro- 
visions usually inserted in Acts authorising the taking 
of Lands for Undertakings of a Public Nature). In 
sehr detaillirter Weise sind hier nun in 152 Para- 
graphen die formellen und materiellen Grundsätze 
niedergelegt, welche bei Expropriationen jeglicher 



Eine aus 119 Artikeln bestellende Wegeordnung vom 26. März 
1836 (5 & 6 Will. lY. c* 50. an Act to consolidate and amend 
the Laws relating to highways in England, enthält in den §§ 46—57 
n. a.- die Bestimmung, dass der Surveyor of Highway (Wegeaufseher) 
befugt sei. Steine, Eies, Sand und andere Wegebaumaterialien aus 
Oemeindegmndstücken , öffentlichen Flüssen und Brücken zu ent- 
oehmen, auch von uneingehegten Privatgrundstücken gegen Ersatz 
der angerichteten Beschädigung im Notfall selbst von eingehegtep 
Grundstücken gegen vollen Ersatz. Wird bei den durch die friedens- 
riohterhchen Sessionen angeordneten Erweiterungen und Yerlegungen 
der Wege (§§ 80—99) eine zwangsweise Entziehung von Privat- 
gnmdstücken notwendig, so soll die Entschädigung hiefür durch ein^ 
Jury ermittelt werden. Gneist, das engl. Yerfassungs- und Yerwaltungs- 
recht II. p. 785 ff. 

1) Text mit Entscheidungen bei Shelford, Law of Railways, vol. 
n. London 1869. 
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Art zur Anwendung kommen sollen. In einer Be- 
ziehung ist jedoch auch dieses Gesetz eine Halbheit 
geblieben, indem die darin enthaltenen Grundsätze 
nicht für jede durch Parlamentsakte autorisirte 
Unternehmung verbindlich sind. Yielmehr kann die 
Privat-Bill, welche ein Werk genehmigt, einzelne 
Bestimmungen des allgemeinen Gesetzes beliebig 
ausschliessen oder abändern.^) 

Die Lands Clauses Consolidation Act unter- 
scheidet nach Erledigung der üblichen Interpreta- 
tionen (sect. 2 — 4) folgende Teile: Abtretung von 
Grundeigentum auf dem Wege gütlicher Überein- 
kunft (purchase of lands by agreement, sect. 6 — 15), 
anders als durch gütliche Übereinkunft (sect. 
16 — 68), von der Verwendung der Entschädigung 
(application of compensation, sect. 69 — 80), von der 
Besitzergreifung der Grundstücke durch die Unter- 
nehmer (entry on lands by promoters, sect. 84 — 94), 
Entschädigungsmodus bei der Expropriation von 
Lehngütern (copyhold lands ^), sect. 95 — 98), Ge- 



^) Be it therefore inacted, that this act shaU apply io every 
undertaking authorized by any act which shall hereafter be passed, 
and which shall authorize the purchase or taking of lands for such 
undertaking, and this act shall be incorporated with such act; and 
all the clauses and proyisions of this act, save so far as fhey shall 
he expressly varied or excepted by any such oc^, shall apply to the 
undertaking authorized thereby .... Lands Gl. Act; sect. 1. 

2) Güter, die Jemand zwar blos mit dem Willen des Grundherrn, 
zugleich aber auch nach Gewohnheit inne hat. Dem Grundholden 
wird bei der Besitzübertragung vom Eintrag in das Grundbuch eine Ab- 
schrift (copy) zugestellt, daher der Name. 
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meindeländereien und unkultivirten Grundstücken 
(common or waste lands, sect. 99^ — 107), Lände- 
reien mit auflastenden Pfandrechten (lands subject 
to mortgage, sect. 108 — 118), Ländereien unter 
Pacht (lease, sect. 119 — 122), zeitliche Grenze fiir 
die Ausübung des Expropriationsrechts (limit of time 
for compulsory purchase, sect. 123), Verkauf ex- 
propriirter Grundstücke, welche für die Ausführung 
des Werkes entbehrlich sind (surplus lands, sect. 
127 — 131), etc. — Aus dieser Inhaltsangabe mag 
man erkennen, dass der Stoff einer sorgfaltigen 
systematischen Gruppirung entbehrt. Wenn man die 
Breite der Anlage übersehen will, so könnte man 
dagegen doch bemerken, dass die Sprache auch hier 
noch einer bedeutenden Abkürzung fähig gewesen 
wäre, ohne jegliche Gefahrdung der Deutlichkeit. 
Immerhin ist in stilistischer Beziehung gegenüber 
früheren Gesetzen eine wesentliche Besserung ein- 
getreten *)• 

Im gleichen Jahre erfloss ein besonderes Ge- 
setz für Schottland mit wesentlich ähnlichen Grund- 
prinzipien *). 

Für Expropriationen zum Bau von Eisenbahnen 
ist neben') der Lands Clauses Consolidation Act 



1) Ein Stilmuster aus einer früheren Verordnung (betreffend 
Eanalbau und Sohiffalirt) ist bei Wendt, Expropriations-Godex, p. 
53, 54, 55 abgedruckt. 

2) 8 Vict. 0. 19. sect. 1—144 

®) In exeroising the power given to tbe Company by the special 
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massgebend die Railways Clauses Consolidation Act 
(8. Vict. cap. 20) vom gleichen Datum (an Act for 
consolidating in One Act certain provisions usually 
inserted in Acts authorizing the making of railways). 
Auch die Bestimmungen dieses Gesetzes sind aus- 
serordentlich detaillirt. Verwiesen wird darin häufig 
auf die Länderklausenakte, deren Vorschriften überall 
da zur Anwendung kommen, wo die Railways Clau- 
Cons. Act, oder die Spezialakte keine abweichenden 
Vorschriften enthalten. Als Detail mag erwähnt wer- 
den, dass das Gesetz zwar den an die Hauptlinie 
anstossenden Grundnachbam gestattet, Zweiggeleise 
(z. B. zur Verbindung mit industriellen Etablisse- 
menten, Werften, etc.) in das Hauptgeleise einzu- 
führen ^) und die Bahngesellschaft zur Duldung der- 
selben verpflichtet, allein es wird ausdrücklich ge- 
sagt, dass Privaten zur Anlegung solcher Kom- 
munikationsgeleise ein Expropriationsrecht nicht zu- 
stehe. Bedürfen sie zur Ausführung derselben frem- 
der Grundstücke, so haben sie sich mit den Eigen- 
tümern derselben zu verständigen^). 

Etwa zwei Monate später wurde für den Eisen- 



aot to oonstruct the railway and to take lands for that purpose, the 
Company shall be subject to the provisions and restrictions contained 
in this (the railways cl. cons.) act and in the said Lands Gl. Cons. 
Act. 8 Vict. c. 20. s. 6. 

^) Regulation of Railways and Conyeyance of Troops voni 
30. Juü 1842, 5 & 6 Vict. c. 55. s. 12. 

2) 8 Vict. c. 20. 8. 76. 
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bahnbau in Schottland ein besonderes Gesetz unter 
gleichem Titel erlassen^). 

Auch für Irland erfloss unter Berücksichtigung 
der dortigen besondem Grundverhältnisse und unter 
Abänderung und Verbesserung einzelner Vorschriften 
der Länderklausenakte am 7. August 1851, ein be- 
sonderes Gesetz : The Railways Act (Ireland) 14 
& 15 Vict. c. 70. 

Während bis 1864 Eisenbahnkonzessionen durch 
Parlamentsakte erteilt werden mussten, trat in diesem 
Jahre durch die Railways Construction Facilities Act 
(27 & 28 Vict. c. 121, an Act to facilitate in cer- 
tain Gases the obtaining of Powers for the Con- 
struction of Railways) eine Änderung ein. England 
besass damals schon ein sehr ausgedehntes Eisen- 
bahnnetz. Kaum gab es im ganzen Lande einen 
Distrikt, der nicht durch eine Linie mit demselben 
verbunden war. Was zu bauen nun noch übrig blieb, 
waren lediglich Nebenlinien^). Allein gerade auf diese 
glaubte man nicht geringes Gewicht legen zu sollen. 
Ihren Bau zu erleichtern, bestimmte die Railways 
Construction Facilities Act (sect. 3), dass künftig 
die Eisenbahnkonzessionen durch ein Certifikat des 
Handelsamtes (board of trade) erteilt werden können. 
Hinsichtlich dieser Certifikate soll es so angesehen 
werden, als sei der Gesellschaft die Konzession 



1) 8 & 9 Vict. 0. 33. 
S) Shelford I. p. 289. 
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durch eine Bill erteilt worden, jedoch mit der wesent- 
lichen Einschränkung, dass auf Grund dieses Certi- 
fikats das Expropriationsrecht nicht ausgeübt werden 
darf ^). Die Bewerbung um dasselbe muss von dem 
Nachweis begleitet sein, dass die Unternehmung sich 
mit den Grundeigentümern über die Abtretung der 
nötigen Ländereien bereits gütlich geeinigt habe^). 
Wird bei Handelsamt von irgend einer Seite Oppo- 
sition gegen das projektirte Werk gemacht, so darf 
das Certifikat nicht ausgestellt werden. Im Belieben 
der Gesuchsteller liegt es alsdann, auf dem Wege 
der Bill zu erreichen, was auf dem kürzeren Wege 
des Certifikats nicht gelangt). 

Yon allgemeinen Grundsätzen mag zum Schlüsse 
hier noch Folgendes erwähnt werden. 

Die Expropriation ist streng in diejenigen Gren- 
zen gebannt, welche ihr durch die Parlamentsakte 
gezogen sind. Daher dürfen nie mehr, noch andere 
Grundstücke expropriirt werden, als in dem geneh- 
migten Plane aufgeführt sind. Die Expropriation 
verletzt und gefährdet so mannigfache, den Indi- 
viduen teuer gewordene Rechte und Interessen*), 



1) Nothing in this act shall oonfer on the promoters and 
parties .... any of the powers or capaoities oonferred by the part 
of the Lands Glauses Gonsolidation Act with respect to the purcbase aod 
taking of lands otherwise than by agreement. 27 & 28 Vict. c. 121. s. 3. 

2y 27 & 28. Vict c. 121. s. 7. 11. 

«) 27 & 28 Vict. cap. 21, sect. 9, 10. 

^) . . . a dwellinghouse so long regarded as the inyiolable sanctn- 
ary of the owner forma no exception etc. Redfield I. 249. 
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dass die strikte Beobachtung der vorgezeichneten 
Schranken als eine natürliche Forderung der Ge- 
rechtigkeit erscheint. Der Eigentümer kann von der 
Parlamentsakte verlangen, dass sie seine Verpflich- 
tungen gegenüber der Unternehmung in scharfen 
Umrissen bestimme. Gegen künstliche Hineindeutung 
von Pflichten bei dunkler Fassung des Gesetzes mag 
er sich mit Recht verwahren. Wenn daher die Un- 
ternehmer eines Werkes im Laufe der Arbeiten ent- 
decken, dass ihre Befugnisse nicht ausreichen, so 
dürfen sie dieselben nicht etwa auf dem Wege ex- 
tensiver Interpretation der Parlamentsakte erwei- 
tem '). Es bleibt ihnen nur die Wahl, sich mit dem 
Eigentümer, dessen Rechte entgegenstehen, zu ver- 
ständigen, oder beim Parlament um Erweiterung 
ihrer Befugnisse einzukammen. 

Das englische Expropriationsrecht stellt sich 
durchaus nicht so anormal dar, wie man dies ofit 
angenommen hat. Man muss dabei nur immer von 
der Stellung des Parlaments ausgehen. 



1) Shelford n. 3. 
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Nordamerika. 

In Nordamerika herrschen hinsichtlich der Ex- 
propriation ungefähr dieselben Rechtsanschauungen, 
wie in England. Das Expropriationsrecht wird als 
ein Ausfluss des dominium eminens (eminent do- 
main^) angesehen. Es ist ein Attribut jeder sou- 
veränen Staatsgewalt und steht auf derselben Grund- 
lage, wie das Recht der Besteuerung^). Beide sind 
Emanationen der gesetzgebenden Gewalt. 

Das Prinzip der Expropriation findet sich im 
fünften Amendment der ünionsverfassung von 1791 

ausgesprochen: nor shall private property 

be taken for public use without just compensation. 
Auf dieser Bestimmung beruht das Recht des Kon- 
gresses, die Expropriation auf dem ganzen Gebiete 
der Vereinigten Staaten auszuüben, oder einzuräumen. 
Daneben aber wird dieselbe auch durch die ein- 
zelnen Territorien ausgeübt, deren Verfassungen 
auch fast ausnahmslos das Prinzip der Expropriation 
enthalten. 



^) Eminent domain is the superior right of the State to appro- 
priate for public purposes the private lande within its borders upon 
payment of a proper compensation for the property so taken. Tiede- 
man, treatise on the limitations of police power in the U. S. p. 372. 

2) Tiedeman, p. 374. 
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So bestimmt die Yerfassung von Delaware I. 8 : 

nor shall any man's property be taken, or 

applied to public use, without the consent of bis 
representatives and without compensation being made. 

Die Verfassung von Mississippi I. 1 3 : 

without the consent of the legislature. 

Ohio I. 1 9 : Private property shall ever be held 
inviolate but subservient to public welfare. When 
taken in time of war, or other public exigency, 
imperatively requiring its immediate seizure or for 
the purpose of making or repairing roads, which 
shall be open to the public, without charge, a com- 
pensation shall be made to the owner in money. 

Die Verfassung von New-Yersey I. 16 stellt es 
bei gewissen öffentlichen Werken, namentlich Stras- 
senbauten, in das Belieben der gesetzgebenden Ge- 
walt, ob sie für das hiezu benötigte Land dem 
Eigentümer eine Entschädigung gewähren will, oder 
nicht : 

Private property shall not be taken for public 
use without just compensation, but land may be 
taken for public highways as heretofore, until the 
Legislature shall direct compensation to be made. 

Allein die neuere Doktrin *) und Praxis erkennen 



^) Where any Constitution has omitted the proTision, natural 
equity will oompel the tribunals of such a State to decree, that priTate 
property cannot be taken for public use without just compensation; 
€Kirdner, inst, of intern* law public and private (bei Rütümann, nord- 
amerikAnisches Bundesstaatsrecht II. 1, 195). 
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dieses Belieben der Gesetzgebung nicht an. So 
haben die Gerichte von New- York erklärt, dass, 
wenn auch eine Verfassung das Prinzip der Ent- 
sch^digungspflicht nicht enthalte, letztere sich von 
selbst verstehe und dass ein Gesetz, welches keine 
Entschädigung vorsehe, als nichtig zu behandeln 
sei, weil es das natürliche Rechtsgefuhl verletze^). 

Als Eonsequenz der Herleitung des Expropria- 
tionsrechts aus dem dominium eminens erscheint es 
denn, dass einige Verfassungen solche Grundstücke 
innerhalb des Territoriums, für welche wegen des 
Mangels eines Erben kein Titel mehr besteht, an 
das Volk zurückfallen lassen. So die Verfassung 
des Staates Süd- Carolina VI. 3; auch die Verfas- 
sung des Staates New- York enthält in Art. I. 11 
dieselbe Bestimmung: 

The people of the State in their right of so- 
vereignty are deemed to possess the original and 
ultunate property in and to all lands within the Juris- 
diction of the State an all lands, the title to which 
shall fail from defect of heirs shall revert or escheat 
to the people^). 



1) Mills, a. a. 0. §§ 85, 124. 

^) Noch in dem neuesten Buche von Tiedeman ist dieses Ober- 
eigentum des Staates sehr scharf betont : Under the present law of real 
property the priyate owner of lands acquires only a tenancy of more 
or less limited duration under the absolute and ultimate proprietor- 
ship of the State, as the representative of organized Society, subjeot 
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Wenn eingangs gesagt wurde, dass in Amerika 
hinsichtlicli der Expropriation dieselben Rechtsan- 
schauungen gelten, wie in England, so bezieht sich 
diese Bemerkung nicht auf den Grad des dem Privat- 
eigentum gewährten Schutzes. Tatsächlich ist das 
Privateigentum in den Vereinigten Staaten mit ge- 
ringeren Garantien umgeben, als in England. Wäh- 
rend hier die individuellen Freiheitsrechte auf das 
Sorgfältigste gehütet sind, ist man in den Verei- 
nigten Staaten nur allzu schnell bereit, im öffent- 
lichen Interesse, oder auch aus blosser Konvenienz 
in die Privatrechtssphäre des Einzelnen einzugreifen, 
wobei man die Praxis sogar auf den Grundsatz sich 
berufen sieht, dass alle Vermögensrechte den Priva- 
ten vom Staate verliehen werden, welcher bei dieser 
Verleihung sich das dominium eminens vorbehalte. 

Als Anwendungsfalle des Expropriationsrechts 
werden genannt, die Anlegung von Strassen, Chaus- 
seen, Eisenbahnen, Parks, die Errichtung öffent- 
licher Gebäude aller Art, die Herstellung von Ka* 
nälen, Aqusedukten, Werften, etc. Sehr bestritten 
ist noch immer die Frage, ob dem Staate das Recht 
zustehe, zu industriellen Zwecken, Errichtung von 
Fabriken und Mühlen das Expropriationsrecht ein- 
zuräumen. Darüber herrschte nie ein Zweifel, dass 



to certain conditions, one of which Ib that the State may at any time, 
on payment of its value, reolaim the tenanoy so granted to private 

» 

mdiyiduals, wheneTer the public ezigencies require such oonfiseation. 

J, Sieber, das Recht der Expropriation. 8 
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für reine Privatzwecke eine Expropriation niemals 
erfolgen dürfe. Allein man zog in manchen Staaten 
in Betracht, dass gewisse Etablissemente, obschon 
sie aus rein persönlichen Motiven errichtet, und vor 
allem zum Privatvorteil ihrer Gründer betrieben 
werden, nebenbei doch auch wieder öflFentliche Auf- 
gaben lösen, indem sie oft einen unentbehrlichen 
Faktor der Wohlfahrt gewisser Bevölkerungskreise 
bilden. Aus diesem Grunde, schloss man, erscheine 
es wohl gerechtfertigt, die Erbauung solcher An- 
stalten durch Einräumung, des Expropriationsrechts 
zu erleichtem. Allein die gerichtliche Praxis von 
Maine, New-Tork, Georgia, Alabama und Michigan 
verweigern den Unternehmern das Expropriations- 
recht zum Zwecke des Mühlenbaues*). 

Damit ist aber der Kreis der Expropriationsfalle 
noch keineswegs geschlossen. Die gesetzgebende 
Gewalt kann das Expropriationsrecht überall da ein- 
räumen, wo sie es für zweckmässig erachtet, sofern 
sie sich dabei innerhalb der durch die Verfassung 
gezogenen Schranken hält*). 

Ein allgemeines Expropriationsgesetz ist vom 
Kongress noch nicht erlassen worden. Sollten im 
einzelnen Fall die Lokalgesetze nicht ausreichen, 



1) TiedemaD, a. a. 0. p. 385. — Mills, a. a. O. § 15. 

^) Except so far as the exercise of the power may be limited 
and controlled bj provisions of the Constitution, the necessity for its 
exercise is left to the legislative discretion. Tiedeman, a. a. O. p. 372. 
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80 wird durch den Beschluss, welcher ein öflfent- 
liches Werk anordnet, zugleich auch das dabei an- 
zuwendende Expropriationsverfahren vorgeschrieben. 

Wie der Ausübung des Expropriationsrechts 
durch die Vereinigten Staaten ein gesetzgeberischer 
Akt zu Grunde liegen muss, so darf dieselbe auch 
in den Staaten nur unter dieser Bedingung erfolgen. 

Sobald über die Öflfentlichkeit des Gebrauchs, 
welchem die Sache dienen soll, kein Zweifel mehr 
besteht, kann die Legislatur unter Beobachtung der 
durch die Verfassung gezogenen Schranken das Ex- 
propriationsrecht einräumen, ohne dass den Gerich- 
ten ein Aufsichtsrecht zustände^). Nur in dem Falle, 
wo aus der Natur eines Werkes klar hervorgeht, 
dass das zu expropriirende Objekt ausschliesslich 
zu Privatzwecken verwendet werden soll, können 
die Gerichte einen gesetzgeberischen Akt, der sol- 
ches gestattet, als verfassungswidrig kassiren. Dieses 
Recht der Gerichte ist nur erklärlich, wenn man ihre 
eigentümliche, kontroUirende Stellung gegenüber der 
Gesetzgebung überhaupt in's Auge fasst. Die nord- 
amerikanischen Gerichte gelten als die Hüter der 
Verfassung, als die Beschützer der verfassungsmäs- 



^) The oourts oannot question the necessity for the iaking, pro- 
Tided the land is taken for a public porpose. The legishitiye deter« 
minatioii of the neoessity is final, and is not subject to review by the 
oourts. Tiedeman, a. a. O. p. 373. — Mills, a. a. 0. § 11. 
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sigen Rechte der Burger ^). Ein yerfassuDgswidriges 
Gesetz hat für sie keine bindende Kraft. In der 
Vollziehung eines verfassungswidrigen Gesetzes läge 
eine Abänderung der Verfassung, welche dem Volke 
allein, nicht aber der Legislatur zusteht. 

In der Frage, ob die Sache notwendig und der 
Gebrauch derselben ein öffentlicher sei, haben die 
Parteien nicht mitzureden*). Die Legislatur schreibt 
durch Verfügung die Bedingungen vor, unter denen 
die Expropriation sich zu vollziehen hat und be- 
zeichnet die zu expropriirenden Objekte, und auch 
im letzteren Fall steht den Gerichten das Recht 
nicht zu, zu untersuchen, ob nicht vielleicht andere, 
ebenso geeignete Grundstücke käuflich erworben 
werden könnten. Dagegen üben die Gerichte aller- 
dings eine Kontrolle aus in Beziehung auf den Um- 
fang der Expropriation. Wird letztere in der Weise 
missbraucht, dass ihr mehr Objekte unterworfen wer- 
den wollen, als zu dem öffentlichen Werke erfor- 
derlich sind, so können die Gerichte korrigirend 
einschreiten. Nach Einräumung des Expropriations- 
rechts durch das Statut der Legislatur können die 



^) Nous comprenons difficilement le r61e immense du ponvoir 
judiciaire dans le jea des iDstitutions am^ricaines, ce r61e k la fois 
conserTateur et liberal, qui tout en maintenant P^quilibre et la hierar- 
chie des pouYoirs, offre aux libert^s indiyidaelles des garanties -si 
pnissantes qu'il n'en existe nulle part de semblables. Laboulaye, 
Histoire des Etats-Unis IIL 

2) Mills, § 11. 
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Grundstücke ohne vorläufigen Prozess sofort in Be- 
sitz genommen werden*) 

Während die Feststellung des Expropriations- 
falles und der Ausspruch der Expropriation Sache 
der gesetzgebenden Gewalt ist, gehört dagegen die 
Ermittlung der Entschädigung vor ein Schiedsge- 
richt, vor Kommissäre, Friedensrichter, oder vor die 
ordentlichen Gerichte. Kommissäre dürfen jedoch 
von der Legislatur nicht direkt und nach freiem Er- 
messen, sondern nur mit EinwiUigung des Eigen- 
tümers bezeichnet werden*). Eine Jury ist zur Er- 
mittlung der Entschädigung nur dann erforderlich, 
wenn die Verfassung eine diesbezügliche Vorschrift 
enthält. 

Nach nordamerikanischer Bechtsanschauung gilt 
ein staatlicher Eingriff in die Privatrechtssphäre zur 
Verhütung einer öffentlichen Kalamität, z. B. die 
Zerstörung von Häusern bei Feuersgefahr, die Ver- 
fügung über bewegUches und unbewegliches Eigentum 
zu Angriffs- oder Verteidigungszwecken im Kriege 
nicht als Eigentumsentziehung im Sinne der Ver- 
fassung®). Die Verfassungsbestimmungen, welche 
meist das Verbot enthalten, Privateigentum zu öf- 



1) Bedfield, law of railways I. p. 253. 

^ Nach einer Entscheidung des Unions-Obergerichts ist ein Statut, 
nach welchem die Entschädigung durch yon der Legislatur nach freiem 
Ermessen zu bezeichnende Eommissftre ermittelt werden soll, ver- 
fassungswidrig. Büttimann ü. 1, § 534. 

^) Mills, a. a. 0. § 3 : Private prosperty impressed by virtue of 
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fentlichen Zwecken zu entziehen, ohne den Eigen- 
tümer hiefür gebührend zu entschädigen, werden 
nur auf den gewöhnliehen Fall bezogen, wo der 
Staat ausserhalb jeder Notlage die Abtretung von 
Privaigut anordnet. Die Abtretung im Notstande 
(taldng by virtue of overruling necessity) wird von 
der Abtretung auf Grund des dominium eminens 
geschieden ^). Man sucht das staatliche jus extremse 
necessitatis aus seinem Zusammenhang mit dem 
dominium eminens ganz loszulösen und als unab- 
hängiges Recht Yon andern Gesichtspunkten aus zu 
rechtfertigen. Für die Betroffenen ergibt sich hier- 
aus als hauptsächlichste Folge, dass ihnen jede ver- 
fassungsmässige Basis, auf welche sie ihre Entschä- 
digungsansprüche stützen könnten, entzogen ist. Doch 
wird die Entschädigungspflicht des Staates bei Aus- 
übung des Notrechts häufig durch Spezialgesetze 
ausgesprochen *). 

So besteht z. B. für New-Tork ein Gesetz, 
welches dem Major der Stadt die Befugniss beilegt, 
Gebäude zu zerstören, um die Ausbreitung einer 
Feuersbrunst zu hemmen. Wenn von diesem Eecht 
Gebrauch gemacht wird, so ist der dem Eigentümer 



the war-power is not controUed by the oonstitatioxial provisions in 
relation to eminent domain. . . . § 4 : A destruction of a building not 
on fire, to prevent the spreading of fire is not a taking of the pro- 
|)erty for public use. Tiedeman, a. a. 0. p. 399. 

Mills, a. a. 0. § 5. 

2j Mills, a. a. O. §§ 8, 5. 



. A, 
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des Gebäudes zugefugte Schaden durch eine Jury 
abzuschätzen und aus der Staatskasse zu ersetzen. 
Auch bei Beschädigung von Privatgut im Kriege 
durch die eigenen Truppen, für welche das ältere 
Recht keine Entschädigung gewährte, ist die Gesetz- 
gebung mildernd eingeschritten, indem sie anordnete, 
dass den loyalen Bürgern, deren Eigentum während 
des Bürgerkrieges beschädigt oder zerstört worden 
war, ein Ersatz zu gewähren sei*). 



1) Mills, a. a. 0. § 3. 



Zweiter Teil. 



L Von der Abtretung und Beschränkung 

des Eigentums. 

§ 11. 
Subjekte der Expropriation. 

Zwei Personen kommen bei der Expropriation 
in Betracht: Der Expropriant, als der agressive 
Teil, welcher gewisser fremder Objekte bedarf, und 
der Expropriat, welcher sich einen Eingriff in sein 
Eigentum gefallen lassen muss, als der leidende Teil. 

Zweifellos ist es nun zunächst der Staat, wel- 
chem, Eraft seiner Mission, das Volksleben inuner 
mehr zu entwickeln, das Recht der Expropriation 
zusteht. Er übt dasselbe aus durch seine Organe 
zur Ermöglichung staatlicher Werke, innerhalb der 
durch die Verfassung und Gesetzgebung gezogenen 
Schranken. Aus der Geschichte ist jedoch deutlich 
erkennbar, dass die grösste Zahl der in allen Teilen 
der Erde zur Ausführung gebrachten Werke ihre 
Existenz zunächst nicht der staatlichen Betätigung, 
sondern der Initiative imd Tatkraft von Privatgesell- 
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Schäften verdankt. Es ist ia oft für den Staat auch 
Hager ™d Torrichtiger, rieh ,on UntemetouBg«. 

fem zu halten, welche, ohne dass dadurch ihre zweck- 
mässige Ausführung gefährdet würde, ebenso gut der 
Tätigkeit freier Yereine überlassen werden können. 
So hat beispielsweise die schweizerische Bundes- 
versammlung, als im Jahr 1852 die grosse Frage 
des Staats- oder Privatbau's der Eisenbahnen an sie 
herantrat, sich für das Prinzip des Privatbau's aus- 
gesprochen und sehr wohl daran getan. 

Damit aber auch vom Staate unterschiedene 
Personenverbände, oder einzelne Private, im stände 
seien, im öffentlichen Interesse liegende Werke aus- 
zuführen, muss denselben die Befugniss gegeben 
sein, das Expropriationsrecht im nämlichen Umfang 
wie der Staat selbst auszuüben. Es ist klar, dass 
letzterer in solchen Fällen die Quelle bleibt, aus 
welcher juristische und physische Personen ihr Ex- 
propriationsrecht schöpfen. Darüber aber herrscht 
Streit, ob der Staat in allen Fällen als der eigent- 
liche Expropriant aufzufassen sei, oder ob diese 
Eigenschaft auch jedem Andern zukomme, dem das 
Expropriationsrecht vom Staate verheben wird. 

Seit den Schriften von Thiel und Grüntut ist 
für die Ansicht, dass der Staat als alleiniger Ex- 
propriant aufzufassen sei, von Niemand mehr eine 
Lanze eingelegt worden. Thiel nimmt an, dass das 
Expropriationsrecht allem der Gesamtheit gegen- 
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über dem Individuum zustehe, Kein Teil der Gre- 
samtheit dürfe sich deren Rechte anmassen. Das 
Expropriationsrecht des Staates sei cessibel, darüber 
sei man allerseits einig, allein die Obligation be- 
stehe zwischen dem Cedenten und dem Cessus in 
ihrer Ursprünglichkeit fort. Für den Cessus sei es 
gleichgiltig, ob ihm der Cessionar als blosser Pro- 
curator des Cedenten, oder als Procurator in rem 
suam gegenüberstehe. Der Cessus habe davon weiter 
keine Notiz zu nehmen, so lange er selbst nicht bei 
zweiseitigen Rechtsgeschäften den Cedenten entlassen 
und statt seiner den Cessionar als seinen Schuldner 
angenommen habe. 

Diese Ansicht ist von der neueren Doktrin nach 
Gebühr zurückgewiesen worden^). 

Auch Grünhut fasst den Staat als den alleinigen 
Exproprianten auf^). Allein diese Theorie hat, da 
sie konsequentermassen auch den Übergang der ex- 
propriirten Sache in das öffentliche Gut festhalten 
muss, etwas Gekünsteltes. Vor allem steht sie mit 
dem weitaus grössten Teil der Gesetze aller euro- 
päischen Staaten im Widerspruch. Das Natürliche 
ist auch hier das allein Zweckmässige. Kaum natür- 
lich und jedenfalls, vom finanziellen Standpunkt aus 



*) Meyer, a. a. 0. p. 261. — Roesler, a. a. 0. § 196, 6. — Roh- 
land, a. a. 0. p. 10. 

2J — a. a. 0. p. 78 ff. 
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betrachtet, gar nicht ratsam wäre es, dem Staat 
diese Eigenschaft als Expropriant für alle Fälle zu 
vindiziren. Wer Expropriant ist, ist folgerichtig auch 
allein entschädigungspflichtig. Der Staat käme also, 
wo er sich nicht zum Voraus beim Unternehmer 
Deckung verschafft hat, in die angenehme Lage, 
dem Expropriaten selbst für die Entschädigung auf- 
zukommen, falls der Unternehmer nicht im stände 
ist, seine Verpflichtungen zu erfallen. Man hat unter 
anderem zur Unterstützung obiger Theorie auch 
geltend gemacht'), man müsse dem Expropriaten 
einen solventen Schuldner verschaffen ; der solventeste 
Schuldner aber sei in allen Fällen der Staat, und 
man könne es dem Expropriaten nicht verargen, 
wenn er sich an diesen halte. Allein die aus einer 
möglichen Insolvenz des Unternehmers entspringen- 
den Bedenken des Expropriaten lassen sich ebenso 
sicher dadurch beseitigen, dass die Abtretungsobjekte 
nicht eher überwiesen werden, als bis die Entschä- 
digungssumme vom Unternehmer bezahlt, oder an- 
gemessene Sicherheit geleistet ist. 

Um die Stellung des Staates zu einer Privat- 
untemehmung, welche von ihm das Expropriations- 
recht begehrt, zu fixiren, ist zunächst auf die dop- 
pelte Bedeutung des Wortes „Expropriationsrecht^ 
aufmerksam zu machen. Einerseits bedeutet Ex- 



1) Thiel, a. a. 0. p. 19. 
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propriationsrecht das Hoheitsrecht des Staates, kraft 
dessen ihm die Befugniss zusteht, in die Privat- 
rechtssphäre der Bürger einzugreifen, wenn es das 
öffentliche Wohl erfordert; anderseits bedeutet es 
die Gesamtheit derjenigen Grundsätze, welche die 
Expropriation regeln. Hier kann die Regelung auf 
verschiedene Weise durchgeführt sein. Sie kann sich 
beschränken auf die allgemeine Anerkennung des 
Expropriationsprinzips durch die Verfassungen und 
Civilgesetzbücher, oder sie kann darin bestehen, dass 
ein für allemal die materiellen und formellen Grund- 
sätze, welche bei Expropriationen überhaupt zur An- 
wendung kommen sollen, in Gesetzen aufgestellt 
sind, oder endlich darin, dass das Expropriations- 
recht nur für einzelne bestimmte Arten der Ex- 
propriation geordnet ist. 

Im einzelnen Fall nun, wo ein mit dem öffent- 
lichen Interesse verbundenes Werk durch einen an- 
dern, als den Staat, z. B. durch eine Eisenbahn- 
gesellschaft, ausgeführt werden soll, erteilt zwar 
der Staat dem Unternehmer nicht die „Ermächtigung, 
die Expropriation zu beanspruchen*'*), eine solche 
ist weder nötig, noch auch genügt sie zur Erzeu- 
gung derjenigen Rechte, welche dem Unternehmer 
den Charakter eines Exproprianten geben könnten, 
sondern der Staat überträgt — dies lässt sich nun 



1) Wie dies Rohland ausfahrt, a. a. 0. p. 18. 
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einmal nicht leugnen — das Expropriationsrecht 
selbst. Die einzelnen Verleihungen sind gleichsam 
pulsartige Äusserungen seines Hoheitsrechts zu Gun- 
sten der Privatunternehmung. Allerdings fuhrt dann 
der Staat die Expropriation im konkreten Fall wirk- 
lich durch, wobei die in den Expropriationsgesetzen 
enthaltenen, zum geltenden Recht gewordenen Grund- 
sätze, zur Anwendung gelangen. 

Noch sei der Frage gedacht, ob auch kirchliche 
Korporationen das Expropriationsrecht zu ihren 
Zwecken beanspruchen können. Die Beantwortung 
dieser Frage hängt von der Beantwortung einer 
Vorfrage ab : Wird die Förderung kirchlicher Zwecke 
heute noch als Staatsaufgabe angesehen ? Nach den 
Grundgesetzen der meisten Staaten muss diese Frage 
bejaht werden. Zwar hat die Anerkennung der 
Religionsfreiheit die altüberlieferten Anschauungen 
über das Verhältniss von Kirche und Staat sehr 
erschüttert. In unserem Lande, wo schon im Jahre 
1370 ein Bundesbrief mit scharfer Spitze gegen 
Rom von den VIII alten Orten angenommen wurde, 
haben diese neuen, gegen Einflüsse und Übergriffe 
der Kirche gerichteten Ideen der letzteren eine 
Position um die andere entrissen. Sowohl auf dem 
Gebiete des Civil- als auch des Strafrechts vollzog 
sich eine strenge Ausscheidung aller jener Elemente, 
welche auf die alte Stellung der Kirche hinwiesen. 
Den Pfarrern ward die Beurkundung des Civil- 
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Standes entzogen, die öffentliche Schule kam unter 
ausschliesslich weltliche Leitung; jeder Zwang zur 
Vornahme religiöser Handlungen ward definitiv 
beseitigt. Für Ehesachen wurden die weltlichen 
Gerichte allein kompetent etc. Wie viel aber auch 
immer die Kirche verlor, ihren Charakter als öffent- 
liche Korporation hat sie behalten. Noch immer 
wird die Förderung kirchlicher Zwecke als Staats- 
aufgabe angesehen und infolge dessen muss denn 
auch der Kirche die Befugniss eingeräumt werden, 
von dem Expropriationsrecht Gebrauch zu machen. 
Allein eine Umwandlung auch dieses Verhältnisses 
ist wohl nur eine Frage der Zeit. Ist einmal die 
wünschbare Trennung von Kirche und Staat durch- 
geführt und sind aus den öffentlichen Kirchenge- 
meinschaften reine PrivatgeseUschaften geworden, 
80 wird auch das bisher gewährte Expropriationsrecht 
als unanwendbar dahinfallen. Bis zu. jenem Zeitpunkt 
aber lassen sich entscheidende Gründe für die Ver- 
weigerung dieses Bechts kaum vorbringen. 

Von schweizerischen kantonalen Gesetzen er- 
kennen das Expropriationsrecht den kirchlichen 
Korporationen ausdrücklich zu die Gesetze von 
SchwyzO, Freiburg'), St. Gallen'), Thurgau*). — 



Ges. V. 1871, § 1 0. 

2J Gw. V. 1849, 6 f. 

8) Ges. V. 1861. 

*) Ges. V. 1860, § 2. 
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Von ausländischen Gesetzen gestatten die Expro- 
priation zu kirchüchen Zwecken: Das bayrische 
Gesetz von 1837, welches eine Kategorie von 14 
Fällen far die Zulässigkeit der Expropriation auf- 
stellt. In Frankreich erliess man in einem Fall, 
als es sich um den Bau einer Kirche auf dem 
Hügel von Montmartre handelte, ein Spezialgesetz ^). 
In Nordamerika dagegen, wo die kirchlichen Kor- 
porationen infolge der vollständigen Trennung von 
Kirche und Staat sich rechtlich von andern Privat- 
korporationen mit erlaubten Zwecken nicht unter- 
scheiden, ist denselben das Expropriationsrecht 
versagt^). 

Was die Inanspruchnahme des Rechts über- 
haupt betrifft, so reserviren dasselbe einige schwei- 
zerische Kantone dem Staate und den Gemeinden^), 
die Übrigen räumen dasselbe auch Privaten und 
Privatgesellschaften ein, jedoch herrschen auch hier 
einige Verschiedenheiten. So enthält z. B. das 
Freiburgergesetz die einzigartige Bestimmung, dass 
das Expropriationsrecht von Privatunternehmungen 
beansprucht werden könne, „die von bedeutendem 



^) Daffiry de la Monnoye, a. a. 0. ü. p. 604. 

2) Vgl. MillB, a. a. 0. § 22. 

^) So Appenzell I.-Bh. Verfiass. v. 1872, Art. 4. — Genf, Gesetz 
Y. 18. Mai 1887, Art. 1. — Schwyz, Ezpropriationsrecht hat auch der 
Bezirk, Gesetz y. 5. März 1871, § 1. — Tessin, Ges. y. 11. Dez. 1846, 
Art. 1. ^ Wallis, Ges. y. 10. Dez. 1828, Art. 1. — St. Gallen, Gesetz 
Y. 20. Januar 1885, Art 1 u. 18. — Nidwaiden, Verfass. Art. 13. — 
Zog, Gesetz y. 80. Dez. 1863, § 2 und priyatrechtl. Gesetzbuch § 163. 
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Einfluss auf den Beichtum des Landes sind", und 
in Graubünden können öffentüche Unternehmungen 
ZU Staatszwecken „durch Überlassung von Seiten 
des Kantons zur Ausführung an Private, oder 
private Gesellschaften gelangen*)". Nach dem fran- 
zösischen Gesetz von 1833, Art. 3, stand das Ex- 
propriationsrecht dem Staate und Privatgesellschaften 
zu, das Gesetz von 1841 dehnte dieselbe aus auf 
Departemente und Gemeinden. Das bayrische Gesetz 
von 1837, Art. 4., das preussische Gesetz von 
1874, Art. 2, das italienische Gesetz von 1865, 
Art. 2, räumen das Expropriationsrecht neben dem 
Staate ebenfalls den Gemeinden, Prival^esellschaften 
und Privaten unter den gewohnten Bedingungen 
ein. Dasselbe gilt von der englischen Lands Glauses 
Consolidation Act von 1845*) und vom nordameri- 
kanischen Recht^). 

Expropriat ist selbstverständlich vor allem der 
Eigentümer des Objekts, dessen Abtretung verlangt 
wird. Vollkommen gleichgiltig hinsichtlich der Ab- 
tretungppflicht ist der Charakter des Expropriaten. 
Dieser kann eine physische oder juristische Person 
sein. Selbst der Staat kann sich in seiner Eigen- 
schaft als fiscus der Expropriation nicht entziehen, 
ein Fall, dem man jedoch in praxi seltener be- 



Gesetz Yom 13. Juni 1836, Art. 1. 

2) 8 Viot. 0. 18. 8. 2. 

') Tiedeman, a. a. 0. p. 375. 
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gegnen wird, da der Staat, indem er durch Ver- 
leihung des Expropriationsrechts den Wunsch zu 
erkennen gibt, einen gewissen, öffentlichen Zweck 
verwirklicht zu sehen, hiezu auch die Mittel wollen 
wird. Neben dem Eigentümer gelten aber als 
Expropriaten auch sämtliche Inhaber dinglicher 
Rechte, wie der Usufructuar, Servitutberechtigte, 
Hypothekargläubiger, wie denn auch diese Personen 
zum Teil ganz unabhängig vom Eigentümer ent- 
schädigt werden. 

Endlich vermögen weder vorhandene, dingliche 
Klagen noch die Stammgutseigenschaft, noch ander- 
weitige Veräusserungsverbote und Beschränkungen 
die Durchführung der Expropriation zu hemmen. 
Sämtliche Verhältnisse dieser Art sind aus den 
nämlichen Gründen, wie das Eigentum selbst, auf- 
hebbar und müssen vor dem Alles beherrschenden 
öffentlichen Interesse dahin fallen^). 
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§ 12. 

Objekte der Expropriation. 

In der Frage, ob das Expropriationsrecht auf 
Mobilien und Immobilien in gleicher Weise anwend- 
bar sei, haben die Schriftsteller teils für, teils gegen 



^) Solche Bestimmungen finden sich im freiburger Gesetz von 
1849, Art. 48; genfer Gesetz y. 1887, Art. 15; bayrischen Gesetz y. 
1837, Art. 1; den französischen Gesetzen y. 1883 und 1841, Art. 18; 
dem belgischen Gesetz y. 1835, Art. 21. 

J, Shber, das Recht der Expropriation. 9 
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die Mobiliarexpropriation Stellung genommen ^). Die 
Expropriationsgesetze begnügen sich meist mit der 
Regelung der Expropriation für Immobilien ^), woraus 
jedoch keineswegs die prinzipielle Unanwendbarkeit 
der Expropriation auf Mobilien gefolgert werden 
darf. Man hält es nur bei der verhältnissmässigen 
Seltenheit von Mobiliarexpropriationen nicht für not- 
wendig, darüber besondere Bestimmungen aufzu- 
nehmen. Es ist Keinem von Denjenigen, welche 
die Expropriation auf Immobilien beschränken wollen, 
der Nachweis gelungen, dass private Mobiliarrechte 
— abgesehen nun von Notfallen, wo der Staat von 
seinem jus extremse necessitalis Gebrauch macht — 
nie mit öffentlichen Interessen koUidiren. Ein solcher 
Nachweis ist aber unerlässlich, wofern man jener 
Betrachtung zustimmen soll. Allein gerade auch bei 



1) Dafür sind; Thiel, a. a. 0. p. 13 ; Meyer, a. a. 0. p. 263; Grün- 
hut, a. a. O. p. 73; Häberlin, a. a. 0. p. 174; Treichler, i. d. Ztschr. f. 
deutsches Becht XII. p. 140. — Dagegen: Rosler, a. a. O. § 195; 
Rohland, a. a. 0. p. 15. 

2) Von schweizerischen Gesetzen sehen die Expropriation auch 
für Mobilien vor: Das Zürcher Gesetz v. 1879, § 1; thurgauer Ge- 
setz T. 1860, §§ 1 und 12; bürgerl. Gesetzbuch für den Kt. Glaros, 
§22; bernisches Gesetz über die Korrektion und den Unterhalt der 
Gewässer und die Austrocknung von Mosern Art. 54 ; einige Kantonal- 
Gesetze sprechen die Abtretungspflicht schlechthin für Gegenstände 
des Eigentums aus (Baselland und Kidwaiden), andere für Grund- 
eigentum und andere Privatrechte. — Eine Schranke ziehen selbst 
der Expropriation von Immobilien die Gesetze von Graubünden (Art. 
2 des Gesetzes von 1836) und Luzern (§ 9 des Gesetzes von 1830), 
indem dort Gebäulichkeiten nur zu Strassenbauten, Fiusskorrektionen 
und Eisenbahnen, hier nur an den Staat abgetreten werden mfissen. 
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Mobilien sind zahlreiche Fälle denkbar, wo der 
Staat ausserhalb jeder Notlage im öffentlichen In- 
teresse die Expropriation anspricht, so dass jener 
Nachweis nicht gelingen wird. Man hat vielfach als 
frühe Beispiele solcher Expropriationen das preus- 
sische Patent vom 18. April 1792 angeführt, wo- 
nach die zum Chausseebau erforderlichen Materia- 
lien, wie Kies, Sand und Steine expropriirt werden 
können; ferner das A. L. R. für die preussischen 
Staaten I. 11, § 7, wonach zur Abwendung einer 
Hungersnot Getreide und zum Zweck einer vom 
Staate angeordneten Mobilmachung Pferde expro- 
priirt werden können. Es ist nun zuzugeben ^), dass 
es sich in den beiden letzten Fällen um eine Ex- 
propriation nicht handeln kann. Diese darf nie ein 
plötzlich aufgetretenes Bedürfniss, welchem sofort 
Rechnung getragen werden muss, zur Ursache haben. , 
Ein solches schliesst den Charakter der Expro- 
priation aus und stellt die Entziehung unter den 
Gesichtspunkt des Staatsnotrechts. Allein es ist 
falsch, wenn man nun aile Fälle, wo Mobilien ent- 
zogen werden, unter den Gesichtspunkt des Staats- 
notrechts stellt. 

Diesen Fehler begeht Rohland*). Nach ihm 
können Mobilien überhaupt nicht Gegenstand der 
Expropriation sein und zwar aus folgendem Grunde : 

Vgl. Rohland, p. 15. 
«3 a. a. O. p. 16. 
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Die Notwendigkeit des Objektes zur Ausführung 
des öffentlichen Unternehmens bildet einen inte- 
grirenden Bestandteil des Enteignungsbegriffs. Diese 
Notwendigkeit entsteht aber durch die lokale Ge- 
bundenheit des Ojekts und tritt deshalb nur bei 
Immobilien nicht auch bei Mobilien ein. Jede be- 
wegliche Sache kann ohne Nachteil für die Aus- 
führung der öffentlichen Anlage regelmässig durch 
eine andere ersetzt werden. Denkbar ist es aller- 
dings, dass eine bestimmte bewegliche Sache den 
Charakter der ünentbehrlichkeit für eine Unter- 
nehmung erhält und zwar dadurch, dass es an der 
Zeit und Möglichkeit gebricht, statt ihrer eine andere 
derselben Gattung herbeizuschaffen. Da dieser Fall 
aber nur infolge des Vorhandensein's einer drin- 
genden Not eintreten kann, gehört er in das Staats- 
notrecht. 

Rohland geht an dieser Stelle aus von der ab-' 
soluten Notwendigkeit des zu expropriirenden Ojekts 
für die Unternehmung. Nur wo diese vorhanden ist, 
kann von einer Expropriation die Rede sein. Ist sie 
nicht vorhanden, sondern lässt sich eine Ersetzung 
der Sache durch eine andere denken, so ist die Ex- 
propriation nicht zulässig. Den Immobilien kommt 
dieser Charakter der absoluten Notwendigkeit allein 
zu, denn sie sind nicht von der Stelle beweglich, 
nicht durch andere ersetzbar. Dagegen sind regel- 
mässig die Mobilien, welche durch die Unternehmung 
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in Anspruch genommen werden wollen, nicht ab* 
solut notwendig, denn sie sind durch andere er- 
setzbar. Mithin rechtfertigt sich die Expropriation 
nur bei Immobilien, nicht aber bei Mobilien. 

Allerdings bildet die Notwendigkeit des Objekts 
zur Ausfuhrung des öffentlichen Unternehmens einen 
integrirenden Bestandteil des Enteignungsbegriffs; 
allein diese Notwendigkeit ist in der Regel auch 
bei Immobilien keine absolute und braucht keine 
absolute zu sein, um die Zwangsabtretung zu recht- 
fertigen. So sehr die Vorsicht und Bedenklichkeit 
zu billigen ist, mit welcher man Erleichterungen 
in der Anwendung der Expropriation entgegentritt, 
80 hiesse es doch die grösste Zahl gemeinnütziger 
Unternehmungen vereiteln, wenn man die Zulässig- 
keit der Expropriation von der absoluten Notwendig- 
keit der Abtretungsobjekte abhängig machen wollte. 
Eine grosse Zahl öffentlicher Werke wird an Orten 
errichtet, an welche die Unternehmer nicht absolut 
gebunden sind. Man denke an den Fall, dass der 
Staat Bauplätze zu einem Verwaltungsgebäude, 
welches, in der Nähe anderer Staatsgebäulichkeiten 
errichtet werden soll, expropriirt, oder dass in einer 
Metropole ein Häuserkomplex behufs Anlegung eines 
Parks expropriirt wird. In jenem Fall lässt sich der 
Staat durch die Vorteile zur Expropriation be- 
stimmen, welche in dem möglichst nahen Bei« 
sammensein staatlicher Gebäude liegen. In diesem 
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Tielleicht durch die centrale Lage des Häuser- 
komplexes inmitten eines elenden, der Zufuhr frischer 
Luft bedürftigen Stadtteils. Hier, wie dort, ist keine 
objektive, sondern lediglich eine im subjektiven 
Ermessen der Behörde liegende Notwendigkeit der 
Abtretungsobjekte vorhanden. Hier, wie dort, ist 
eine Ersetzung der Abtretungsobjekte objektiv mög- 
lich; die bequeme Lage, leichte Zugänglichkeit, 
oder ähnUche andere Faktoren, geben den Aus- 
schlag, dass man sich für das bestimmte Objekt 
entschliesst und mit der Marke „absolut erforder- 
lich^ zeichnet. 

Allein auch bei Eisenbahnbauten, diesem häufig- 
sten Anwendungsfalle der Expropriation, ist die Not- 
wendigkeit der für das Trac6 bestimmten Objekte 
keineswegs immer eine absolute. Man braucht nur 
die bundeBgerichtlichen Entscheidungen nachzuschla- 
gen, um zu erkennen, dass das Aufgeben ursprüng- 
lich mit Expropriation bedrohter, später aber durch 
andere ersetzter Grundstücke nichts so Seltenes ist. 
Man darf ja freilich nicht verkennen, dass beim Bau 
von Eisenbahnen die Notwendigkeit der Grundstücke 
eine schärfer markirte ist, als bei andern öffentlichen 
Werken« Es hängt dies zusammen mit dem Bestre- 
ben, das Land mit einem möglichst rationellen Eisen- 
bahnnetz zu durchziehen. Auf diesem Gebiete sind 
denn auch, bei vielen Ausnahmen, die häufigsten 
Fälle anzutreffen, wo von absoluter Notwendigkeit 
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der AbtretuDgsobjekte allenfalls gesprochen werden 
kann. 

Geht somit aus obigen Ausfuhrungen hervor, 
dass die ImmobUien in einer grossen Anzahl von 
Fällen objektiv ersetzbar sind, so darf man die Mo- 
bilien nicht deshalb von der Expropriation aus- 
Bchliessen, weil ihnen diese Eigenschaft natürlicher- 
weise innewohnt. 

Auch die Bemerkung Rohlands in fine der an- 
gefahrten Stelle, dass, falls eine bewegliche Sache 
jemals den Charakter der Unentbehrlichkeit für ein 
unternehmen erhält, dies nur infolge einer Notlage 
eintreten könne und mithin das Staatsnotrecht Platz 
greife — ist nicht haltbar. Es gelten gegen die- 
selbe die nämlichen Einwände, welche oben schon 
vorgebracht wurden. Voraussetzung der Expropria- 
tion von Sachen aller Art ist wohl ihre Notwendig- 
keit; allein diese Notwendigkeit braucht auch bei 
Mobilien keineswegs in solcher Stärke hervorgetreten 
zu sein, um allein die Expropriation zu rechtfer- 
tigen. Es genügt, dass die Ersetzung eines bestimm- 
ten Mobils nur mit unverhältnissmässig grossen 
Opfern geschehen könnte. Solcher Expropriationen 
von Mobilien gibt es aber viele. Es gehören hiezu 
auch alle jene Bestimmungen der meisten Wege- 
baugesetze, wonach die Entnahme von Sand, Kies 
und Steinen aus fremden Grundstücken gestattet ist^). 



V 



1) Hieg^en Rohland, p. 16. 
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Ausser beweglichen und unbeweglichen Sachen 
können auch dingliche Rechte Gegenstand der Ex- 
propriation sein, sofern sie auf dem Abtretungs- 
gegenstande lasten und dem öffentlichen Zwecke 
hinderlich sind, wie Servituten, Reallasten, oder so- 
fern sie der zu exproprürenden Sache selbst zu- 
stehen*). 

Keine Anwendung findet die Expropriation auf 
obligatorische Rechte*). 

Wird ein Grundstück als Hauptsache exproprürt, 
so folgen demselben auch die beweglichen Perti- 
nenzen, sofern sie zu dem Unternehmen erforderlich 
sind. Für unbewegliche Pertinenzen, wie Hofräume, 
Gärten etc., sind die Bestimmungen der Expropria- 
tionsgesetze über restirende Objekte überhaupt mass- 
gebend ^). 



^) GrQnhut, p. 75; Rohland, a. a. 0. p. 18; nach dem aarganer 
Gesetz y. 1867, § 23 dauert die Ausübung einer auf dem Abtretungs- 
gegenstande lastenden Grunddienstbarkeit auch nach der Abtretung 
fort, wenn sie durch die Unternehmung nicht gehindert wird. Dagegen 
schliesst das bemer Gesetz y. 1868, § 47, jede Fortdauer dinglicher 
Rechte aus, ebenso das umer Gesetz y. 1887, Art. 27, schaffhauser 
Ges. Y. 1874, § 24, endlich auch das B.-Ges. y. 1850, Art. 45. 

2) Vgl. bes. Meyer, a. a. 0. p. 2. 

^) Muss die Wasserkraft, welche eine industrielle Anlage treibt, 
bei Expropriation der letzteren als Pertinenz mitexpropriirt werden? 
Maurer, der an die N.-O.-B. eine Stampfe auf dem Expropriations- 
wege abgetreten hatte, yerlangte Yon derselben auch Übernahme der 
bisher zur Betreibung der Stampfe benutzten Wasserkraft. Das Bundes- 
gericht wies das Gesuch ab : „Expropriat scheint sein Begehren, dass 
die Eisenbahn ihn auch fOr die bezügl. Wasserkraft entschädige darauf 
zu stützen, dass diese Wasserkraft mit der infolge Expropriation ab- 
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Es ist im ferneren die Frage zu entscheiden, 
ob bei Expropriationen die Superficies eines Grund- 
stücks sich von ihrem Untergrunde trennen lässt, 
und umgekehrt, so dass die Abtretung blos eines 
dieser Objekte, ohne das andere, verlangt werden 
kann, oder ob die Entziehung einer horizontalen, 
unterirdischen Schicht, resp. der Superficies, den 
Eigentümer des Grundstücks berechtigt, Übernahme 
des Ganzen zu verlangen. 

Die meisten Rechtssysteme erklären, dass bei 
einem Grundstück sich das Recht des Eigentümers 
nicht allein auf die Oberfläche, sondern auch auf 
die Luftsäule und in umgekehrter Richtung auf die 
Tiefe erstreckt. 

Ein Grundstück bildet somit zusammen mit sei- 
nem Untergrund und seiner Luftsäule ein Ganzes, 
von welchem der Eigentümer schädigende Eingriffe 
aller Art fem halten kann. Es ist klar, dass der 
Eigentümer freiwillig einzelne Rechte an seinem 



gebrochenen Stampfe, als Pertinenz derselben, juristisch ein unteil- 
bares Ganzes bilde und daher dem Schicksal der Hauptsache folge. 
Diese Ansicht ist aber nicht richtig, sondern vielmehr ohne weiteres 
klar, dass, wenn z. B. umgekehrt der Expropriat trotz der Enteignung 
der Stampfe die Wasserkraft behalten wollte, die Eisenbahngesellschaft 
dieselbe ihm belassen müsste. Von einer Verpflichtung der Eisenbahn- 
gesellschaft zur Abnahme und Bezahlung der Wasserkraft konnte 
▼ielmehr gemäss Art. 4 des B.-G. v. 1850 nur insofern die Rede 
sein, als die zukünftige Benutzung derselben für ihn unmöglich oder 
doch nur mit grossen Schwierigkeiten verbunden wäre. Dies ist nun 
aber keineswegs der Fall*' u. s. w. 
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Eigentam zu Gunsten Dritter aufgeben kann. So 
kann er z. B. einem Nachbar das überbauen eines 
Wetterdaches oder Balkons in seinem Luftraum ge- 
statten; er kann, wie in den oberländischen Statu- 
tarrechten anerkannt war, dritten Personen das Ei- 
gentum an Bäumen übertragen, welche auf seinenoi 
Grundstück wachsen, er kann verschiedene, über- 
einanderliegende Abteilungen seines Hauses, oder 
dieses selbst, Dritten eigentümlich überlassen, er 
kann den Bau eines Tunnels oder Kanals, oder die 
Anlegung eines wagrechten Stollens seitens einer 
benachbarten Kohlengrube durch den Untergrund 
seines Eigentums gestatten. 

Wenn hieraus hervorgeht, dass Superficies und 
Untergrund nicht notwendigerweise unzertrennlich 
sind, dass der Eigentümer vielmehr mit seinem Willen 
jene behalten, diese veräussern kann, und umgekehrt, 
so folgt hieraus noch keineswegs, dass die Expro- 
priation ähnliche Wirkungen ausüben darf. Beim 
Fehlen diesbezüglicher Bestimmungen in den Ex- 
propriationsgesetzen ist die Frage nach allgemeinen 
Rechtsprinzipien zu entscheiden. Lässt sich aber 
nach diesen die Trennung der Grundstücke in der 
Richtung auf die Tiefe ebensogut rechtfertigen, als 
diejenige nach der Oberfläche ? De la Monnoye be- 
merkt hierüber sehr treffend^): Les divers points 
horizontaux d'une propri6t^ immobiliaire ne sont pas 

a. a. 0. n. p. 66. 
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joints entre eux par un lien l^gal mais par un lien 
purement accidentel ; s'ils ne forment qu'un seul tout, 
c'est parce qu'ils sont renferm6s dans un mSme titre, 
qui s'applique ä toutes les parcelles horizontales; 
la propri6t6 de Tune de ces parcelles n'emporte pas 
par une cons6quence naturelle la pröpriet6 de l'autre ; 
je ne suis pas propri6taire de celle-ci par la raison 
seule qu'elle est voisine de celle-lä et qu'elle y 
touche. Dans le sens de la profondeur, au con- 
traire, la propri6t6 que j'ai d'une parcelle de la su- 
perfieie empörte la propri6t6 de toutes Celles qui 
sont au-dessous; j'ai le dessous parce que j'ai le 
dessus, par cela seul que j'ai le dessus; ma pro- 
pri6t6 8e prolonge spontandment, par sa force propre, 
sous le secours d'aucune Convention ni d'aucun titre, 
au-dessus du sol usque ad astra, au-dessous usque 
ad inferna. Je pourrai, il est vrai, s6parer les di- 
verses parcelles, les diverses couches qui la compo- 
sent; mais pourquoi? parce que je puis d6truire, 
par ma volonte, le lien naturel qui les unit. Celui, 
au contraire, qui n'impose une expropriation, doit 
prendre ma propri6t6 teile que la constituent la 
nature et la loi.^ 

Wenn man principiell dem Eigentümer dieses 
Recht der Verwahrung gegen eine vertikale Zer- 
stückelung seines Eigentums zuerkennen muss ^), so 



1) Sehr entschieden drückt sich hierüber eine Erkenntniss des 
Seinetribunals Yon 1862 aas: 
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ist andrerseits klar, dass das praktische Bedürfniss 
eine schrankenlose Gewährung desselben nicht zu- 
lässt. Das Recht des Eigentümers, welches inner- 
halb bestimmter Grenzen unter und über der Ober- 
fläche von grosser Tragweite sein kann, nimmt 
selbstverständlich in dem Masse ab, als man sich 
in beiden Richtungen von der Oberfläche entfernt, 
bis es zuletzt bedeutungslos wird. Es wäre lächer- 
lich, wenn Jemand mit Aussicht auf Erfolg die Über- 
nahme seines Hauses fordern könnte, weil unter 
demselben hindurch in einer Tiefe von fünfhundert 
oder tausend Meter ein Tunnel gebaut wird. Nicht 
einmal eine Entschädigung ist in solchen Fällen be- 



Attendu, en droit, que le Code Napo16on, reconnaissant que la 
propri6t6 serait imparfaite, si le propri6taire n*6tait pas libre de 
mettre k profit toutes les parties ext^rieures du sol qai lui appartient, 
d6clare que la propri6t^ du sol empörte la propri^t^ du dessous; — 
attendu que la partie expropriante ne tient d^aueune disposition de la 
loi de 1841 le droit de prendre, seit le tr^fonds, seit la superficie, 
8oit le sol 8up6rieur, seit le sousol ; — attendu que si cette loi autorise 
le morcellement des propri^tes afin que l'expropriation soit limit^e 
aux seules parcelles n^cessaires pour les travaux d^utilit^ publique, 
il r^sulte de Tensemble de ces dispositions .... que la diTision 
doit toujours 8^op6rer k la surface, que c^est la contenance saperficielle 
qui doit Stre expropri6e, et que cette expropriation^ d*une portion 
du dessus empörte avec eile celle du dessous dans les meines limites, 
mais g«'i7 West point permis d^exproprier par fractions ou eauches 
horizontales, de refuser rindemnit^ k la surface du sol pour n'en 
accorder qa'k ses profondeurs. — Der bestätigende JESntsoheid Tom 
26. Juli 1864 hob namentlich hervor, dass der Untergrund nicht 
lediglich als Accessorium, sondern als integrirender Bestandteil des 
Grundstücks zu betrachten sei. De la Monnoye, a. a. O. p. 56. 
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gründet ^}. Andrerseits aber könnte dem Eigentümer 
ebenso grosses Unrecht geschehen, wenn es durch- 
wegs gestattet wäre, beliebige horizontale Erdschich- 
ten in der Tiefe zu exproprüren und das öffentliche 
Werk — ohne dass der Eigentümer Übernahme des 
Ganzen verlangen könnte — der Erdoberfläche zu 
nähern. Durch den Einwand, dass ja im Grunde 
dem Eigentümer nicht der geringste Nachteil er- 
wachse, indem er nicht nur für die expropriirte Erd- 
schicht, sondern auch für sonstige, mit der Expro- 
priation zusammenhängende Nachteile Entschädi- 
gung verlangen könne, lässt sich die oben formulirte 
Forderung nicht beseitigen. Der volle Ersatz aller 
Vermögensnachteile mag den Eigentümer beruhigen, 
dem Prinzip des Rechts aber entspricht es allein, 
dass er die Übernahme des Ganzen verlangen 

m 

könne. 

Was von der Entziehung von Erdschichten 
unter der Oberfläche und deren Folgen für den 
Eigentümer gesagt wurde, gilt — freilich mit einigen 
Modifikationen - auch von denjenigen Eingriffen, 
welche gegen die freie Verfügung der Luftsäule 
gerichtet sind. Auch sie stellen sich oft als Expro- 
priationen dar, denen zufolge dem Eigentümer das 
Recht zustehen muss, Übernahme des ganzen Grund- 
stücks zu verlangen. Die Verhältnisse gestalten sich 

*) Dies ist auch die Praxis des Bundesgerichts. Ullmer, staats- 
rechtliche Praxis I. 455. 
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jedoch hier, vermöge der eigentümlichen Beschaffen- 
heit des Objekts, etwas schwieriger. 

Zunächst erscheint eine Anzahl von Übergriffen 
in den Luftraum als etwas so unbedeutendes und 
Gleichgiltiges, dass dabei von einer Expropriation 
selbstverständlich nicht von Feme die Rede sein 
kann, z. B. das Hinüberlangen zum Einschlagen 
von Nägeln. Auch das Ziehen von Telegraphen- 
und Telephondrähten über den Luftraum, ohne 
Berührung des Grundstücks, ist dahin zu zählen ^). 
Daneben aber gibt es Eingriffe in den Luftraum 
schwererer Art, welche zum Teil als Servitutrechte 
(serv. altius non toUendi), zum Teil als wirkliche 
Expropriationen mit Besitzentsetzung erscheinen. 
Jene bestehen darin, dass dem Eigentümer in der 
freien Benutzung seines Luftraums, den er noch 
nicht durch eine Baute irgend welcher Art in 
engeren Besitz genommen, Schranken gezogen 
werden, z. B. es wird ihm das Bauen eines Hauses 
über eine bestimmte Höhe gesetzlich untersagt. Die 
wh-kliche Expropriation mit Besitzentsetzung da- 
gegen besteht darin, dass dem Eigentümer das 
engere Eigentum, welches er sich durch eine Baute 
an dem Luftraum- bereits erworben, entzogen wird, 
z. B. es wird die Abtragung eines Stockwerks seines 
Hauses verfügt. Dass eine solche Verstümmelung 



Meili i. s. Anwendung des Expropriationsrechts auf die Tele- 
phonie spricht von einer telephonrechtl. serv. projiciendi, p. 40, 41. 
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seines Besitzes den Eigentümer nicht weniger eto- 
pfindlich trifft, als die in den Expropriationsgesetzen 
geregelte horizontale Zerstückelung, braucht eigent- 
lich nicht erst gesagt zu werden ; um so mehr recht- 
fertigt sich dann auch die Forderung, dem Eigen- 
tümer das Recht zu gewähren, Übernahme des 
Ganzen zu verlangen^). 

Über die prinzipielle Möglichkeit einer Expro- 
priation von Staatsgut hat man sich vielfach ge- 
stritten. Die Einen ^) leugnen dieselbe schlecht weg; 



^) Ein Fall dieser Art kam 1860 auf dem Rekurswege vor den 
franz. Staatsrat. Ein kaiserl. Dekret hatte den Bau einer Brücke über 
den Fluss Penfeld in Brest als im öffeDtlichen Interesse liegend er- 
klärt. Die Brücke sollte aus zwei Flügeln bestehen, welche sich Öffnen 
Hessen, um den Schiffen die Durchfahrt zu gestatten. Behufs leichterer 
Handhabung dieser Flügel verlängerte man dieselben an beiden Enden 
der Brücke um ca. 15 Meter und befestigte an ihren Enden schwere 
Gegengewichte, um mit leichter Mühe eine rotirende Bewegung zu 
erzeugen. Die Drehung eines der Gegengewichte machte aber die 
Abtragung der beiden obern Stockwerke eines Hauses notwendig. Der 
Eigentümer desselben fasste dies, gestützt auf Art. 50 des Ges. v. 
1841, als Expropriation auf und verlangte Übernahme des Ganzen. 
Die Gesellschaft machte dagegen geltend, es handle sich im vor- 
liegenden Falle lediglich um eine den obern Teil des Hauses treffende 
Beschädigung, im übrigen bleibe der Kläger Eigentümer des Hauses, 
nur habe er für die Zukunft eine serv. altius non toUendi auf seinem 
Hause zu dulden. — Der Staatsrat erklärte sich für das Vorhandensein 
einer Expropriation und verpflichtete die Gesellschaft zur Übernahme 
des Ganzen. — Hiezu bemerkt Dalloz : Le propri^taire de la maison 
aurait pu soutenir et soutenait qu^en fait, il s^^tait appropri^ par des 
constructions le dessus du sol jusqu'ä une certaine hauteur, et qu^en 
lui interdisant de reprendre jamais possession de cette propri^t6 su- 
p^rieure, on lui faisait subir une v^ritable expropriation. — Del 
Karmol, I. p. 44 ff. 

2) Treichler, a. a. 0. p. 140. — Rösler, a. a. 0. § 196. 
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Andere ') erklären sie allgemein als zulässig ; eine 
vermittelnde Theorie *) unterscheidet zwischen öffent- 
lichem Gut, d. h. Sachen, welche für die Zwecke 
der Allgemeinheit unmittelbar bestimmt sind, wie 
z. B. Strassen, Brücken, Festungen, Promenaden, 
Brunnen, Kunsthallen, Eisenbahnen etc. und Staats- 
gut, d. h. solchen Sachen, welche der Staat ähnlich 
wie der Private besitzt, deren Einkünfte in den 
Staatsschatz gelangen, wie Berg- und Hüttenwerke, 
Domänen, Salinen, Forste etc. ; jenes — das öffent- 
liche Crut — könne einer Expropriation nicht unter- 
worfen werden, da diese begrifflich auf die Über- 
tragung des individuellen Eigentums in den öffent- 
lichen Gebrauch gerichtet sei, das öffentliche Gut 
aber bereits im öffentlichen Gebrauch stehe und 
mithin nicht erst einer solchen Übertragung be- 
dürfe ; dieses — das Staatsgut dagegen könne aller- 
dings expropriirt werden, da rücksichtlich desselben 
der Staat wie ein Privatmann angesehen werde. 

Wenn wir uns die Stellung etwas näher an- 
sehen, welche die Gesetzgebung in dieser Frage 
einnimmt, so föUt auf den ersten Blick auf, dass 
die meisten Gesetze hierüber vollständig schweigen. 
Von schweizerischen Gesetzen unterwirft nur das- 
jenige des Kantons Aargau ausdrücklich öffentliches 
und Staatsgut der Expropriation (§ 4), die übrigen 

Meyer, a. a. 0. p. 262. — Häberlin, p. 175. — Rohland, p. 20 fF. 
2) GrüDhut, a. a. 0. p. 75 ff. — 
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sprechen regelmässig nur von Eigentum, oder Grund- 
eigentum. In Deutschland sind es auch nur einige 
wenige Staaten, welche die Expropriation von Staats- 
eigentum ausdrücklich anerkennen^). Man erkennt 
hieraus, dass man an Konflikte in dieser Beziehung 
nicht ernstlich glaubte, und wirklich wird auch das 
Expropriationsverfahren in der Regel vor solchen 
schützen. Unmöglich sind dieselben selbstredend in 
Fällen, wo der Staat selbst Expropriant ist. Hier 
versteht es sich ganz von selber, dass zu dem öf- 
fentlichen Unternehmen das notwendige Staatsgut 
angewiesen wird. Aber auch da, wo Privatpersonen 
das Expropriationsrecht auf Grund einer Verleihung 
ausüben, wird es in den wenigsten Fällen zu Kol- 
lisionen kommen. Private bedürfen zu ihrem Unter- 
nehmen der Genehmigung des durch eingereichte 
Risse und Pläne erläuterten Projekts. Die geneh- 
migende Entscheidung stellt aber regelmässig den 
Umfang der Expropriation sehr sorgfältig fest. Sie be- 
zeichnet innerhalb derselben mit Bestimmtheit auch 
alle einzelnen Objekte, über welche die Behörde 
sich ihr eigenes Urteil bilden konnte. Umfasst der 
Expropriationsplan auch Staatseigentum, so gilt 
dessen Abtretung durch den nämlichen Erlass, wel- 



^) In dem Kommentar zum preass. Gesetz t. 1874 (Beer und 
Langerbans) p. 12 findet sich die Bemerkung, der mehr theoretische 
Zweifel, ob Staatseigentum der Expropriation unterliege, habe bei den 
Yerhandlungen keinen Vertreter gefunden. 

J. Sieher, das Recht der Expropriation. 10 
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eher die Expropriation ausspricht, seitens des Staates 
als genehmigt. Dabei ist klar, dass der Staat oft, 
wo das öflFentliche Interesse an einer Privatunter- 
nehmung sehr lebhaft beteiligt ist, diese Staatsiän- 
dereien unentgeltlich abtreten wird; hiezu verpflichtet 
ist er aber keineswegs ; er kann dafür, wie ein ge- 
wöhnlicher Privatmann, Entschädigung verlangen. 
Hier ist nun allerdings eine Kollision zwischen der 
Verwaltungsbehörde und der Privatunternehmung 
noch möglich. Es können Streitigkeiten entstehen 
hinsichtlich der Entschädigung oder der Abtretungs- 
pflicht. Heute zweifelt man jedoch nicht mehr da- 
ran, dass in solchen Fällen auch Staatsgut jeder 
Art der Expropriation unterworfen ist^). 

§ 13. 

Die Expropriationsfälle. 

Welches sind nun — so ist hier vor allem zu 
fragen — r die Gründe, welche die Anwendung der 
Expropriation rechtfertigen ? Diese Frage ist je nach 
der Kulturstufe eines Volkes verschieden zu beant- 
worten. 

Wird in einer Zeitepoche die Förderung be- 
stimmter Unternehmungen als Staatszweck aner- 



1) Für das Einzelne vgl. die Ausführungen Bohland^s, a. a. O. 
p. 19 ff. 
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kannt, so ist klar, dass die ExpropriationsföUe über- 
all da vorliegen, wo solche Unternehmungen ohne 
Entziehung fremden Eigentums nicht, oder nur unter 
erheblichen Schwierigkeiten durchgeführt werden 
könnten. Auch die Staatszwecke sind aber in be- 
ständigem Fluss. Was der Staat heute noch als zum 
öffentlichen Interesse erforderlich und nützlich er- 
achtet, kann diesen Charakter möglicherweise später 
einbüssen. Staatszwecke, zu deren Yerwirklichung 
der Staat Jahrhunderte lang seinen Arm geliehen, 
verschwinden und neue, durch die Bedürfnisse der 
Zeit bedingte, treten an ihre Stelle. Schon hat man 
vielerorts begonnen, die Expropriation zu kirchlichen 
Zwecken prinzipiell zu verdammen mit der Begrün- 
dung, dass in einer Zeit, welche in religiöser Be- 
ziehung so ausgeprägt, den Charakter der unend- 
lichen Zersplitterung an sich trage, ein Kirchenbau, 
welcher einem der vielen Bekenntnisse dienen soll, 
nicht ^Is ein im öffentlichen Interesse liegendes, die 
Entwicklung der Gesamtheit forderndes Werk gelten 
könne. Dafür haben sich in neuerer Zeit der Ex- 
propriation neue, gewaltige Gebiete geöffnet, wo ihr 
Grosses zu wirken bestimmt war. Man denke zu- 
nächst an ihre Leistungen im Eisenbahn- und 
Strassenwesen. Allein auch die Telegraphie und 
Telephonie bedurften dringend ihrer Hülfe. Später 
wird sich ihre Anwendung vermutlich noch auf Ge- 
biete erstrecken, welche heute erst noch des Ent- 
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deckers harren. Hier mag die Phantasie ihren Flug 
beginnen. Zweifellos waren es die neulichen, nicht 
80 ganz erfolglosen Versuche französischer Offiziere, 
das lang gesuchte Problem der Lenkung der Luft- 
schiffe zu lösen, welche einem schweizerischen Ju- 
risten den Wunsch entfahren Hessen, Gelegenheit 
zur Abfassung eines Expropriationsrechts iiir die 
Luftschifffahrt zu bekommen. 

Zur Rechtfertigung der Expropriation ist im ein- 
zelnen Fall nicht notwendig, dass die Erstellung 
eines Werkes ein Gebot strenger, absoluter Not- 
wendigkeit sei^). Vielmehr genügen schon Gründe 



Grünhut, a. a. 0. p. 82. — Rohland, a. a. 0. p. 22. — Häber- 
lin, a. a. 0. p. 160. — Die Notwendigkeit der öffentlichen Anlage 
verlangt das luzerner Gesetz v. 1S30 : Nur wenn es das öffentliche 
Wohl „unausweichlich" fordert, kann Jemand . . . etc. Dessenunge- 
achtet wird gleich darauf das Moment der Nützlichkeit hereinge- 
bracht : Der Kleine Rat soll sich nur durch überwiegende Gründe des 
öffentlichen Wohls und gemeinen Nutzens zu einem Expropriations- 
erkenntniss bestimmen lassen. — Ganz derselben Erscheinung be- 
gegnet man im urner Gesetz v. 1862. Nach § 2 darf die Abtretung 
nur im Falle der Notwendigkeit gefordert werden, wobei aber dann 
doch § 4 ebenfalls das Nützlichkeitsmoment hereinzieht. — Das 
schwyzer Gesetz v. 1871 statuirt kahl die Abtretungspflicht für die 
in § 1 aufgezählten Fälle, ohne von einer Nützlichkeit oder Not- 
wendigkeit der öffentlichen Anlage zu reden. — Allzu sehr durch- 
drungen von dem Nützlichkeitsprinzip war der freihurgische Gesetz- 
geber, Gesetz v. 1849, § 7: Une entreprise particuli^re qui aurait 
une grande influence sur la richesse du pays, peut ^tre reconnue 
d^utilite publique. — Die Notwendigkeit der Unternehmung verlangt 
endlich auch das layr. Gesetz v. 1837, Art. 1. — Pour que TEtat 
soit autorise k disposer du domaine des particuliers on ne requiert 
pas cette n6cessite rigoureuse et absolue qui donne aux particuiiers 
m^mes quelques droits sur le bien d'autrui ; des motifs graves dVtilite 
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des allgemeinen öffentlichen Nutzens, um dieselbe 
zu rechtfertigen. Es würde sonst eine grosse Zahl 
von Unternehmungen, welche für ein ganzes Volk, 
oder einzelne Teile desselben, von unbestrittener 
Nützlichkeit sind, unterbleiben müssen. Es würde 
sich fragen, ob überhaupt noch expropriirt werden 
könnte, wenn man der Expropriation diese Fessel 
der Notwendigkeit der Unternehmung anlegen wollte. 
Mit Recht bemerkt Häberlin, dass man nicht ein- 
mal die Notwendigkeit einer Eisenbahnanlage be- 
weisen könnte, da es Jahrhunderte ohne Eisenbahnen 
gegangen und auch ferner ohne Eisenbahnen gehen 
würde. Mit der Expropriation wird die immer weiter 
fortschreitende Entwicklung der Gesamtheit und ihrer 
einzelnen Glieder bezweckt. Das Erforderniss der 
absoluten Notwendigkeit einer Unternehmung würde 
bedeuten, dass man sich auf den wunderlichen Stand- 
punkt chinesischer Stabilität stellen, jedem leben- 
digen Yorwärtsstreben auf den durch die Civilisation 
eingeschlagenen Bahnen entsagen und auf einen 
ehrenvollen Rang in der Entwicklungsgeschichte 
der Yölker verzichten wolle. 

Wenn hiemit schon die Nützlichkeit einer Unter- 
nehmung als genügender Rechtfertigungsgrund der 



publique suffiBent, parce que dans rintention raisonnablement presum^e 
de cenx qui yiyent dans la soci^te civile, il est certain que chacun 
s'est engage ä rendre possible par quelques sacrifices personnels, ce 
qui est utile k tous. Del Marmol, a. a. 0. I. p. 112. 
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Expropriation anerkannt werden muss, so ist im 
ferneren noch auf einer andern Seite die Expro- 
priation nicht in zu ängstliche Schranken zu bannen. 
Allzu wohl begreift und rechtfertigt sich das einer 
zu freien und leichten Anwendbarkeit derselben ent- 
gegengebrachte Misstrauen. Dasselbe darf aber nicht 
dazu verleiten, dass man das Institut in einer Weise 
beschränkt, welche seine Wirksamkeit vollkommen 
lähmt. So ist beispielsweise die Expropriation nicht 
erst dann zulässig, wenn eine Unternehmung der 
Gesamtheit der Staatsbürger zu gute kommt, son- 
dern schon dann, wenn nur kleinere Kreise aus der 
Anlage Vorteile herleiten^). Denn, wie in dem 
menschlichen Organismus, so beruht auch in dem 
Organismus des Staates alles auf der grossen Wech- 
selwirkung und Wechselempfönglichkeit der Kräfte*). 
Was einem Teil des Organismus an Kräften zuge- 
fiihrt wird, wirkt auch auf die übrigen Teile för- 
dernd und kräftigend zurück. 

Hinwieder hat man sich aber auch vor einer zu 
weiten Auffassung des öffentlichen Interesses zu 



^) Orünhut, a. a. 0. p. 83. — Kohland, a. a. 0. p. 23. — Ha- 
berlin, a. a. O. p. 161. — It is not essential that the whole Com- 
munity, or any considerable portion tbereof, shonld directly enjoy or 
participate in an improvement, to make the use public. If the proposed 
improvement tends to enlarge the resources, increase the industrial 
energies, and promote the productiTO power of any considerable number 
of the Community, the use is public. Mills, a. a. 0. § 12. 

2) Grünhut, a. a. 0. p. 84. 
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hüten. Nie können Rücksichten der Annehmlich- 
keit oder der Yerschönerung, noch weniger blos 
fiskalische Interessen die Expropriation rechtfer- 
tigen^). Es beruht auf argem Missbrauch, wenn 
man unter den Begriff der Gemeinnützigkeit auch 
blosse Ausschmückungen bringen will, wenn man 
das Expropriationsrecht erteilt zur Anlegung an- 
genehmer Spaziergänge, oder um ein Gebäude, wie 
ein Schloss, ein Rathaus, eine Kirche^) in ent- 
sprechender, eine freie Aussicht gewährender Um- 
gebung erscheinen zu lassen^). 

Es mag in manchen Fällen nicht ohne Schwie- 
rigkeit sein, die beiden Begriffe der Nützlichkeit und 
blossen AnnehmUchkeit auseinander zu halten. Die 
Nützlichkeit ist kein absoluter, sondern ein relativer 
Begriff. "Was an einem Orte nützlich und notwen- 
dig ist, kann am andern Orte den Charakter der 
reinen Annehmlichkeit annehmen. So sind Prome- 
naden für grosse Städte ein unentbehrliches Erfor- 
derniss, während sie für ein Dorf nicht einmal als 
nützlich gelten können. Desgleichen sind Werke^ 
welche volkreiche Städte mit gesundem Trinkwasser 
versorgen, für das öffentliche Wohl unerlässlich, 



1) Esoher, Handbach der prakt. Politik I. 360 f. 

^ Um einen Fall dieser Art handelte es sich anlässlich des Streites 
zwischen der zürch. Kirchgemeinde Enge und Guyer - Zeller, dem 
Besitzer der Bürgliterrasse, vgl. die von G.-Zeller herausgegebene 
Bebrift: Über die bauliche Entwicklung von Enge etc. p. 10, 41 S. 

9) HäberUn, p. 161. 
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während sie an solchen Orten vollständig überflüssig 
sind, wo Jedermann nur einige Meter tief zu graben 
braucht, um ein reichliches und gesundes Trink- 
wasser zu bekommen^). 

Sonderbar verquickt sind beide BegriflFe in den- 
jenigen Fällen, wo es sich um Expropriationen zum 
Zwecke der Luftreinigung in Städten handelt^). Hier 
ist man zwar sowohl im französischen Gesetz von 
1850, als im belgischen von 1858*) von der zu 
beseitigenden insaJubrit^, also einem Zwecke der 
Nützlichkeit und Notwendigkeit ausgegangen ; allein 
es ist nur zu augenfällig, dass sich, wo einmal die 
Absicht vorhanden ist, mit solchen Gesetzen eben- 
sogut zu blossen Verschönerungszwecken, als zu 
Zwecken der öffentlichen Gesundheit exproprüren 
lässt*). 



^) Del Marmol, a. a. 0. 1. p. 124. 

^) Vgl. das franz. Ges. v. 1850 (relatiye k rasBamissement des 
logements insalubres) und das belgische Ges. y. 1S58 (sur Tassai- 
nissement) mit seiner Ausdehnung y. 1867. 

^) In Belgien wurde der in dem Entwurf zu dem Gesetze yon 
1867 enthaltene Passus: „Lorsque pour assainir, am^liorer ou embellir 
un ancien quartier . . . .^ trotz Opposition des Ministers des Innern 
durch Streichung des Wortes „embellir^' modificirt. Del Marmol, 
a. a. O. I. p. 122. — 

^) Dass man in Belgien vielfach keinen sehr hohen Begriff yon 
der strikten Yerfassungsmässigkeit dieses Gesetzes y. 1868 hatte 
und die daherigen Befürchtungen keineswegs so grundlose waren, 
bewies ein Vorgang in der Kammer. Als nämlich hier ein Deputirter 
anlässlich der Petition einer Gemeinde die Anfrage stellte, ob denn 
eigentlich das fragliche Gesetz zu Yerschönerungs- oder Luftreinigungs- 
zwecken erlassen worden sei, erwiderte der Minister: „Pour les deux!^ 



j 
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Dass zu Privatzwecken ^) keine Expropriation 
stattfinden darf, ist schon früher gesagt worden ; sie 
rechtfertigt sich auch da nicht, wo es sich um ein 
kollektives Privatinteresse einer grösseren Anzahl 
von Personen handelt. Mills sagt darüber sehr 
schön (§ 22): As between individuals no necessity 
however great, no exigency however imminent, no 
improvement however valuable, no refusal however 
unneighborly, no obstinacy however unreasonable, 
no offers of compensation however extravagant, can 
compel or require a man to part with one inch of 
his estate. Wo eine Privatunternehmung, welche 
das Interesse einer grösseren Anzahl von Individuen 
bezweckt, ausgeführt werden soll, mag der Staat 



TlDd als der Fragesteller hierauf Zweifel äusserte, dass ausser dem 
Minister Jemand einem Gesetze beigestimmt haben würde, wenn 
dasselbe zu Verschonerungszwecken vorgeschlagen worden wäre, 
fügte jener noch bei: „La loi a M falte pour embellir en assainissant!^ 

1) Hier mag eine Entscheidung des B. G. erwähnt werden, worin 
die Frage erörtert ist: Verstosst der gegen einen Eigentümer ge- 
richtete Zwang, einen Notweg, zu Gunsten eines angrenzenden Grund- 
eigentums einzuräumen, gegen die in dea meisten Eantonsverfassungen 
enthaltene Bestimmung, wonach Privateigentum nur im öffentlichen 
Interesse entzogen werden kann ? Das B. G. sagt diesfalls : Bekanntlich 
enthalten alle, oder doch die meisten Verfassungen der Schweiz. 
Eltone jene das Privateigentum sichernde und die Expropriation 
auf das öffentliche Interesse beschränkende Bestimmung. Überall 
aber wird dieselbe nur dahin aufgefasst, dass sie die TJnverletzlichkeit 
des Eigentums namentlich gegenüber dem Staate, gegen willkürliche 
Verletzung durch die Staatsverwaltungen in dem Sinne garantiren 
will, dass der Staat, oder staatliche Korporationen, wie Gemeinden 
u. 8. w. die Abtretung von Grundeigentum nur insofern verlangen 
können, als das öffentliche Wohl dieselbe erheische. Dagegen können 
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die Sache prüfen und die Unternehmung zu seiner 
eigenen machen^). 

Diese prinzipielle Beschränkung der Expropria- 
tion auf öffentliche Zwecke ist freilich nicht immer 
strikte beobachtet worden. Seit Jahrhunderten wird 
dieselbe für private, bergbauliche Etablissemente 
ohne Bedenken gewährt. Ja es gehören die Ex- 
propriationen zu Bergbauzwecken zu den ältesten 
Beispielen der Expropriation überhaupt. Diese aus- 
nahmsweise Begünstigung der Privatinteressen beim 
Bergbau findet ihre befriedigende Erklärung in der 
ausserordentlichen Bedeutung, welche der Bergbau 
für die allgemeinen gewerblichen und Verkehrsver- 
hältnisse hat, sowie in uraltem Herkommen. 

Andere Beispiele von Expropriationen zu Privat- 
zwecken finden sich schon früh im amerikanischen 
Recht. Dort erteilte man, als die Mühlen noch fast 



jene Verfassuogsbestimmungen, wie Tom Bundesrat schon wiederholt 
auFgesprochen worden, nicht dahin ausgelegt werden, dass durch 
dieselben das Recht der Gesetzgebung, durch positives Gesetz die 
im allgemeinen Interesse erforderlichen Beschränkungen des Eigen- 
tums, öffentlicher oder privatrechtlicher Natur aufzustellen, habe 
beeinträchtigt werden wollen. Die Verpflichtung eines Grundeigen- 
tümers zur Einräumung eine» Notweges für das angrenzende Grund- 
eigentum, welche bekanntlich sowohl im gemeinen Rechte begründet, 
als in die modernen Civilgesetzbücher aufgenommen worden ist, 
erscheint nun aber als eine solche Eigentumsbeschränkung privat- 
rechtlicher Natur und kann sonach keine Rede davon sein, dass 
Gesetze, welche diese Verpflichtung einem Eigentümer auflegen, gegen 
die erwähnten Verfassungsbestimmungen Verstössen. Entsch. (i. S. 
der S. C. B.) III. 473. 
1) Grünhut, p. 84. 
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ausschliesslich durch Wasserkraft getrieben wurden, 
den Müllern das Expropriationsrecht zur vorteilhaften 
Placirung ihrer Gebäude und Triebwerke. Es waren 
dies ursprünglich sogar die häufigsten Anwendungs- 
fälle der Expropriation. Theoretisch rechtfertigte man 
dies dadurch, dass man die grosse Bedeutung der 
Mühlen für das öflfentliche Wohl hervorhob. Die 
Müller galten sozusagen als öffentliche Beamte. Der 
Preis für das Mahlen des Getreides war gesetzlich 
geregelt, auch musste nach gesetzlicher Vorschrift 
für alle in derjenigen Reihenfolge gemahlen werden, 
in welcher das Getreide zur Mühle gebracht wurde. 
Heute kommt man von der Anwendung der Ex- 
propriation auf diesem Gebiete mehr und mehr zu- 
rück. Und in der Tat sind denn auch die Voraus- 
Setzungen, welche früher die Expropriation für diese 
Zwecke rechtfertigten, mit der immer grossartigeren 
Verwendung des Dampfes als bewegender Kraft 
dahingefallen*). 

Im Einzelnen können nun die Expropriations- 
zwecke sein^): 



^) Mills, § 15. — Tiedemao, p. 384 fiF. ~ Dennoch wird heute 
die Expropriation zum Zwecke des Mühlenbau^s noch in manchen 
Staaten, wenn auch in einigen — wie es scheint — mit Widerstreben 
festgehalten, so in Massachusettes, Yermont, New-Jersey, Connecticut, 
Tennessee. Jedenfalls ist es ungerechtfertigt, wenn man sich dazu 
durch den Umstand bestimmen lässt, dass die Wasserkraft zum 
Hflhlenbetrieb billiger ist, als die Dampfkraft. 

2) Vgl. Grünhut, p. 84. — Rohland, a. a. 0. p. 24. — Häberlin, 
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I. Materielle. 

1. Zur Anlegung, Erweiterung und Verän- 
derung von Landstrassen und Chausseen, 
Kanälen, Flussbetten, Brücken, Häfen, 
Schleusen zu Telephon- , Telegraphen-, 
Wasser- und Gasleitungen, zur Landes- 
yermessung, zu Lagerungsplätzen für 
Waaren, Schutt etc., zu Eisenbahnen, 
Leuchttürmen und andern Seezeichen. 

2. Zu Anlagen im Interesse der Landesver- 
teidigung, Festungen, Schiess- und Exer- 
zierplätzen, Kasernen ^). 

3. Zur Anlegung und Erweiterung von Markt- 
hallen und öffentlichen Schlachthäusern, 
von Turn-, Bade- und Schwimmanstalten, 
von Feuerteichen und Spritzenhäusern. 

4. Zur Austrocknung von Sümpfen und Seen, 
Beschützung einer Gegend vor Über- 
schwemmungen, Aufforstung im Hoch- 
gebirge. 

5. Zur Erweiterung der Städte und Dörfer, 
zum Wiederaufbau zerstörter Gebäude, 



p. 161. — Luzemer Ges. v. 1830, §§ 2, 9; urner Qesetz v. 1862, 
§ 1; schwyzer Gesetz v. 1871, § 1; bürgerl. Gesetzbuch v. Glarus 
IL 1. § 22; freiburger Gesetz v. 1849, Art. 6; St. Gallergesetz v. 
1835, Art. 1; graubundner Gesetz y. 1836, Art. 1; Wallisergesetz 
T. 1887. Bayr. Gesetz v. 1857. — Italien. Gesetz v. 1865, Art. 9, 10. 
^) Nicht dürfte dahin gezählt werden die Errichtung von Of&- 
zierscasino^s. 
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wenn eine Veränderung der Baustätten 
erforderlich wird. 
6. Zu Vorkehrungen zu sanitäts- oder sicher- 
heitspolizeilichen Zwecken, etc. etc. 
n. Geistige. 

1. Erbauung und Erweiterung yon Gebäuden 
für öffentliche Behörden. 

2. Erbauung und Erweiterung öffentlicher 
Schulanstalten , Kirchen , Pfarrhäusern, 
Gottesäckern, Krematorien, Armen-, Kran- 
ken-, Taubstummen- und Blindenanstalten, 
Irrenhäusern. 

3. Zur Sicherung öffentHcher Kunstschätze, 
historischer Denkmäler und nationaler 
Antiquitäten*), etc. etc. 

Um das Privateigentum vor Missbrauch zu 
schützen, ist nun die richtige Entscheidung der 
Frage sehr wichtig, wie das Vorhandensein eines 
öffentlichen Interesses und somit eines Expropria- 
tionsfalles festgestellt werden soll. Soviel ist klar, 
dass, sobald die Gemeinnützigkeit einer Unterneh- 
mung feststeht, damit von selbst die Anwendbarkeit 
der Expropriation auf dieselbe gegeben ist. Es lassen 



1) Italienisches Gesetz v. 1S65, Art. 88. Za diesem Artikel, 
welcher heute immerhin noch eine seltene Erscheinung ist, macht 
der Kommentator Martino die Bemerkung: ^Di quant' ontä non si 
coYrirebbe un popolo civile che assistasse indifferente spettatore alla 
distruzione, che il tempo od una mano avara yenissero arrecanda 
alle sue preziose memorie?^ 
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sich aber verschiedene, durch die Gesetzgebung der 
einzelnen Staaten beobachtete Formen denken, um 
zu entscheiden, ob d^r durch eine Unternehmung 
angestrebte Zweck im allgemeinen Interesse gelegen 
ist, oder nicht: 

1. Die Expropriation wird für einzelne Unter- 
nehmungen speziell fär anwendbar erklärt und 
gesetzlich geregelt, z. B. zum Bau von Eisen- 
bahnen, Strassen, Chausseen. 

2. Es werden allgemeine organische Expropria- 
tionsgesetze erlassen und in diesen die ein- 
zelnen Unternehmungen, für welche die Ex- 
propriation stattfinden darf, spezialisirt. Solche 
Kategorien stellen auf die Gesetze der Kan- 
tone Luzem, Uri, Schwyz, Glarus, Freiburg, 
St. Gallen, Graubünden und Wallis^). Yon 



I) Als Expropriationez wecke werden in allen diesen Gesetzen 
genannt: Anlegung und Korrektion von Strassen; Korrektion von 
Gewässern (Speziell von Bunsen sprechen das schwyzer Gesetz und 
•das burgerl. Gesetzb. von Glarus, von Waldströmen die Gesetze von 
Luzem und St. Gallen. 

Brunnen und Brunnenleitungen werden genannt in den Gesetzen 
Yon Wallis, Luzern, Schwyz, Glarus und Freiburg (letzteres dehnt 
die Abtretungspflicht auch aus auf die speisende Quelle.) 

Landungsplätze in den Gesetzen v. Luzem, Üri, Glarus und 
St. Gallen. 

Kirchen in den Gesetzen von Schwyz und Freiburg. 

Friedhöfe in den Gesetzen von Schwyz, Glarus und Freiburg. 

Entsumpfungen, Kanäle, Ausbeutung y. Steinbrüchen und Minen, 
öffentliche Plätze in den Gesetzen y. Wallis und Freiburg. 

Ausbeutung und Abfuhr von Strassenmaterial in den Gesetzen 
von Schwyz und Glarus. Yon andern Zwecken werden noch erwähnt: 
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ausländischen Gesetzen namentlich das bay- 
rische Gesetz von 1837, welchem sich die 
thüringischen Staaten angeschlossen haben '). 
3. Es werden allgemeine Expropriationsgesetze 
erlassen, jedoch die einzelnen Fälle nicht von 
vornherein gesetzlich normirt, sondern die 
Untersuchung und Entscheidung der Frage, 
ob eine Unternehmung im öffentlichen Interesse 
liegt, bestimmten Organen des Staates über- 
lassen. 
Bezüglich der Kategorisirung der einzelnen Ex- 
propriationsfalle ist man längst darüber einig, dass 
dieselbe keineswegs allem Missbrauch wehrt. Im 
Gegenteil können gerade solche Spezialisirungen zu 
argen Ausschreitungen führen; denn da die Fälle, 
in denen exproprürt werden darf, von vornherein 
aufgezählt sind, so ist die Annahme sehr nahe ge- 
legt, dass nun überall da, wo eine Unternehmung 
der betreffenden Art geplant ist, das Expropriations- 
recht erteilt werden müsse^)] dies würde aber eine 



In Wallis: Bauten gegen Lawinen, Nutzbarmachung von Mineral- 
wassem, Anlegung von Promenaden. In Freiburg: Werke im In- 
teresse der Landesverteidigung, Pfarrhäuser, Schulhäuser und Spitäler, 
Waschhäuser, Eotgruben, Spritzenhäuser und Feuerteiche. In Luzem : 
Wiederaufbau abgebrannter, oder aus sicherheitspolizeilichen Gründen 
niedergerissener Häuser, Ausfahrt auf einen gemeinen Weg, Holzreiste, 
Lageningsplätze für feuersgefährliche, oder gesundheitsschädliche 
Sachen. 

ij Meyer, a. a. 0. p. 249. 

2) Dies behauptet Meyer, a. a. 0. p. 259. 



,T1 



— 160 — 

grosse Gefährdung des Privateigentums zur Folge 
haben. 

Auch wo in Gesetzen solche Kategorien auf- 
geführt werden, ist im einzelnen Fall noch zu prüfen, 
ob eine Unternehmung wirklich im öffentlichen In- 
teresse gelegen ist*). Auch gewonnen wird also 
durch diese Aufzählung nicht viel. Ausserdem trägt 
dieselbe immer etwas Unvollständiges, WillkürUches 
an sich^). Es liesse sich meist unschwer eine noch 
grössere Zahl von Kategorien nachweisen, für welche 
eine Expropriation unter Umständen gerechtfertigt 
wäre und dies immer noch ohne die Garantie, da- 
mit den vielgestaltigen Verhältnissen eines Kultur- 
staates Genüge geleistet zu haben. Um aber eine 
für das Allgemeinwohl schädliche Einschränkung zu 
vermeiden, müsste man zu einer überaus generellen 
Fassung sich genötigt finden'^). Daher betritt man 
am besten den von den meisten neueren Expro- 
priationsgesetzen eingeschlagenen Weg und überlässt 
die Entscheidung der Frage, ob eine Unternehmung 
im öffentlichen Interesse liege und mit dem Expro- 
priationsrecht zu bewaffnen sei, von Fall zu Fall 
einem bestimmten Organ der Staatsgewalt. 

Welches soll nun dieses Organ sein ? Auch hier 
sind verschiedene Lösungen möglich. Entweder es 



1) Grünhut, a. a. 0. p. 87. 

^) HäberÜD, a. a. 0. p. 157. — Bär u. Langerhans, a. a. 0. p. 9. 

.^) Bär und Langerhans, ibid. 
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wird die Begutachtung der gemeinnützigen Natur 
einer Unternehmung als reine Verwaltungsfrage be- 
handelt*), oder es werden die einzelnen Expro- 
priationsfalle durch einen Akt der gesetzgebenden 
Gewalt von Fall zu Fall festgestellt^), oder es witd 
zwischen grösseren Unternehmungen und solchen 
von geringerer, lokaler Bedeutung unterschieden und 
die Statuirung des Expropriationsfalles bei jenen der 
gesetzgebenden Gewalt, bei diesen der Verwaltungs- 
behörde vorbehalten'). Endlich wird in einigen 
schweizerischen kantonalen Gesetzen nicht hinsicht- 
lich der Grösse der Unternehmung, sondern hin- 
sichtlich ihrer Natur ein Unterschied in der den 
Expropriationsfall feststellenden Behörde gemacht, 
indem vorgeschrieben wird, dass bei öffentlichen 
Unternehmungen des Staates der Verwaltungsbe- 
hörde, bei Privatunternehmungen dagegen, welche 



/ 



') Hiefür ist Damentlich Stein, a. a. O. p. 325. — Schaffbauser- 
gesetz V. 1874. Art. 10; 

2) Hiefür ist Thiel, a. a. 0. p. 79. — Häberlin, a. a. 0. p. 168. — 
Bandesgesetz y. I.Mai 1850, Art. 1; aargauer Gesetz v. 1867, § 1; 
beraer Gesetz von 1868. § 2; genfer Gesetz v. 1887, Art. 2; solo- 
thumer Gesetz v. 1871, §§ 1—2; St. Gallergesetz v. 1835, Art. 3; 
waadtländer Gesetz y. 1836 Art. 24. — Einen legislativen Akt setzen 
femer voraus die englische Länderklausenakte 8 Yikt. cap. 18 s. 1 ; 
das nordamerikanische Becht (doch können hier die Gerichte, wo 
das öffentliche Interesse offenbar nicht beteiligt ist, einschreiten; 
Mills, a. a. 0. § 10; Tiedeman § 121 a). 

B) Hiefür ist Grünhut, a. a. 0. p. 88; freiburger Gesetz v. 1849, 
§ 10; französische Gesetze v. 1833 und 1841, Art. 3; italienisches 
Gesetz v. 1865, Art. 9—12. 

J. Sieher, dai Recht der Expropriation. 11 
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im öffentlichen Interesse liegen, der gesetzgebenden 
Gewalt die StatuiruDg des Expropriation3falles zu- 
stehen solle ^). Prinzipiell allein richtig ist jeden- 
falls dasjenige System, nach welchem das Vorhan- 
densein eines Expropriationsfalles unter Mitwirkung 
aller gesetzgebenden Faktoren festgestellt wird. Die 
Entscheidung der Frage durch die Verwaltungsbe- 
hörde ist ein zu schwacher Damm gegen Missgriffe, 
denen das Privateigentum so nur allzu sehr aus- 
gesetzt wäre. In der ruhigen, allseitig mit Sorgfalt 
geführten Untersuchung der Natur einer Unterneh- 
mung durch eine gesetzgebende Versammlung, liegt 
für den bedrohten Privatmann die alleinige Garantie, 
dass ihm sein Eigentum nicht auf willkürliche Weise 
entzogen werde. Der Verwaltungsbehörde geht be- 



1} Zürcher Gesetz v. 1879, § 3; bürgerl. G.B. von Glarus §§ 22, 
23; thurgauer Gesetz yon 1860. Das Deuenburgische Dekret v. 1851 
bestimmt in Art. 1 umgekehrt, dass für staatliche Werke der Grosse 
Rat, für korporative und Privatunternehmungen der Staatsrat kom- 
petent, sei. 

Im Übrigen sind noch folgende kantonale Verhältnisse zu er- 
wähnen : 

In Schwyz (Ges. v. 1871, § 2) entscheidet über die Zulässigkeit 
der Expropriation für die Gemeinden der Gemeinderat, für den Bezirk 
der Bezirksrat und für den Kanton der Regierungsrat. Den von den 
Gemeinde- und Bezirksräten pflichtig Erklärten steht das Rekurärecht zu. 

In Tessin (Ges. v. 1846, Art. 2, 3) und Graubünden (Ges. v. 1836, 
Art. 3) ist der Grosse Rat zur Feststellung der Abtretungspfiicht 
kompetent, er überlässt aber die nähere Bestimmung des Abtretungs- 
gebietes dem EJeinen Rat resp. dem Staatsrat, welcher in Graubünden 
bei Gemeindeexpropriationen, die sich nur auf Grund und Boden, 
nicht aber, auf Gebäude beziehen, allein kompetent ist. (Zusatz- 
Artikel vom Jan. 1853, Art. 1, 2). 



j 
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greiflicherweise die Unbefangenheit des Urteils häufig 
ab. Es braucht dann nur noch ein Expropriations- 
gesetz, wie z. B. dasjenige von Schwyz vorhanden 
zu sein, welches mit dürren Worten die Abtretungs- 
pflicht in den aufgezählten Fällen ausspricht, ohne 
im Verlauf der 15 Paragraphen nur einmal das öf- 
fentliche Wohl zu erwähnen, um dem Eigentümer 
vollends allen Grund zu Befürchtungen zu geben. 
Endlich gehört die Unverletzlichkeit des Eigentums 
zu den Grundrechten der Bürger ; wo eine Verletz- 
ung desselben im öffentlichen Interesse geschehen 
muss, kann dies nur unter denselben Formen vor 
sich gehen, unter welchen die Unverletzlichkeit des 
Eigentums durch den Staat garantirt ist — i. e. 
durch Gesetz^). 

Aus praktischen Gründen mag man es gelten 
lassen, wenn in grossen Kulturstaaten die Verwal- 
tungsbehörden durch Gesetz ein für alle mal er- 
mächtigt werden, in gewissen Fällen die Zulässig- 
keit der Expropriation nach Statuirung des öffent- 
lichen Interesses auszusprechen. Damit wird nun 
zwar in das oben formulirte Prinzip eingebrochen; 
allein es ist dieses Übel im einzelnen Fall — wo 
daneben für die Sicherheit des Eigentums wenig- 
Btens im Abtretungs verfahren einige Garantie ge- 
legen ist — immer noch kleiner, als wenn gesetz- 



1 

i 



1) Thiel, a. a. 0. p. 79. 
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gebende Behörden, infolge der geringen Zeit, welche 
sie auf die Prüfung „minder wichtiger" Vorlagen zu 
verwenden pflegen , sachkenntnisslose Beschlüsse 
fassen. 

§ 14. 

Perfektion der Expropriation. 

Die Perfektion hat die Bedeutung, dass der 
Expropriant und Expropriat in der Weise gebunden 
sind, dass jener die Objekte, die er angegriffen, 
nicht mehr zurückweisen, dieser dagegen von dem 
Angreifer Übernahme der Objekte und Bezahlung 
der Entschädigung verlangen kann. Es ist klar, 
dass bei Feststellung des Zeitpunktes der Perfektion 
wiederum nur Rücksichten der Billigkeit und Scho- 
nung massgebend sein müssen. Der Einzelne, wel- 
chem durch die Expropriation ein grosses Übel zu- 
gefügt wird, hat allen Anspruch auf möglichst scho- 
nende Ausübung derselben. Auch liegt es ja im 
Interesse des Staates selbst, die Bitterkeit, welche 
diese exorbitante Befugniss in dem Angegriffenen 
erzeugt und die, falls sie in einer verhältnissmässig 
grossen Anzahl von Staatsbürgern vorhanden ist, 
sich leicht zu einem Gefühl allgemeiner Rechtsun- 
sicherheit erweitert, durch möglichstes Entgegen- 
kommen wieder zu heilen. 

Dem entspricht aber allein, dass man die Expro- 
priation dann als perfekt annimmt, sobald die kom- 
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petente Behörde die Gemeinnützigkeit einer Unter- 
nehmung anerkannt und die zur Ausführung dieser 
Unternehmung erforderUchen Objekte der Expro- 
priation unterworfen hat')- In diesem Zeitpunkt 



*) Gerber, System des deutschen Privatrechts, § 174 b. — Banda, 
in Grünhut^s Zeitschr. XI. p. 3. — Grünbut, a. a. 0. p. 187. — Roh- 
land, a. a. 0. p. 37. — Dagegen Rösler, a. a. 0. § 197; nach ihm ist 
für die Perf. die Besitzeinweisung entscheidend. 

Nach dem Bundesgesetz v. 1850 ist die Expropriation gemäss 
Art. 14 (für den Expropriaten) mit dem Augenblick perfekt, wo die 
in Art. 12 vorgeschriebene Eingabefrist verstrichen ist, ohne dass der 
Eigentümer seine Forderungen geltend gemacht hätte. — Für den 
Bauunternehmer laut einem Erkenntniss des Bundesgerichts nach voll- 
zogener Expropriation, d. h. von dem Momente an, wo derselbe, den 
Besitz der Sache ergriffen hat (Entscheidungen III. 756 ; i. S. Bucher 
gegen die Liquidationsmasse der Eisenbahnges. Bem-Luzern) ; ferner 
dann, wenn der Expropriant bei der eidg. Schatzungskommission ge- 
mäss Art. 46 des Ges. das Begehren um sofortige Überlassung des 
Orundstücks gestellt und dies ihm gewährt wurde (Entscheidungen I. 
494 ; i. 8. Sauter gegen Nationalbahn) endlich gemäss Art. 42 des Ges. 
mit dem Tage, an welchem der Entscheid einer Schätzungskommission 
oder ein bundesgerichtliches Urteil in Rechtskraft tritt. 

Mit den Art. 14 und 42 des Bundesges. v. 1850 stimmen inhalt- 
lich überein die §§ 23 und 52 des Zürcher Gesetzes von 1S79. 

Nach dem bernischen Expropr.-Qes. v. 1868, § 39 ist die* Expro- 
priation perfekt, sobald die durch Vertrag oder richterliches Endurteil 
festgestellte Entschädigungs-Summe bezahlt oder hinterlegt ist ; alsdann 
kann der Unternehmer verlangen, dass der Regierungsstatthalter des 
betreffenden Amtsbezirks die Einweisung in den Besitz der abzu- 
tretenden Objekte verfüge. — 

Nach dem uruer Ges. v. 1862, § 9, sobald die Entschädigungs- 
summe durch Übereinkunft oder gerichtlichen Entscheid festgestellt 
ist; es kann alsdann der Betrag vom Expropriaten sofort gefordert 
werden, und der Bauunternehmer ist verpflichtet zu entsprechen, be- 
vor er den Bau beginnt. — 

Nach dem Ges. v. Baselland (über Abtretung von Liegenschaften 
zu Landstrassen und Verbindungswegen) von 1827, Art. 5, wenn der 
Expropriat sich dem Schiedsspruch, der die Entschädigung feststellt, 
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erscheinen alle wesentUchen Bedingungen der Ex- 
propriation realisirty das rechtliche Schicksal der 
Sache definitiv entschieden. Beide Teile sind von 
da an durch das Erkenntniss der Behörde gebun- 
den, und namentlich soll der Expropriant sich nun 
nicht mehr der vollständigen Durchführung der Ex- 
propriation entziehen können. Es würden sonst die 



unterworfen, oder wenn seine beim Appellationsgericht angebrachte 
Beschwerde nicht aufgehoben wird; alsdann „geht die Abtretung der 
betreifenden Liegenschaften vermittelst der aasgesprochenen Ent- 
schädigung in gesetzliche Vollziehung über'' — 

Nach dem achaffhattaer Ges. y. 1874, Art. 21, mit Anhebung der 
Klage auf gerichtliche Feststellung der Entschädigung — 

Der § 47 des aargauer Ges. v. 1867 entspricht dem Art. 14 des 
Bundesges. v. 1850, Perfection ist femer vorhanden, wenn das Proto- 
koll der Scbätzungskommission in Rechtskraft erwachsen, oder der 
endgiltige Entscheid des Obergerichts eröffnet worden ist (§ 48). 

Ungerechtfertigt sind jedenfalls die Bestimmungen des thur gauer 
Ges. V. 1860, § 8, und des schwyzer Ges. v. 1871, § 12. Nach jenem 
steht es nach geschehener, rechtsgiltiger Ausmittlung der Entschä- 
digung der beteiligten Verwaltungsbehörde noch während der Zeit 
von vier "Wochen frei, gegen Vergütung sämtlicher ergangener 
Kosten auf die Abtretung zu verzichten. Nach diesem verfällt der 
Betrag der Entschädigung erst mit dem Beginn der Arbeit auf dem 
expropriirten Eigentum, wodurch der Expropriat vollständig dem Be- 
lieben des Unternehmers preisgegeben ist. — 

Die Perfektion verknüpft mit dem Expropriations-Erkenntniss 
das französische Ges. v. 1841, Art. 55; das preussische v. 1874, 
§§ 29 und 43 mit der vorläufigen Feststellung der Entschädigung 
durch die Regierung, oder das Verwaltungsgericht; das bayrische 
V. 1837, Art. 18, mit der Entscheidung der Kreisregierung in erster, 
und des versammelten Staatsrates in zweiter Instanz. — Nach der 
englischen Länderklausenakte, 8 Vict. c. 18, sect. 21, ist die Perfektion 
vorhanden nach erfolgter Verständigung der Interessenten (notice to 
treat), deren Grundstücke expropriirt werden sollen. Die Entschädi- 
gung muss binnen 21 Tagen von dieser Verständigung an ermittelt 
werden. 
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Interessen des Privateigentümers ernstlich gefährdet. 
Dieser kann nicht zugeben, dass man ihn mit Ex- 
propriationserkenntnissen bedrohe und ihn mögUcher- 
weise veranlasse, durch Kauf sich anderwärts Er- 
satz für die bevorstehende Minderung seiner Reali- 
täten zu suchen'), gleich darauf aber wieder von 
der Expropriation abstehe und so mit seinem Eigen- 
tum ein Spiel treibe. 

Die Wirkungen der Perfektion bestehen ausser 
der oberwähnten Bindung der beiden Parteien na- 
mentlich auch darin, dass nun beide sofort auf Ein- 
leitung des Entschädigungsverfahrens dringen können. 
Es ist ungerechtfertigt, dieses Recht dem Unter- 
nehmer allein zu gewähren. Dieser darf die Rege- 
lung der Entschädigungsfrage nicht verschleppen, 
etwa in der Erwartung, dass eine spätere Schätzung 
für ihn günstiger ausfallen werde ^). Dem Eigen- 
tümer muss die Befugniss zustehen, ihn zu dieser 
Regelung zu zwingen. 

Was den Eigentumsübergang des Abtretungs- 
gegenstandes an den Exproprianten betrifft, so wäre 



^) Ein derartiger Fall gelangte vor dem Bezirksgericht von Neuen- 
bürg zur richtigen Entscheidung, vgl. Ztschr. für schw. Recht IV. 1 2. 

^) Der Expropriant will z. B. die seitens eines Dritten projektirte 
Erstellung einer Strasse, oder eines Qaai*s abwarten, durch welche 
ein Landabschnitt, dessen Minderwert zu vergüten ist, eine gehörige 
Kommunikation erbalten und dadurch an Wert bedeutend gewinnen 
-wird. Solchen Zukunftsprojekten ist kein Einfluss auf den geordneten 
Lauf des Verfahrens einzuräumen. Ygl. hiezu Entscheidungen I, i. S. 
Bieter geg, N. 0. B. — 



» ^ -^w 



— 168 — 

es allerdings konsequent, denselben mit der Per- 
fektion zu verknüpfen *), wie dies von Rohland und 
Grünhut geschieht, allein nur wenige Gesetze*) legen 
der Perfektion diese Wirkung bei. Die meisten schie- 
ben den Eigentumsübergang bis zur Auszahlung, oder 
Hinterlegung der Entschädigungssumme hinaus^). Es 
ist dies sowohl zur Sicherstellung des Expropriaten, 
als zum Schutze Dritter, welchen dingliche Rechte an 
dem zu expropriirenden Objekt zustehen, notwendig. 
Die Wirkung des Eigentumsübergangs an den 
Exproprianten ist durchaus nicht notwendig die, 
dass damit alle dinglichen Rechte Dritter am Ab- 
tretungsobjekt, wie Pfandrechte, Grundzinsforde- 
rungen etc., erlöschen. Vielmehr findet auch in 
dieser Beziehung der in den meisten Expropriations- 
gesetzen enthaltene Paragraph Anwendung, wonach 
die Abretung auf das zur Realisirung des öffent- 
lichen Zwecks Erforderliche beschränkt werden soll. 
Wenn also die Fortdauer eines dinglichen Rechts 
die Verwendung des Abtretungsgegenstandes zu dem 
öffentlichen Zwecke nicht hindert, so soll dieses 
dingliche Recht auch ferner auf dem abgetretenen 



^J Kanda, a. a. 0. p. 5. 

2) Franz. Ges. v. 1841, Art. 55; ital. Gea. v. 1865, Art. 50. 

8j Bundesges. v. 1850, Art. 44, 45, Zürcher Ges. v. 1879, § 56; 
bemer Ges. v. 1868, § 47; umer Ges. y. 1862, § 9; schaffhauser 
Ges. y. 1874, Art. 23; aargauer Ges. y. 1867, § 50; thurgauer Ges. 
y. 1860, § 9; nach dem preuss. E. E. G. y. 1874 geht das Eigentum 
über mit Zustellung des Enteignungsbeschlusses an den Eigentümer 
und Exproprianten. — 
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Gegenstande lasten ; denn die Verwendung zu einem 
öffentlichen Zwecke kann an sieh nie ein Erlöschungs- 
grund solcher dinglicher Rechte sein. Von schweize- 
rischen Gesetzen wird diesem Erfordemiss nur vom 
thurgauer Gesetz von 1867, § 23, Rechnung ge- 
tragen, freilich in dem Sinne, dass nicht die durch 
das dingliche Recht erzeugte Verhinderung der 
öffentlichen Anlage, sondern die Verhinderung der 
Ausübung des dinglichen Rechts durch die Unter- 
nehmung als Erlöschungsgrund genannt wird. 

Absoluter Ausschluss der Fortdauer dinglicher 
Rechte, wie er durch die meisten Gesetze vorge- 
schrieben wird, rechtfertigt sich aber aus dem Grunde, 
weü sich nur sehr wenige dingliche Rechte mit der 
neuen Verwendung des Abtretungsobjektes vertragen 
und weil in denjenigen Fällen, wo eine Fortdauer 
möglicherweise denkbar wäre, immer schwierige 
Untersuchungen angestellt werden müssten^). 

Aus dem blossen Besitzerwerb kann bei der Ex- 
propriation von Immobilien noch nicht auf den 
Eigentumsübergang geschlossen werden. Die Ex- 
propriationsgesetze scheinen zudem hier meist keinen 
LL aufkommen .u Wn, hdm rie den Eigen- 
tumsübergang ausdrücklich mit der Bezahlung oder 
Sicherstellung der Entschädigung verknüpfen. Allein 
wie verhält es sich in jenen Fällen, wo der Eigen- 



1) Rohland, a. a. 0. p. 89. — Randa, a. a. 0. p. 9, Note 9. — 
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tfimer die zu expropriirenden Objekte freiwillig dem 
Exproprianten zu Eigentum überlassen und letzterer 
Yon demselben Besitz ergriffen hat? Man könnte 
nicht ohne Grund vermuten, dass jene Yorschrift, 
wonach das Eigentum erst mit Bezahlung der Ent- 
schädigung an den Bauunternehmer übergehen soll, 
sich nur auf den Fall beziehe, wo der Eigentümer 
in die Abtretung nicht einwilligt, dass jene Vor- 
schrift dagegen dahinfalle, wenn der Eigentümer 
dem Vollzug der Expropriation seine Zustimmung 
freiwillig erteilt. 

Das schweizerische Bundesgericht sah sich in 
einem Falle, wo es sich um obige Frage handelte, 
veranlasst, einen prinzipiellen Entscheid zu fallen. 
Das daherige Urteil hebt unter anderem hervor: 
Die Art. 44 ff. des Bundesgesetzes von 1850 ent- 
halten zwingendes Recht, so dass der Eigentums- 
übergang unbedingt die Bezahlung, resp. Sicher- 
stellung der Entschädigung, voraussetzt .... Die 
Entschädigung haftet nicht bloss dem Eigentümer, 
sondern sie tritt gemäss Art. 43 auch bezüglich 
aller dinglichen Rechte, welche Dritten zustehen, 
an die Stelle des enteigneten Grundstücks, und da- 
mit für die Inhaber solcher dinglicher Rechte keine 
Gefährde bestehe, hat das Gesetz im Interesse des 
Kredits den Bauunternehmer verpflichtet, die Ent- 
schädigungssumme durch Vermittlung der betreffen- 
den Kantonsregierung an den Berechtigten gelangen 
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zu lassen — .... Wie aber die Interessen des 
Kredits den Gesetzgeber bestimmten, die Hinter- 
legung der Entschädigung bei der Regierung anzu- 
ordnen, so ist oflFenbar das gleiche Interesse, resp. 
der Schutz der Realinteressenten massgebend ge- 
wesen, um den Eigentumsübergang an die Bezahlung 
der Entschädigung zu knüpfen. Denn nicht jede 
Zahlung, sondern nur die nach Massgabe des Art. 
43, resp. nach Anweisung der betreffenden Kantons- 
regierung erfolgte Bezahlung bewirkt nach Art. 44 
den Eigentumsübergang. Hienach kann aber keinem 
begründeten Zweifel unterliegen, dass die Bestim- 
mungen des Art. 44 ff. nicht bloss zum Schutze 
des Eigentümers bestehen, so dass derselbe beliebig 
darauf verzichten könnte, sondern der Eigentums- 
übergang im öffentlichen Interesse an die Bezahlung 
der Entschädigung geknüpft ist, und daher die dies- 
falligen Vorschriften auch dem zwingenden öffent- 
lichen Rechte angehören, welches unbedingte An- 
wendung finden muss und durch private Verein- 
barungen nicht abgeändert werden kann^). 

Inbezug auf das rechtliche Verhältniss des Ex- 
propriaten zum Abtretungsobjekt vom Tage des 
Ausspruchs der Expropriation an bis zur Leistung 
der Entschädigung ergibt sich natürlich ein ganz 
anderes Resultat, wenn man den Eigentumsüber- 



1} Entscheidungen V; Urteil v. 10. Mai 1879 i. S. Lienhard 
gegen die Masseyerwaltang der S. N. B. 
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gang mit dem Expropriationserkenntniss selbst ver- 
knüpft, als wenn man denselben erst mit der Be- 
zahlung der Entschädigung eintreten lässt. Dort 
gelangt man für die Zwischenzeit konsequent zur 
Annahme einer Detention ^). Mit dem Augenblick 
des Enteignungsausspruches vollzieht sich in der 
Person des Eigentümers ein Wechsel. An seine 
Stelle tritt der Staat, ein organischer Teil des Staates 
oder ein Privater. Sein Eigentumsrecht schwindet 
durch den staatlichen Akt zur blossen Detention 
zusammen. Sowohl das periculum interitus, als das 
periculum deteriorationis gehen auf den Expro- 
prianten über, dagegen erhält er prinzipiell^) das 
commodum, d. h. alle Früchte, welche die Sache 
vom Augenblick dps Enteignungsausspruches an ge- 
währt. Wird die Entschädigung geleistet, so verliert 
der Expropriat nunmehr einzig noch seine Detention. 
Allein auch wenn man den Eigentumsübergang 
nach dem Vorbild der meisten Gesetze erst mit Be- 
zahlung der Entschädigung eintreten lässt, werden 
dem Expropriaten — wenigstens in einer Reihe 
schweizerischer Gesetze — für die Zwischenzeit ein- 
zelne Befugnisse des Eigentümers entzogen. So ist 
in dem Bundesgesetz von 1850®), sowie in den Ge- 



1) Grünhut, et. a. 0. p. 189. 

^) Tatsächlich werden jedoch die Früchte dem Expropriaten bis 
lEur Leistung der Entschädigung gelassen. 
3) Art. 23. 
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setzen der Kantone Zürich^), Schaffhausen ^), Aar- 
gau ^) und Genf*) die Bestimmung getroffen, dass 
vom Tage der öffentlichen Bekanntmachung des Bau- 
planes an*^), ohne Einwilligung des Bauunternehmers, 
NotföUe vorbehalten, an der äussern Beschaffenheit 
des Abtretungsgegenstandes keine wesentliche und 
mit Bezug auf die rechtlichen Verhältnisse gar keine 
Veränderung vorgenommen werden dürfe. Diese Mo- 
difikation des freien Verfügungsrechts ist freilich 
cum grano salis aufzufassen. Es will damit keines- 
wegs gesagt sein, dass der Eigentümer gar keine 
Veränderungen an dem Grundstück vornehmen dürfe. 
Das Interdikt verfolgt den alleinigen Zweck, solche 
Veränderungen in dem faktischen und rechtlichen 
Zustande des Abtretungsobjekts zu verhindern, durch 
welche die Verpflichtung des Bauunternehmers be- 
züglich der Entschädigung erschwert würde. Alle 
Massnahmen, welche lediglich zur Erhaltung des 
bisherigen Zustandes des Abtretungsobjektes dienen, 
sind durch diese Vorschrift nicht ausgeschlossen, 
vielmehr ist der Eigentümer bis zur Abtretung in 
dem Sinne zur Unterhaltung des Abtretungsgegen- 
standes verpflichtet, dass jede Verschlechterung durch 



1) Ges. V. 1879, § 26. 

2) Ges. V. 1874, § 17. 
8) Ges. V. 1867,* § 30. 

*) Ges. Y. 1887, Art. 128. 

^) Nach dem Bundesges. t. 1850 bei dem ausserordentl. Verfahren 
Tom Tage der liitteiluDg der AbtretuDgsforderung an. 
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Vernachlässigung der Unterhaltung dem Eigentümer 
allein zur Last fallt ^). 

Auch ein Verkauf des Abtretungsgegenstandes 
nach stattgefundener Planauflage wird durch das 
Interdict keineswegs ausgeschlossen ; nur ist der Er- 
werber alsdann an eine neue Schatzungskommission 
zu weisen^). 

§ 15. 

Das Rückerw^erbsrecht des 
Expropriaten. 

Ist nun zwar durch Bezahlung der Entschädi- 
gung Eigentum an den Exproprianten übergegangen, 
so hat dies doch keineswegs die Bedeutung, dass 
nun jeder civilrechtliche Nexus zwischen den Par- 
teien definitiv gelöst sei. Aus dem Wesen der Ex- 
propriation selbst, als eines Mittels zur Verwirk- 
lichung eines bestimmten öffentlichen Zweckes er- 
geben sich gewisse Ansprüche, welche auch nach 
dem Eigentumsübergang der Sache an den Expro- 
prianten zwischen diesem und dem Expropriaten 
noch fortdauern. Jede Expropriation stellt sich als 
eine passive Überlassung der Sache sub modo dar'). 
Der Expropriant erhält zwar das Eigentum der 



1) Entscheidungen III. 353. 

^) Entscheidungen XI. 500; i. S. Heridier geg. Genf. 

8) Thiel, a. a. 0. p. 62. 
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Sache, allein diese ist mit einer öffentlichen Zweck- 
bestimmung belastet. Sie darf nur demjenigen Zwecke 
dienen, für welchen die Expropriation stattfand. Fällt 
diese Bedingung aus, will die Sache zu einem an- 
dern öffentlichen Zweck, oder gar zu Privatzwecken 
verwendet werden, oder erweist sie sich später ganz 
oder teilweise als überflüssig ^), sei es, weil die Un- 
ternehmung in kleinerem Umfang, als ursprünglich 
projektirt war, durchgeführt, oder weil sie ganz auf- 
gegeben wird, so muss dem Expropriaten aus Rück- 
sichten der Gerechtigkeit und Billigkeit das Recht 
gewahrt werden, das abgetretene Recht wieder in 
seine Hand zu bringen. Von selbst versteht sich 
dieses Recht nicht. Es liegt nur in der Natur der 
Sache, dass der Gesetzgeber dasselbe dem Expro- 
priaten nicht vorenthält. Wie weit er es ausdehnen 
und an welche Bedingungen oder Formen er seine 
Ausübung knüpfen will, muss immer Sache gesetz- 
licher Normirung bleiben. Wo diese fehlt, darf ein 
ßückforderungsrecht des Expropriaten positiv-recht- 
lich nicht angenommen werden 0- 

Das Rückerwerbsrecht kann jedoch nur für solche 
Grundstücke geltend gemacht werden, welche laut 
aufgelegten Plänen fär das öffentliche Werk in An- 



1) Vgl. EDtscheidungen I. i. S. Borter geg. Bodelibahn. 

2) König, Ztschr. des bern. Juridtenvereins XL 68. Dagegen 
Meyer a. a. 0. p. 264. 
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Spruch genommen und auf dem Expropriationswege 
erworben worden sind*). Hiebei fallt nicht in Be- 
tracht, dass sich die Parteien schliesslich über den 
Abtretungspreis gütlich verständigt haben ^). Für die 
Anwendbarkeit des Ruckforderungsrechts ist allein 
entscheidend, dass das abgetretene Recht zu einem 
öfiFentlichen Werke bestimmt war, und dieser Nach- 
weis wird sich im einzelöen Falle am besten durch 
die dem Expropriationserkenntniss zu Grunde lie- 
genden Risse und Pläne erbringen lassen* 

Das Rückerwerbsrecht wird ferner dadurch kei- 
neswegs ausgeschlossen, dass die expropriirten Ob- 
jekte statt zu dem ursprünglich projektirten, öffent- 
lichen Unternehmen, zu einem andern öffentlichen 
Werke verwendet werden wollen, für welches die 
Expropriation gleichfalls gesetzlich zulässig ist. An- 
derer Ansicht ist Grünhut. Nach ihm soll das 
Rückforderungsrecht in diesem Falle deshalb aus- 
geschlossen sein, weil für die neue Unternehmung 
doch von neuem expropriirt werden könnte®). Allem 
dieser Grund genügt nicht, um dem Expropriaten 
dieses Recht zu versagen. Der Eigentümer hat sein 
Eigentum nur zu einem bestimmten, in den ver- 



• • • • ce qu^il faut, sagt Daffry de la Monnoye 11. 449, c'est 
que racquisition ait ^t^ command^e par une d6claration reguliere 
d*utilit6 publique. 

2) EntscheiduDgeu XI. 352; i. S. Suter geg. die aargauisch- 
luzemische Seetbalbahngesellschaft. 

8) a. a. 0. p. 166. 
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fassungsmässigen Formen als expropriationsfähig er- 
klärten Zweck abgetreten. Deficirt diese Bedingung, 
unter welcher die Abtretung stattfand, wird dem 
ursprünglichen Expropriationszweck ein anderer, ob- 
schon ebenfalls expropriationsfahiger Zweck substi- 
tuirt, so hat der Eigentümer ein wohlerworbenes 
Recht auf Rückerwerb seines Eigentums. 

Daraus ergibt sich dann als Konsequenz, dass, 
falls das abgetretene Objekt wider den Willen des 
Rückforderungsberechtigten zu einem andern öffent- 
liehen Zweck verwendet werden solly ein neues, 
förmliches Terfahren einzuleiten ist. 

Nicht können dagegen solche Grundstücke zu- 
rückgefordert werden, welche auf dem gewöhnlichen 
"Wege des Kaufs für die Unternehmung erworben 
worden sind, wobei es gleichgiltig ist, dass dieser 
Kauf unter dem Hochdruck einer die Expropriation 
wahrscheinlich nach sich ziehenden Unternehmung 
vom Eigentümer abgeschlossen wurde*). Das Ent- 
scheidende ist hier, dass der Unternehmer im Mo- 
ment des Kaufabschlusses noch keine Zwangsgewalt 
besass und auch für den Eigentümer keine recht- 
liche Abtretungspflicht bestand^). 

Auch auf solche Teile findet das Rückerwerbs- 
recht keine Anwendung, welche dem Exproprianten 



^} Grfinhut, a. a. 0. p. 163; Konig, a. a. 0. p. 70. 
«) König, ibid. 

J. Sieber, das Recht der Expropriation. 12 
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durch den Eigentümer, kraft seiner Befuggniss, in 
gewissen Fällen Übernahme des Ganzen zu ver- 
langen, aufgezwungen wurden. Das Rückforderungs- 
recht setzt eine zwangsweise Entziehung des Ab- 
tretungsgegenstandes voraus. In denjenigen Fällen 
aber, wo der Expropriant über Bedarf zu expro- 
priiren genötigt wird, ist eine Zwangsabtretung nicht 
vorhanden, da die fraglichen Objekte ihm freiwillig 
vom Eigentümer überlassen werden und daher ein 
Rückforderungsrecht bezüglich dieser Objekte aus- 
geschlossen^). Übrigens kann dem Eigentümer, wel- 
cher einen Exproprianten zur Übernahme überflüs- 
siger Restteile zwingt, nicht verborgen bleiben, dass 
der Erwerber solche Teile weiter zu veräussern ge- 
zwungen sein werde. Besteht er dennoch darauf, 
dass der Expropriant diese Teile erwerbe, so gibt 
er damit zur Weiterveräusserung von vorn herein 
seine Zustimmung und verzichtet dadurch auf sein 
Rückforderungsrecht. 

Nicht für alle Fälle ist jedoch dem Expropriaten 
das Rückerwerbsrecht für solche Restteile versagt. 

Die meisten Schriftsteller^) nehmen an, dass 
das Recht des Expropriaten auf Rückerwerb solcher 
Teile dann vorhanden ist, wenn sowohl der expro- 



1) Ullmer, staatsrechtl. Praxis II. 329 f. — Entscheidungen XI. 
352 f. i. S. Suter gegen die aarg.-luzern. Seethalbahngesellschaft. 

^) Grünhut, a. a. 0. p. 164; König, a. a. 0. p. 71 ; Rohland, a. a. 
0. p. 44, 
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priirte, als auch der dem Exproprianten aufge- 
zwungene Teil keine Verwendung für den öffent- 
lichen Zweck gefunden haben. Diese Ansicht ist 
zu billigen. Der Expropriat hatte vom Unternehmer 
nur desshalb Ausdehnung der Abtretung verlangt, 
weil die überbleibenden Teile seiner durch die Ex- 
propriation zerstückelten Realität für ihn so viel 
wie wertlos geworden waren, da sie keine selb- 
ständige Benutzung mehr zuliessen. Daneben hatte 
er mit Grund annehmen müssen, dass die auf dem 
Expropriationswege entzogenen Objekte ihrer Be- 
stimmung auch wirklich zugefürt werden würden. 
Trifft diese Voraussetzung nicht zu und kann er 
daher kraft Gesetz die expropriirte Parzelle zurück- 
fordern, so muss ihm auch das Restgrundstück zu- 
rückgegeben werden, falls der Expropriant dasselbe 
nicht weiter veräussert oder überbaut hat. Denn 
auch an diesem wacht nun durch die Möglichkeit, 
den zwangsweise abgetretenen Teil in seine Hand 
zurück zu bringen, das Interesse wieder auf. 

Indessen bedarf doch dieses Rückforderungs- 
recht des Expropriaten hinsichtlich solcher freiwillig 
überlassener Restteile noch einer nähern Ausführung. 
Wie ist es zu halten, wenn die expropriirte Parzelle 
nur teilweise dem öffentlichen Zweck zugeführt 
wird ? Kann alsdann der Expropriat mit dem Rest 
derselben, welcher ohne Verwendung bleibt, auch die 
dem Exproprianten aufgezwungenen Teile zurück- 
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fordern ? Diese Frage lässt sich nicht absolut, son- 
dern nur nach den Umständen des einzelnen Falles 
entscheiden. Wird von der zwangsweise entzogenen 
Parzelle nur ein kleiner Teil der öffentlichen Be- 
stimmung zugeführt, so muss dem Expropriaten mit 
dem nicht verwendeten Teil derselben, dessen Rück- 
forderung ausser Frage steht, auch der Restteil zu- 
rückgegeben werden, welchen er dem Exproprianten 
aufzwang; denn er hat die totale Übernahme nur 
aus dem Grunde verlangt, weil die Expropriation 
ihm einen zu bedeutenden Teil seines Eigentums 
entzog, als dass der Rest noch eine selbständige 
Benutzung zugelassen hätte. Hätte er aber geahnt, 
dass die angekündigte. Expropriation sich dermassen 
beschränken würde, wie es hierauf geschah, so wäre 
es ihm nie eingefallen, den Unternehmer zur Über- 
nahme des Ganzen zu zwingen. 

Wird dagegen von der zwangsweise entzogenen 
Parzelle der grösste Teil bestimmungsgemäss ver- 
wendet, so dass der Restteil, zu dessen Übernahme 
der Expropriant gezwungen wurde, zusammen mit 
dem unverwendet gebliebenen Teil der expropriirten 
Parzelle für den Expropriaten keinen grösseren Wert 
haben würde, als wenn der öffentliche Zweck die 
expropriirte Parzelle ganz beansprucht haben würde, 
so ist das Rückforderungsrecht ausgeschlossen; denn 
sonst wäre die Rückforderung das Resultat einer 
willkürhchen Willensänderung des Expropriaten, wel- 
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eher einen Zustand wiederherstellen könnte, den 
seine Forderung auf Übernahme des Ganzen doch 
gerade zu beseitigen bezweckte. 

Das Riickforderangsrecht bezieht sich nur auf 
solche Grundstücke, welche nach Ausführung der 
Unternehmung sich als überflüssig herausstellen^), 
oder welche zufolge Nichtausführung derselben ohne 
Verwendung für den öffentlichen Zweck geblieben 
sind^), nicht aber auch auf solche, welche zwar 
bestimmungsgemäss verwendet worden sind, später 
aber aus irgend einem Grunde aufgehört haben, dem 
öffentlichen Zweck zu dienen^). Als Gründe dieser 



1) Eine Aasnahme macht hier das bajr. Ges. von 1837. Nach 
dem Wortlaut des Art. 12 ist eine Rückforderung nur dann zulässig 
wenn nach erfolgter Abtretung das Unternehmen selbst rückgängig 
wird, nicht aber auch dann, wenn nach Ausführung der Unternehmung 
gewisse Objekte entbehrlich werden; vgl. hiezu den Kommentar von 
Hartmann p. 62. 

^) Nach dem Bundesges. y. 1850, Art. 47 ausserdem auch auf 
solche, welche binnen zwei Jahren nach erfolgter Abtretung zu dem 
Abtretungszweck nicht benutzt werden, ohne dass sich hiefür hin- 
reichende Gründe anfuhren lassen. 

*) Louis de Pury in Neuenburg war i. J. 1858 genötigt worden, 
der Eisenbahngesellschaft der Franco-Suisse behufs Erstellung einer 
Dampfpumpe ein Stück seines zwischen See und Strasse gelegenen 
Obstgartens zu überlassen. Zwanzig Jahre darauf schloss die Suisse- 
Occidentale, Nachfolgerin der Franco-Suisse, mit der Soci6t6 des 
,Eaux de la Yille de Neuchfttel einen Vertrag, worin sich letztere 
yerpflichtete, den Bahnhof von Neuenburg mit dem nötigen Wasser 
zu yersorgeo. Infolge dessen kam die alte Dampfpumpe ausser Ge- 
brauch und de Pury verlangte daher Rückleistung des zur einstigen 
Erstellung der Gebäulichkeiten abgetretenen Bodens. Das B.-G. wies 
das Gesuch ab (Entscheidungen Y. 366) mit den Motiven eines frü- 
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Beschränkung lassen sich neben den gewöhnlich 
citirten, dass das Objekt seiner Bestimmung zuge- 
führt worden und damit der Zweck der Expropriation 
erfüllt sei, auch die anführen, dass ein solches Rück- 
forderungsrecht sich mit der Rechtssicherheit und 



heren Falles (Entschei dangen Y. 257 i. S. Unterallmeindkorporation 
von Arth gegen die Hassaverwaltung der Schmalspurbahn Bigi-Ealt- 
bad-Scheideck), von welchen hier Einiges erwähnt werden soll: Für 
die Bejahung der Frage, ob ein Bückforderun gsrecht Platz greife, 
wenn das exproprürte Recht hinterher seinem Zweck, dem es eine Zeit 
lang gedient hat, entfremdet wird, lässt sich anführen einerseits der 
allgemeine Wortlaut des ersten Satzes des Art. 47 .... und ander- 
seits der Umstand, dass eine Expropriation unbedingt nur im öffent- 
lichen Interesse stattfinden darf, .... Fasst man aber Lemma 1 des 
Art. 47 (des Bundesges. v. 1850) in seinem Zusammenhange auf, so 

erscheint doch die Verneinung jener Frage richtiger und 

muss der Auffassung der Vorzug gegeben werden, dass der Art. 47 
überhaupt diejenigen Fälle, wo ein abgetretenes Recht bestimmungs- 
gemäss verwendet worden ist und erst hinterher dieser Bestimmung 
entzogen wird, gar nicht im Auge habe. Auch kann kaum angenom- 
men werden, dass der Gesetzgeber ein solches Rückforderung^recht 
für alle Zukunft habe aufstellen wollen; er hätte, falls demselben 
fragliche Tragweite zukäme, dasselbe im Interesse der Rechtssicher- 
heit dann wenigstens an eine bestimmte Frist gebunden. 

Im amerikanischen Recht gelten zum Teil ganz andere Grund- 
sätze, als die oben angeführten. Nach der dortigen Praxis hat der 
frühere Eigentümer ein Rückerwerbsrecht auch dann, wenn das 
abgetretene Objoct dem öffentlichen Zweck gedient hat, später aber 
demselben wieder entfremdet wird (Mills, § 57). Er verschafft sich 
das abgetretene Recht nötigen Falls zurück durch ein writ of entry. 
Indessen sind die Ansichten über die Frage, ob dem Eigentümer 
sein Eigentum durch die Expropriation ganz verloren gehe oder nichts 
noch schwankend. Laut einer Reihe von Entscheidungen in verschie- 
denen Staaten erwirbt der Expropriant nicht das Eigentum, sondern 
bloss den Gebrauch der Sache (easement): „The owner parts with the 
use onlj; if the public use has ceased, he resumes tbe exdusive 
possession of the ground (Redfield, a. a. 0. 1. p. 268). 
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den praktischen Bedürfnissen schlecht vertragen und 
der Ausübung desselben nach Ausführung des öffent- 
lichen Werkes in der Regel viel bedeutendere fak- 
tische Hindernisse entgegenstehen würden und end- 
lich dasselbe viel eher zu Unbilligkeiten gegen den 
Exproprianten führen könnte, als dies bei Nichtaus- 
führung des öffentlichen Werkes der Fall ist. 

Der Eigentümer wird gut tun, die Unternehmung, 
für die er ein Recht abtreten musste, nicht aus dem 
Auge zu lassen, denn trotz dem oben Gesagten ist 
auch mit dem Moment, wo das abgetretene Objekt 
dem öffentlichen Interesse zu dienen begonnen hat, 
noch nicht jede Möglichkeit ausgeschlossen, wieder 
in den Besitz desselben zu gelangen. Damit das 
Rückforderungsrecht ganz erlösche, muss die Ver- 
wendung der abgetretenen Sache eine definitive 
sein^). Wo sie sich als keine bleibende, sondern 
bloss provisorische herausstellt, kann der Expropriat, 
auch wenn die vorübergehende Verwendung durch 
eine andere, bleibende ersetzt werden soll, von dem 
Recht des Rückerwerbs Gebrauch machen*). 

Neben dem Rückforderuugsrecht begegnet man 
in einer Anzahl von Gesetzgebungen*) noch einem 



U faut qae les terrains aient reQu pendant un temps d^une 
mani^re süffisante et sdrieuse la destination en vue de laquelle ils 
ayaient 6t6 aoquis, pour que le droit de pr^emption ne puisse plus 
dtre exerc6. Daffry de la Monnoye II. 457. 

^) König, a. a. 0. p. 76. 

») Das Vorkaufsrecht des Art. 47, AI. 3 des B.-O. v. 1850 ist, 
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sogen. Vorkaufsrecht, dessen Voraussetzungen von 
denjenigen des Rückforderungsrechts erheblich ab- 
weichen. Gemeinsam ist ihnen das, dass sie beide 
dem Expropriaten die Möglichkeit gewähren, wieder 
in den Besitz der abgetretenen Objekte zu gelangen. 
Dagegen unterscheiden sie sich in dreifacher Be- 
ziehung. Das eventuelle Rückforderungsrecht des 
Expropriaten erlischt, sobald das abgetretene Objekt 
in definitiver Weise dem öflFentlichen Zweck zuge- 
führt worden ist, wogegen das ächte Vorkaufsrecht 
auch dann ausgeübt werden kann, wenn das Objekt 
seine Bestimmung ad usum publicum erhalten hat, 
später aber aufhört, demselben zu dienen. Das 
Rückforderungsrecht setzt voraus, dass das abge- 
tretene Recht für die Unternehmung ohne Verwen- 
dung geblieben ist, sei es, dass die Unternehmung 
gar nicht ausgeführt worden, oder dass sich nach 
der Ausführung ein entbehrlicher Rest ergeben hat, 
beim Vorkaufsrecht kommt es lediglich auf die Ver- 
äusserungsabsicht des Exproprianten an. Endlich 
besteht beim Rückforderungsrecht die Ersatzleistung 
regelmässig in der Rückgabe der empfangenen Ent- 



wie später ausgeführt werden wird, kein achtes Vorkaufsrecht im 
gewöhnlichen Sinne des Wortes. Dasselbe gilt von demjenigen des 
§ 60 des Zürcher Gesetzes v. 1879. Dagegen enthält, mit engem An- 
schluss an die französische Gesetzgebung, ein allgemeines Vorkaufs- 
recht der Art. 56 des freiburger Gesetzes v- 1849; der Art. 23 des 
belgischen Gesetzes v. 1835; der § 57 des preuss. Gesetzes v. 1874; 
endlich auch der Art. 61 des Italien. Gesetzes v. 1865. 
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Schädigungssumme, beim Vorkaufsrecht in dem 
Preise, den ein Dritter geboten, oder zu geben be- 
reit ist^). 

Wem steht nun das Rückforderungs- und Vor- 
kaufsrecht zu? 

Einfach ist die Beantwortung dieser Frage dann, 
wenn ein Besitztum in seiner Totalität expropriirt 
worden ist, sowie, wenn bei einer Partialexpro- 
priation die zurückgebliebenen Restteile in der Hand 
des Expropriaten geblieben sind. In diesen Fällen 
ist selbstverständlich der frühere Eigentümer der 
expropriirten Parzelle zur Rückforderung berechtigt. 
Etwas anderes ist es dagegen, wenn der Exp^'opriat 
nach Lostrennung des Abtretuugsobjekts die resti- 
renden Parzellen an Dritte veräussert. Soll in diesem 
Falle, wenn später die Bedingungen der Rückfor- 
derung eintreten, letztere dem dritten Erwerber, oder 
dem alten Eigentümer zustehen ? Die Gesetzgebun- 
gen beantworten diese Frage noch sehr verschieden^). 



1) König, a. a. 0. p. 72. Robland, a. a. 0. p. ^7, 
^) Naoh dem eidg. Bundesgesetz y. 1850, Art. 47, ist der frühere 
Inhaber des abgetretenen Rechts der Berechtigte. Der strikte Wort- 
laut des Gesetzes schliesst alle Personen, ausser dem ursprünglichen 
Expropriaten und dessen üniversalsuccessoren von der Ausübung des 
Rückforderungsrechtes aus (es sei denn, dass ihnen dieselbe aus- 
drücklich vom ursprünglichen Eigentümer übertragen warde). Das- 
selbe gilt vom Zürcher Gesetz v. 1879, §§ 58 und 60; schaffhauser 
Ges. V. 1874, Art, 26; aar gauer Ges. v. 1867, § 53. — Dagegen nennt 
das herner Ges. v. 1868, § 49 als Berechtigte den frühem Inhaber, 
oder seine Rechtsnachfolger, worunter auch die Singularsuccessoren 
fallen; dasselbe bestimmt auch das freihruger Ges. t. 1849, § 55: 



— 186 — 

Von den Schriftstellern erklären sich die meisten 
zu Gunsten des dinglichen Rückforderungsrechts ^). 
So sagt z. B. DafiFry de la Monnoye, den Art. 60 
des französischen Gesetzes von 1841 erläuternd: 
L'un des motifs de la disposition de Farticle 60 a 
et6 de ne pas morceler inutilemelnt la propriete. On 
doit supposer que l'ancien propri6taire, en vendant 
la portion restante de la parcelle expropriöe, a en- 
tendu transporter k son c6dant le droit eventuel 
de rachat qu'ouvrirait l'inexöcution des travaux. Le 
mot „ayants droit" de l'art 60 s'applique ä l'acque- 
reur aussi bien qu'ä Thöritier de Texpropri^ (II. 456). 

Wenn das Rückforderungsrecht dem früheren 
Eigentümer des abgetretenen Rechts allein zustände, 
so bliebe in bestimmten Fällen die Absicht, welche 
den Gesetzgeber bei der Aufstellung solcher Rück- 
forderungsbestimmungen leitete, vollständig uner- 
reicht. Diese Absicht geht, wie dies namentlich 
auch Grünhut ausführt, dahin, die Wiedervereinigung 



Si les terrains acquis ponr les travaux d'utilit^ publique ne re^^oiyent 
pas cette destination les anciens propriStaires ou leurs ayanis droit 
peuvent en demander la remise; von ausländischen Gesetzen das 
französische v. 1841, Art. 60, das belgische v. 1835, Art. 23; das 
preussische v. 1874, § 57; das italienische v. 1865, Art. 60 („gli es- 
propriati o gli aventi ragione da essi^). — Dagegen beschrankt das 
bayrische Ges. v. 1837, Art. 12 das Rückforderungsrecht auf den 
„entwehrten^ Eigentümer. 

^) Grünhut, a. a. 0. p. 167 ; Del Marmol in s. Erläuterung des 
Art. 23 des belg. Ges. v. 1835; Martine in denjenigen zu Art. 60 des 
ital. Ges. v. 1865. 
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der übergebliebenen Parzelle mit der Stammrealität, 
Ton welcher sie abgetrennt worden war, zu beför- 
dern. Es stehen dabei vor allem auch wirtschaftliche 
Interessen in Frage. Die zurückgebliebenen Par- 
zellen sind oft nur nach Rückerwerbung der durch 
Expropriation abgetrennten Hauptteüe wieder zu ei- 
ner ordentlichen Bewirtschaftung tauglich. Übrigens 
könnte es leicht geschehen, dass der ursprüngliche 
Eigentümer des Restgrundstücks, falls er allein der 
Berechtigte ist, von seinem Rückforderungsrecht nur 
aus dem Grunde Gebrauch machte, um das zurück- 
erworbene Objekt mit hohem Gewinn gegen den 
dermaligen Eigentümer der Restteile wieder loszu- 
schlagen. Unter solchen Umständen erscheint es 
als das Zweckmässigste, das Rückförderungsrecht 
nicht mit der Person des ursprünglichen Eigentümers, 
sondern mit der Stammrealität zu verknüpfen. 

Dritten Personen, welche dingliche, durch die 
Expropriation beseitigte Rechte an dem Abtretungs- 
gegenstand besassen, steht ein Rückforderungsrecht 
nicht zu. Noch mehr, durch den Rückerwerb leben 
solche durch die Expropriation erloschene Rechte 
nicht wieder auf^). Ihre Wiederbelebung wäre für 
die Beteiligten selbst kaum vorteilhaft;, da sie die- 
selben erst nach Rückleistung der empfangenen Ent- 
schädigung ausüben könnten. 



1) Grünhut, p. 167. Del Marmol IL 39. 
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Das Rückforderungsrecht wird von Rohland, ge- 
stützt, wie es scheint, auf die hiegegen anlässlieh 
der Beratung des preussischen Gesetzes im Abge- 
ordnetenhause vorgebrachten Gründe, in seiner 
Schrift*) angefochten. „Ist ein ganzes Grundstück 
enteignet worden*', führt er aus, „so bringt die Gel- 
tendmachung des Rückerwerbsrechts zwar keine 
wirtschaftlichen Nachteile mit sich, der Enteignete 
hat aber kein besonders legislativ zu berücksich- 
tigendes, vermögensrechtliches Interesse, das Grund- 
stück wieder zu erlangen, da er ja das volle Äqui- 
valent für dasselbe erhalten hat Er kann vielmehr 
nur ein persönliches, ein Affektionsinteresse haben 
und auch dieses mag nur in seltenen Fällen vor- 
handen sein. Es erscheint daher nicht als ein be- 
sonderer Nachteil für ihn, wenn man ihm das Recht 
der Rückforderung versagt. Dazu kommen die gros- 
sen Schwierigkeiten in der Praxis, welche die Fest- 
stellung sowohl des Vorhandenseins der Voraus- 
setzungen für die Geltendmachung des Rückforde- 
rungsrechts, als auch der Höhe der zu zahlenden 
Vergütung verursacht". 

Allein diese Gründe können vor einer unbe- 
fangenen Würdigung der Verhältnisse nicht bestehen. 
Zunächst beruht es auf einer vollständigen Ver- 
kennung des Wesens der Expropriation , wenn be- 

J) p. 47, 48. 
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hauptet wird, dass dem Expropriaten das Rückfor- 
derungsrecht deshalb fuglich versagt werden könne, 
weil durch die Leistung des Äquivalents das ver- 
mögensrechtliche Interesse befriedigt und damit dem 
Expropriaten volle Genüge geschehen sei. Mit der 
Leistung des Äquivalents ist der Expropriant noch 
nicht jeder weiteren Verpflichtung ledig. Ein zweites 
Erforderniss der Expropriation neben der Leistung 
des Äquivalents ist das, dass das Objekt seiner öf- 
fentlichen Bestimmung zugeführt werde. Trifft dieses 
nicht zu, so fallen damit auch jene Voraussetzungen 
dahin, unter welchen allein der Eigentümer zur Ab- 
tretung gehalten war und ergibt sich hieraus als 
ganz natürliche und notwendige Folge das Recht des 
Rückerwerbs. Dass Schwierigkeiten in der Praxis, 
langjährige Prozesse niemals genügen, um Jeman- 
dem ein unzweifelhaftes Recht zu entziehen, bedarf 
keiner weiteren Begründung. 

Die Frage, was vom Expropriaten als Preis für 
das zurückerlangte Grundstück zu bezahlen sei, 
lässt sich natürlich am einfachsten beantworten, 
wenn letzteres seinen früheren Zustand nicht ge- 
ändert, also weder eine Werterhöhung noch Wert- 
minderung erlitten hat. Die Parteien haben alsdann 
die Expropriationsprozedur einfach in umgekehrter 
Richtung durchzumachen. Expropriat muss die Ent- 
schädigung, die er erhalten, zurückzahlen^), und 



Bundesgesetz v. 1850, Art. 47, AI. 1; Zürcher Ges. v. 1879, 
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Expropriant gibt das Grundstück unverändert zurück. 
Komplicirter ist die Sache dann, wenn das expro- 
priirte Grundstück inzwischen Veränderungen durch- 
gemacht hat. Diese sind zwar oft ohne Einfluss auf 
den Preis, indessen wird denselben doch von vielen 
Gesetzgebungen in bestimmten Fällen eine den Preis 
erhöhende, oder mindernde Wirkung beigelegt. Ihrer 
Natur nach zerfallen sie in solche, welche als eine 
Folge der Expropriation erscheinen, wie z. B. die 
Zerstörung des Graswuchses bei einem ländlichen 
Grundstück, das Abhauen von Bäumen, das Bauen 
von Scheunen etc. Alle Veränderungen dieser Art 
beeinflussen den Preis, denn sie sind Resultate der 
Tätigkeit des Unternehmers. Sie wären nicht ein- 
getreten, wenn das Grundstück beim Eigentümer 
geblieben wäre. Daher hat der zurückfordernde 
Eigentümer, wenn die Veränderung in einer Wert- 
minderung besteht, nicht die volle erhaltene Ent- 
schädigung, sondern nur den gegenwärtigen Wert des 
Objekts zurückzuzahlen. Besteht die Veränderung 
in einer Werterhöhung, so müssen mit der Ent- 
schädigung auch die daherigen Verwendungen er- 
stattet werden*). Die Gesetzgebungen weichen 



§ 58, AI. 1; bemer Ges. v. 1868, § 49; aargauer Ges. y. 1867, § 53, 
AI. 1 ; schaffhauser Ges. v. 1874, Art. 26, AI. 1. — Bayr. Ges. v. 1837, 
Art. 12, AI. 4. Nach dem belg. Ges. y. 1885, Art. 23, AI. 3 steht es 
dem Eigentümer frei, die erhaltene Entschädigung zurück zu zahlen, 
oder den Wert der Objekte gerichtlich feststellen zu lassen. 

^) Bundesgesetz Yon 1850, Art. 47, AI. 2; Zürcher Ges. y. 1879, 
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jedoch in diesem Punkte erheblich von einander 
ab. Viele begnügen sich, ohne zu unterscheiden, 
ob das Objekt in den Händen des Exproprianten 
mehr, oder minderwertig geworden ist, mit der 
Vorschrift, dass der Expropriat die erhaltene Ent- 
schädigungssumme zurückzuzahlen habe^), was aber 
offenbar eine Berücksichtigung von Meliorationen 
und Deteriorationen nicht ausschliesst, oder sie 
bestimmen, dass die mangels gütlicher Verständigung 
gerichtlich festzustellende Entschädigung über die 
ursprünglich vom Exproprianten gezahlte Summe 
nicht hinausgehen dürfe ^). 

Den Kern der Sache in Bezug auf Wert- 
erhöhungen trifft wohl Meyer ^). Nur diejenigen 
Werterhöhungen muss sich der Expropriat auf den 
Preis anrechnen lassen, welche speziell für ihn die 
Sache brauchbarer machen, nicht dagegen ander- 
weite, die speziell filr ihn den Wert der Sache 
nicht erhöhen. Für letztere hat der Expropriant 
nur ein jus toUendi. 

Vollständig einflusslos auf den Preis sind solche 
mit der Sache vorgegangenen Veränderungen, welche 
dieselbe auch ohne die Expropriation getroffen hätten. 



§ 59; aargauer Ges. v. 1867, § 53; schaffhauser Ges. y. 1874, Art. 26, 
AI. 2. — Ital. Ges. v. 1865, Art. 60, AI. 3. 

1) Bemer Ges. v. 1868, § 49. Bayr. Ges. v. 1837, Art. 12, AI. 4. 

2) Freiburger Ges. v. 1849, Art. 55, AI. 3. — Französisches Ges. 
V. 1841, Art. 60, AI. 2; belgisches Ges. v. 1835, Art. 23, AI. 3. 

«) a. a. 0. p. 269. 
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Spezielle Erwähnung verdient eine in Art. 47 
AI. 3 des schweizerischen Bundesgesetzes von 1850 
getroffene Bestimmung: „Wenn das abgetretene 
Rechte heisst es dort, „um einen niedrigeren Betrag, 
als denjenigen, der für die Abtretung bezahlten 
Entschädigungssumme von dem Bauunternehmer 
veräussert werden will, so ist derjenige, welcher 
es abtreten musste, befugt, die Rückerstattung des 
Rechts gegen Bezahlung jenes Betrages, für welchen 
die Veräusserung beabsichtigt wird, zu verlangen"*). 
Nach der bundesgerichtlichen Praxis enthält dieses 
Alinea keineswegs ein reines, allgemeines Yorkaufs- 
recht, wie es z. B. der § 57 des preussischen 
Gesetzes von 1874 aufstellt. Sein Sinn geht viel- 
mehr lediglich dahin, den zurückfordernden Expro- 
priaten in gewissen Fällen von der in Alinea 1 vor- 
geschriebenen Pflicht, die erhaltene Entschädigungs- 
summe zurückzuerstatten, zu befreien. Wenn nämlich 
der Expropriant das expropriirte Objekt unter dem 
von ihm gezahlten Preise veräussem will, so soll 
der Expropriat die Rückerstattung des Objekts auch 
um diesen geringeren Preis und nicht nur gegen 
die erhaltene Entschädigungssumme fordern können. 
Dabei müssen freilich die in Alinea 1 aufgeführten 
Yoraussetzungen vorhanden sein, so dass also von 
diesem unächten Yorkaufsrecht dann kein Gebrauch 



Dieselbe Bestimmung findet sich wörtlich im Zürcher ChesetE 
V. 1879, § 60. 
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gemacht werden kann, wenn das Objekt, das ver- 
äussert werden will, seine Bestimmung ad usum 
publicum schon erhalten, später aber aufgehört hat 
demselben zu dienen^). — 

Anstände welche sich aus dem Rückerwerbs- 
recht namentlich hinsichtlich der Höhe der zu 
zahlenden Entschädigungssumme ergeben, werden 
durch die Verwaltungsbehörde, die Gerichte ^), eine 
Jury'), oder durch Schiedsgerichte'*) entschieden. 

Endlich wird die Ausübung des Rückforderungs- 
und Vorkaufsrechts von den meisten Gesetzgebungen 
zweckmässig an eine längere oder kürzere Frist 
gebunden^). — 



1) Entscheidungen V. 255, 256. 

2) Bundesges. v. 1850, Art. 47, AI. 4; Zürcher Ges; v. 1879, § 61 ; 
aargauer Ges. v. 1867, § 53, AI. 3, hier entscheidet in erster Instanz 
die Schätzungskommission, letztinstanzlich das Obergericht; schaff- 
hauser Ges. v. 1874, Art. 26, AI. 4; freiburger Ges. v. 1849, Art. 55, 
AI. 2. — Italien. Ges. v. 1865, Art. 60, AI. 2; belgisches Ges. v. 1835, 
Art. 23, AI. 3. 

^) Franzosisches Ges. v. 1841, Art. 60, AI. 2. 

*) Englische Lands Clauses Consolidation Act, 8 Vict o. 18, 
sect. 130. , 

*) Keine Fristen enthalten das Bundesges. v. 1850; das Zürcher 
Ges. V. 1879; das berner Ges. v. 1868; das aargauer Ges. v. 1867; 
nach dem schaffhauser Ges. v. 1874, Art. 26, AI. 3, kann dem früheren 
Inhaber auf Verlangen des Bauunternehmers eine gerichtliche Frist 
zur Abgabe einer Erklärung über die Geltendmachung seiner be- 
züglichen Bechte augesetzt werden, mit dem Androhen, dass sonst 
Verzicht auf diese Bechte angenommen werde; nach ^Qm. freiburger 
Ges. V. 1849, Art. 56, macht die Verwaltungsbehörde diejenigen Ob- 
jekte, die sie wieder zu veräussern im Falle ist, öffentlich bekannt. 
Binnen acht Tagen (nach dem franz. Ges. v. 1841, Art. 61, binnen 

J, Sieber, das Recht der Expropriation. 13 
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3 Monaten, im Übrigen volle Übereinstimmung mit dem freiburger 
Ges. ; gleiche Frist im belgischen Ges. y. 1835, Art. 23) von dieser 
Publikation an gerechnet haben die alten Eigentumer, welche die 
fraglichen Objekte zurQckerwerben wollen, dies zu erklären und dann 
binnen Monatsfrist von der gütlichen oder richterlichen Feststellung 
der Entschädigung an gerechnet, den Buckkaufkontrakt abzuschliessen 
und die Entschädigung zu bezahlen, bei Yerlust ihrer Rechte. — 
Nach dem preussischen Gesetz y. 1874, § 57, AI. 3, muss der Expro- 
priant die Yeräusserungsabsicht und den angebotenen Kaufpreis dem 
berechtigten Eigentümer anzeigen, welcher sich über sein Yorkau£B- 
recht, bei Yerlust desselben, binnen zwei Monaten erklären muss. — 
Die Bestimmungen des itaL Ges. v. 1865, Art. 61, sind eine genaue 
Beproduktion des Art. 61 des franz. Ges. y. 1841. — Für das engl. 
Becht sind massgebend die sect. 127, 128 und 129, 8, Yict. c. 18, 
der Lands Clauses Consolidation Act v. 1845. Danach muss der 
Unternehmer, welcher Land auf dem Expropriationswege erworben 
hat, binnen dem in dem speziellen Gesetz für die YoUendung der 
Arbeiten festgesetzten Zeitpunkte, alles überflüssige Land Yerkaufen. 
Das nach Ablauf jener Periode unverkauft gebliebene Land fallt in 
das Eigentum der anstossenden Grundbesitzer und zwar nach Yer- 
bältniss ihrer Grundstücke. Bevor aber der Unternehmer über das 
überflüssige Land verfügt, soll er dasselbe den Bückerwerbsberechtig- 
ten zum Kaufe anbieten. Gehen diese darauf nicht ein, oder sind sie 
unauffindbar, so soll dasselbe Angebot den unmittelbaren Anstössem 
gemacht werden und zwar in der vom Exproprianten beliebten Beihen- 
folge. Diese Personen haben dann binnen sechs Wochen ihre daheri- 
gen Absichten zu erklären, bei Yerlust ihrer Bechte. 
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IL Von der Entschädigung. 

§ 16. 

Prinzip der Entschädigung. 

Eine notwendige Konsequenz der Entziehung 
und Beschränkung des Eigentums durch die Expro- 
priation besteht nun darin, dass der betroffene Eigen- 
tümer vom Exproprianten vollständigen Ersatz aller 
Yermögensnachteile verlangen kann, welche aus der 
Expropriation entsprungen sind. Dieses Entschädi- 
gungsrecht ist ein unmittelbarer Ausfluss des Eigen- 
tums und seiner Natur nach so selbstverständlich, 
dass es dem Eigentümer selbst datin zustehen müsste, 
wenn die positive Gesetzgebung keine derartigen Ga- 
rantien enthielte^). 

Nur das Recht darf sich der Staat im öffent- 
lichen Interesse beilegen, die Substanz einer Sache, 
ohne welche eine Unternehmung nicht ausgeführt 
werden kann, sich im Zwangswege anzueignen, oder 
an Dritte zu übertragen. Anders verhält es sich da- 



*) Redfield sagt hierüber I. 247: The duty to make compen- 
sation for property, taken for public use, is regarded as founded 
in the fundamental principles of natural right and justice and as 
lying at the basis of all wise and just goyemment, independent of 
all written constitutions or positiv law. — The moral sense of 
mankind requires such compensation, Mills § 2. 
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gegen mit dem Wert der Sache. Während die Sache 
selbst notwendig für die Unternehmung gebraucht 
wird, bedarf es dagegen ihres Wertes zu derselben 
nicht. Nur hinsichtlich der Sache ist er zur Expro- 
priation legitimirt. Sie allein ist wegen ihrer Lage, 
BeschafiFenheit etc. zu dem öffentlichen Werk er- 
forderlich. Dahingegen steht ihr Wert niemals in 
feindlichem Antagonismus zu der allgemeinen Ent- 
wicklung^). Aus diesen Gründen ist dem Eigen- 
tümer vom jeweiligen Exproprianten, sei dieser nun 
der Staat, eine Erwerbsgesellschaft, oder ein ein- 
zelner Privatmann, der volle Wert der Sache zu 
bezahlen. Dieser volle Wert besteht, kurz ausge- 
drückt, in der Differenz zwischen dem Zustand des 
Vermögens vor und nach der Expropriation^). 

Was die einzelnen Gesetzgebungen betrifft, so 
begnügen sich die wenigsten mit der lediglichen 
Aufstellung des Prinzips der vollen Entschädigung; 
die meisten enthalten zweckmässig eine Aufzählung 
der einzelnen Schadenskategorien, d. h. der Gesichts- 
punkte, worauf es bei Ermittlung der Entschädigung 
ankommen soll. 



Häberlin, a. a. 0. p. 180. Grünhut, a. a. 0. p. 97. 

2) So sagt auch Mills ganz wörtlich : The compensation allowed 
should be equivalent to the difference in yalue of the property 
before and after the improvement (§ 159). 
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§ 17. 

Die Entschädigung des Eigentümers. 

I. Inhalt und Form der Entschädigung. 

Die Entschädigung des Eigentümers setzt sich 
aus zwei verschiedenen Faktoren zusammen. Einmal 
aus dem Kaufwert, den die expropriirte Sache nach 
der allgemeinen Schätzung für Jedermann hat, so- 
dann aus der Vergütung für andere etwaige Schäden, 
welche aus der Expropriation hervorgehen können^). 

Den gemeinen Kaufwert des Abtretungsobjekts 
können verschiedene Momente beeinflussen. Es sind 
dabei zu berücksichtigen die Ertragsfähigkeit, die 
Lageverhältnisse, die Zugehörigkeit eines Gartens 
zu einem Hause, die Arrondirung und hiedurch be- 
dingte Leichtigkeit der Bewirtschaftung, die Nähe 
von Absatzquellen; umgekehrt wieder die grosse 
Entfernung von bevölkerten Centren, die drückende 
Konkurrenz von andern Gasthäusern bei einem sol- 
chen*), die Nähe von ungesunden und lästigen 
Etablissements (z, B. einer Gerberei, einer Guano- 
fabrik), Feuers- und Überschwemmungsgefahr etc. ). 



1) Das Bandesges. y. 1850 schreibt in Art 9 lediglich Ersatz 
aller Vermögensnachteile yor, ohne auf die einzelnen Schadensele- 
mente näher einzutreten, während die kantonalen Gesetze mehr 
detailliren. 

^) Hartmann, a. a. 0. p. 86. 

^) Grünhut, a. a. 0. p. 100; Rohland, a. a. 0. p. 65. 



Dagegen ist für den gemeinen "Wert nicht mass- 
gebend der Preis, um welchen der Abtretungspflich- 
tige das abzutretende Objekt erworben hat'). Letz- 
terer hat deSüT möglicherweise einen weit über den 
wirkUchen Wert hinausgehenden Preis bezahlt, wel- 
chen man ohne Ungerechtigkeit gegen den Unter- 
nehmer der Schätzung nicht zu Grunde legen könnte. 
Dafür darf deinn aber auch der von dem Expro- 
priaten bezahlte, unter dem wahren Wert zurück- 
gebliebene Preis als Massstab für die Schätzung 
nicht genommen werden, sondern es ist derselben 
jederzeit der toUc Verkehrswert ^), der allgemeine, 
■wahre Wert nach Kauf und Lauf') zu Grunde zu 
legen. 

Nicht fallen ferner bei der Schätzung zu expro- 
priirender Gebäulichkeiten die auf dieselben verwen- 
deten BauBummen in Betracht, da nach Lage und 
Yerhältnissen der Eine mit geringeren Kosten zu 
erstellen im Falle ist, wofür der Ändere eines grös- 
seren Aufwandes bedarf; vielmehr hat auch hier die 
Schätzung ausschliesslich den reellen Wert der Ge- 
bäude zur Zeit ihrer Abtretung in's Auge zu fassen *). 

') EvideDce as to what the owner poid for the land is immateriat 
and irreleTant, Mills § 170. 

*J Züroher Ges. t. 1879. § 13. 

») Luzerner Ges. t. 1830, § 6. — Ges. v. Obwftlden v. 1877. 
Art. 75. — Ges. V. Basel-Stadt, v. 1837, §7.— Ges. v. Baselland 
V. 1627 (über Ablretnng y. Liegenschaften za Landstrassen n. Ver- 
bindungswegen Art. 7. — Aargauer Ges. v. 1867, § 17. 

*) Ullmer I. 412. 
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Nicht ausschlaggebend ist bei Ermittlung des 
Yerkaufswertes endlich der Preis, der beim Verkauf 
benachbarter, ähnUcher Grundstücke erzielt worden 
ist, denn es kann der Preis bei solchen Verkäufen 
aus den verschiedensten, fiir die' Expropriation ganz 
unmassgeblichen Ursachen entsprungen sein; er 
kann beispielsweise in der Not des Verkäufers, 
oder der besonderen Vorliebe des Erwerbers seinen 
Grund gehabt haben. 

Dagegen ist dem Expropriaten der Nachweis zu 
gewähren, dass der Unternehmer für benachbarte, 
gleichwertige Grundstücke einen höheren Preis be- 
zahlt habe, als den durch die Schätzung festge- 
stellten. Immerhin ist jedoch hier die Voraussetzung 
die, dass die fraglichen Grundstücke wirklich gleich- 
wertig, sowie dass sie ähnlich oder gleich gelegen 
seien, und dass der Verkauf unmittelbar, oder kurz 
zuvor stattgefunden habe. Bereits vor Jahren ab- 
geschlossene Verkäufe wird man als zeitlich zu ent- 
legen von jeder Bedeutung für die Höhe der Ent- 
schädigung ausschliessen müssen. Auch kann der 
Expropriant, um den Preis der Abtretungsobjekte 
herabzudrücken, sich nicht auf den Umstand berufen, 
dass bei einer früheren, gegenüber dem gleichen 
Grundstück durchgeführten Expropriation ein ge- 
ringerer Preis gezahlt worden sei, da die Güterpreise 
inzwischen gestiegen sein können 0- 

»J Ullmer IL 986. 
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Ist bei der Berechnung des Verkaufswertes auch 
der Wert der besonderen Yorliebe, das pretium 
afifectionis und der Annehmlichkeitswert in's Auge 
zufassen? Oberstes Entschädigungspriüzip ist: Je- 
der wirkliche Schade, den der Expropriat infolge 
der Expropriation erleidet, muss ersetzt werden. Die 
Lösung obiger Frage hängt somit von der Entschei- 
dung der Vorfrage ab: Sind Annehmlichkeitswert 
und Affektionswert in Geld taxirbar? Dies ist nun 
zunächst ohne Zweifel beim Annehmlichkeitswerte 
der Fall. Dieser ist kein imaginärer, bloss in der 
Phantasie des Eigentümers existirender Wert. Die 
Anlagen, die Jemand zu seinem Vergnügen erstellt, 
oder erworben hat, wie z. B. Teiche, Wasserkünste, 
Anpflanzungen, Phantasiegebäude, Fischerei, Jagd, 
ja sogar der Umstand, dass sich historische Erin- 
nerungen an ein Grundstück knüpfen ^) — alle diese 
Dinge haben einen reellen, den Kaufwert der Sache 
erhöhenden Wert und sind deshalb bei der Schätzung 
zu berücksichtigen^*). 

Regelmässig werden auch die schöne Aussicht, 
die liebliche Lage an einem See als Momente be- 
trachtet, welche erhöhend auf den Kaufwert wirken 



*) Del Marmol II. p. 152. — Grünhut, a. a. 0. p. 101. — Meyer, 
a. a. 0. p. 281. — ^a) So sagt auch Mills: Land is not merely to 
be considered as a source of income, but as tbe sabject of expensive 
embellishment and subservient to the enjoyment and recreation of 
the proprietor. 



^^ '-" ^' ' -"' • -t*-.a« « M-m ii . i< .^^ ^v .-.>.., ^^... >a;>. __ ■ - ---■' ♦ -•-- • -•'•^ - .-■^--^^'> 
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— mit Recht, denn der Eigentümer würde sieh diese 
Vorzüge bei freiwilligem Verkauf seines Grundstücks 
gewiss auch bezahlen lassen. Doch lässt es sich 
wiederum ganz rechtfertigen, wenn die schöne Aus- 
sicht bei landwirtschaftlichem Güterbetriebe nicht 
berücksichtigt wird^). 

Ausser Betracht für den Verkaufswert fällt da- 
gegen der Affektionswert ^). Dieser ist ein bloss ein- 
gebildeter Wert, welcher einer objektiven Schätzung 
in Geld ganz unfähig ist. Man hat zwar von einer 
Seite*) die Möglichkeit einer solchen Schätzung be- 
haupten wollen, gestützt darauf, dass die Beispiele 
täglich wiederkehren, wo moralische Schädigungen*) 
(pr6judice moral) von den Gerichten in klingender 
Münze geschätzt werden. Allein das angeführte Bei- 
spiel passt nur scheinbar hieher; im Grunde be- 
weist es gar nichts. Nicht dazu ist der Richter 
da, um auf eine, der sehr veränderlichen Empfind- 
lichkeit des Verletzten angepasste Entschädigung zu 
erkennen; seine Aufgabe besteht vielmehr darin, 
nach vorangegangener Würdigung der sozialen Stel- 
lung der Parteien, der Schwere des Delicts und der 
möglichen Folgen eine entsprechende Reaktion gegen 
den Verletzer eintreten zu lassen. 



1) UUmer I. 449. 

^) Vgl. Entscheidungen VI. 618, i. S. Benzinger c. Gotthardbahn. 
8) Olin e£ Picard. Vgl. die Ausführungen von Del Marmol II. 138. 
*) Z. B. durch Verleumdung. 
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G^anz gleich verhält es sich bei der Ermittlung 
des Verkaufswertes eines Grundstücks. Nicht auf 
die schwankende subjektive, sondern auf die all- 
gemeine objektive Wertschätzung des Grund und 
Bodens kommt es an. 

Was die Gesetzgebung betriflft, so findet sich 
weder im Bundesgesetz von 1850, noch in irgend 
einem kantonalen Gesetz eine Vorschrift hinsichtlich 
des Annehmlichkeits- und AfiFektions wertes. Da- 
gegen wird aber doch in Würdigung des Schmerzes, 
der mit der Abtretung hochgehaltener Eigentums- 
objekte, trotz voller Entschädigung vielfach verbun- 
den ist, von sechs kantonalen Gesetzen dem Eigen- 
tümer noch ein Zuschlag über den festgestellten 
Verkehrswert des Objektes hinaus gewährt, regel- 
mässig mit der Bemerkung: „Für die Unfreiwilüg- 
keit der Abtretung." So gewähren Zürich^) und 
Aargau ^) einen Zuschlag von höchstens 20®/o des 
Verkehrswertes , Glarus *) einen „entsprechenden*' 
Zuschlag, Wallis*) für Grundstücke jeder Art ein 
Vierteil und für ein bewohntes oder bewohnbares 
Haus ein Dritteil über den Verkehrswert hinaus, 
Neuenbürg^) einen Zuschlag von 50 ^/o. Am wei- 



1) Gesetz von 1879, § 13. — 

2) Gesetz von 1867, § 17. — 

3j Gesetz über die Abtretung von Wasserquellen für öffentliche 
Brunnen v. 1881, § 7. — 

4) Ges. V. 1828 Art. 2. 

^) Loi concernant Texercice du droit regalien sur les mines 
d^asphalte Art. 9. 
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testen geht Luzern^), wo bei Abtretungen an 
Partikulare immer das Zwei- bis Yierfache des 
ausgemittelten Wertes bezahlt werden muss^), wo- 
mit ohne Zweifel in gutgemeintem Eifer für den 
Schutz des Eigentümers viel zu weit gegangen ist. 

Von ausländischen Gesetzen schreiben Berück- 
sichtigung des Affektionswertes vor: das belgische 
Gesetz von 1837^), ferner das nun aufgehobene 
Gesetz von Parma von 1821^). 

!Mit der Wertschätzung des abgetretenen Objekts 
für sich ist aber, wie anfangs schon bemerkt, dem 
Eigentümer noch keineswegs genug geschehen. Da- 
mit die Entschädigung nach Yorschrift der Gesetze 
im eigentlichen Sinne eine volle sei, muss das Ab- 
tretungsobjekt nicht nur für sich allein, sondern in 
seiner Verbindung mit dem übrigen Vermögen des 
Abtretungspflichtigen und in seiner Beziehung zu 
den besondern Verhältnissen desselben aufgefasst 
werden. Es kommen also als wichtige Elemente der 
Entschädigung ferner in Betracht: 

1. Der Grundschade, welcher bei Partialexpro- 
priationen dem zurückbleibenden Grundbesitze aus 

1) Gesetz von 1830, § 11. 

*) Naoh einem Gesetz betreifend Strassenwesen v. 1864 muss 
för den zu einem Privatweg erforderlichen Boden der ein- bis zwei- 
fache Wert nebst allfalligen Inkonvenienzen vergütet werden. 

^) Art. 12: Lorsque les biens ou leurs dependances seront 
occup^s par leurs proprietaires, les tribunaux pourront prendre cette 
circonstance en consid6ration pour la fixation des indemnitj^s. 

*) Art. 253. 
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der Zerstückelung erwächst^). Es ist eine häufige 
Erscheinung; dass landwirtschaftliche Güter nur dann 
nutzbringend betrieben werden können, wenn ihr Ge- 
biet ungeschmälert erhalten bleibt. In der Art ihrer 
Benutzung, d. h. ihrem wirtschaftüchen Zusammen- 
hang, liegt ein wesentlicher Mehrwert. Kommt es 
zur Partialexpropriation, so ist die dem Eigentümer 
verbleibende Parzelle meist fiir sich allein weniger 
wert, als das, was sie als Teil des Ganzen wert war. 
Es kann dieser Minderwert die Folge sein von Kom- 
munikationserschwerungen ^), oder davon, dass durch 
die Expropriation die Restgrundstücke so verkleinert 
worden sind, dass ihre bisherige Benutzungsart aus- 
geschlossen, oder doch bedeutend umständlicher und 
kostspieliger geworden ist^). Ferner ist dahin zu 



Zürcher Ges. v. 1879, § 18, a; luzemer Ges. v. 1830, § 6; 
schwyzer Gesetz v. 1871, § 3 ; auch Vollziehungs-Verordnung § 1 ; urner 
Ges. V. 1862, Art. 6; obwaldner Ges. v. 1877, Art. 75; bürgeri. 
Gesetzbuch v. Glarus § 24; freiburger Gesetz v. 1849, Art. 32, d; 
aargauer Ges. v. 1867, § 17, a; thurgauer Gesetz v. 1860, § 5, b; tessiner 
Ges. V. 1846, Art. 11; neuenburger Ges. v. 1874, Art. 2 AI. 3. — 
Preuss. Ges. v. 1874, § 8; bayr. Ges. v. 1837, Art. 5, 2 b. 

^) Die Unannehmlichkeit, welche bei Entzweischneidung eines 
Güterkompiexes durch eine Eisenbahn dem Eigentümer aus dem 
Umstände erwächst, dass die Bahnübergänge, welche die Verbindung 
zwischen seinen Realitäten vermitteln, zeitweise gesperrt werden, 
wird vom Bundesgericht regelmässig nicht berücksichtigt mit der 
Begründung, dass die Absperrung täglich nicht über eine Stunde 
dauert und die einzelnen Zeitpunkte derselben den Expropriaten 
genau bekannt sind, so dass sie sich leicht darnach richten können; 
Entscheidungen II. i. S. Jenni und Suter c. Nordostbahn. 

^) In einem bundesger. Entscheide wird als besonderer Grund 
zur Erhöhung der Entschädigung die Wertverminderung angenommen, 
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zählen die Abschneidung des Eigentümers von einem 
Brunnen, Garten, See^), einer Landstrasse ^). 

Als Schadensmomente werden ferner etwa noch 
genannt: Bei Eisenbahnen die Unannehmlichkeiten, 
welche ihre allzu grosse Nähe im Gefolge hat, wie 
z. B. die Erschütterung des Bodens^); dann aber 
auch die erhöhte Gefahr, welcher ein Gebäude in- 
folge Funkenwurfs der Lokomotive ausgesetzt ist*). 
Der Eigentümer eines solchen Gebäudes erleidet durch 



welche ein Landgut von der geringen Ausdehnung des in Frage 
stehenden durch jede, auch noch so geringe SchmSlerung seines 
ümfangs erleidet. Ullmer II. 991. 

^) So gewährte das Bundesgericht in einem Falle eine hes. Ent- 
schädigung von Fr. 5000 wegen Abschneidung vom Zürichsee u. 
daheriger Beeinträchtigung des Betriebs einer Wirtschaft. Entsch. I. 
440 i. 8. N-O-B. c. Schneeli. 

2j Für die infolge Translokation einer Landstrasse durch eine 
Eisenbahnbaute verursachte Eoinmunikationserschwerung (Umweg) 
wird nach einem bundesgerichtlichen Entscheide dem Eigentümer 
eine Erhöhung der durch die Schätzungskommission bestimmten 
Entschädigungssumme nicht gewährt, weil den bei der Errichtung 
öffentlicher Werke Beteiligten ein Schadensersatz nur insofern zukommt, 
als eine Beeinträchtigung ihrer Privatrechte stattfindet. Nun aber steht 
den Anstössem einer öffentlichen Strasse ein Servitutsrecht auf letztere 
keineswegs zu. Die Landesregierung kann nach freiem Ermessen 
jede beliebige Veränderung der Strassenlinie vornehmen, ohne auf 
die Interessen von Anstössem an die Strasse irgend welche Rücksicht 
zu nehmen. Indem aber dieselbe die Bahnlinie und Translocation 
der Strasse genehmigt, tritt die Eisenbahngesellschaft zu dem einzelnen 
Anstösser in das nämliche Rechtsverhältniss, in das der letztere zu 
der Regierung getreten wäre, wenn sie unmittelbar die Veränderung 
der Strasse beschlossen hätte. Ullmer I. 406. 

3) Vgl, Ullmer L 416. 

*) Entscheidungen VI. 252, i. S. Muotter c. Gotthardbahn. Zwei 
technische Gutachten hinsichtlich der möglichen Wirkungsweite von 
Funken bei Ullmer I. 413. 414. 
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die Steigerung der Versicherungskosten eine positive 
Einbusse an seinem Vermögen, welche bei der Er- 
mittlung der Entschädigung berücksichtigt werden 
muss, wobei natürUch vorausgesetzt wird, dass die 
Gefahr wirklich und drohend sei. Endlich hat die 
Entschädigung auch diejenigen Nachteile zu umfassen, 
welche dem Eigentümer der Restgrundstücke aus der 
notwendigen Anlage neuer Umzäunungen, Gräben, 
Dämmen, Wegen, Mauern^) erwachsen. 

2. Als ferneres Moment der Entschädigung wird 
gewöhnlich noch genannt der persönliche Schade, 
d. h. jener Nachteil, welcher dem Eigentümer aus 
der bleibenden, oder vorübergehenden Entziehung 
des Gebrauchs seines Grundstücks erwächst. Dahin 
sind zu rechnen die Übersiedelungskosten, alle jene 
Auslagen, welche mit dem Aufsuchen und Bezug 
einer neuen Wohnung und der Überführung der Be- 
weglichkeiten an ihren neuen Bestimmungsort ver- 
knüpft sind, die vorübergehende, oder bleibende Er- 
werbsbeeinträchtigung ^), die Kosten der Vertrags- 

1) üraer Ges. v. 1862 Art 5; schwyzer Gesetz v. 1871 § 5. — 
Dammbauten, welche vom Exproprianten auf dem expropriirten Grund- 
stück aufgeführt werden, können durch Beschattung des benachbarten 
Landes und Yermehrung der Feuchtigkeit einen erhöhten Schaden- 
ersatzanspruch begründen. ÜUmer I. 403. 

2) Dieses Moment erwähnen ausdrücklich: Das Zürcher Ges. v. 
1879, § 13, b, d; das Ges. von Obwalden v. 1877, Art. 75; das 
glarner Ges. über die Abtretung von Wasserquellen für öffentliche 
Brunnen v. 1881 § 7; thurgauer Ges. v. 1867 § 17, b; bayr. Ges. 
V. 1837 Art. 5, 2 c; vgl. ferner Häberlin, a. a. 0. p. 184; Grünhut, 
a. a. 0. 103. — 
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errichtung beim Erwerb eines neuen Grundstücks 
und die Schmälerung der Kundschaft, welche sich 
häufig am neuen Orte nicht so zahlreich einfinden 
wird, wie am alten durch die Expropriation betrof- 
fenen. Für diesen Verlust der Kundschaft gebührt 
jedoch dem Expropriaten ein Ersatz nur insofern, 
als dieselbe weniger durch seine persönlichen Eigen- 
schaften, als durch die vorteilhafte Lage des Grund- 
stücks bedingt und gesichert war^). 

Zum persönhchen Schaden gehört endlich noch 
der entgangene Gewinn, lucrum cessans, welchen 
der Expropriat mit vollem Grund in der Zukunft zu 
ziehen hoffte. Auch dieser ist vom Exproprianten 
zu vergüten. Aus dem Prinzip der vollen Entschä- 
digung ergibt sich, dass solche Vorteile beim Aus- 
mass der Ersatzsumme nicht unberücksichtigt bleiben 
dürfen. Das zu expropriirende Grundstück hat da- 
durch, dass es dem Eigentümer einen künftigen spe- 
ziellen Gewinn abzuwerfen verspricht, schon im Mo- 
ment der Expropriation einen Mehrwert, welchen der 
Eigentümer im Falle freiwiUiger Veräusserung sich 
auch ^ürde bezahlen lassen und den daher, billiger- 
weise, auch der Expropriant bezahlen muss*). 



^) Häberlin, a. a. 0. p. 183. 

2) Nicht zu billigen ist daher die Bestimmung des Gesetzes v. 
Obwalden v. 1877, Art. 75, wonach vorbehaltlos erklärt wird, dass 
von der Zukunft erwartete Vorteile nicht preiserhöhend wirken. 
Dasselbe bestimmen das aargauer Gesetz t. 1867 § 17 und das genfer 
Gesetz y. 1887 Art. 25. 
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Die Anrechnung künftig zu ziehender Vorteile bei 
der Schätzung des. Verkaufswertes wird von den 
Schriftstellern fast allgemein an die Bedingung ge- 
knüpft, dass der Expropriat den künftigen Eintritt 
solcher Vorteile nachweise, dass er durch bereits 
ausgeführte Vorkehrungen, Pläne, Risse etc. die Be- 
rechtigung seiner Aussichten auf einen speziellen, 
aus dem expropriirten Grundstück zu ziehenden Ge- 
winn dokumentire *). Auch das Bundesgericht hat 
sich sehr bestimmt für diese Auffassung ausge- 
sprochen^). 

Nun ist gewiss nicht zu leugnen, dass ein bloss 
hypothetischer, lediglich auf Konjekturen beruhender 
Gewinn, welcher von dem Expropriaten augenschein- 
lich bloss in der Absicht geltend gemacht wird, um 
eine höhere Entschädigung zu erpressen, nicht in 
Betracht fallen darf. Es wird im einzelnen Fall 
nicht gar zu schwer sein, solche Entschädigungs- 
forderungen an ihrer schwachen Begründung zu 
fassen und auf ihren wahren Wert zurückzufuhren. 

Allein andrerseits geht man auch zu weit, wenn 
man vom Eigentümer verlangt, dass er das Eintreten 
eines künftigen Gewinnes durch Vorweisung von Vor- 
kehrungen bescheinige. Es lassen sich Fälle denken, 
wo ohne das Vorhandensein von Vorrichtungen 
und Anlagen ein künftiger Gewinn ebenso wohl be- 

^) Bes. Rohland, a. a. 0. p. 72. 

2) Entscheidungen III. 345; i. S. Meyer c. Ootthardbabn. 




1 



— 209 — 

gründet erscheint, als beim Vorhandensein von sol- 
chen. Diese Auffassung liegt u. A. einem Erkenntniss 
des O.-A.-Gerichtes von Lübeck zu Grunde^), ferner 
einer Reihe von Erkenntnissen belgischer Gerichts- 
höfe*); auch die nordamerikanische Gerichtspraxis 
scheint diesen Beweis vom Eigentümer nicht zu ver- 
langen »). Ohne Zweifel entspricht es dem Prinzip 
der vollen Entschädigung weit mehr, wenn als Wert- 
basis die Verwendbarkeit genommen wird, welche 
die Sache in den Händen eines Menschen von durch- 
schnittlicher Klugheit und Geschicklichkeit haben 
kann. Es genügt die Wahrscheinlichkeit, dass bei 
fortdauernden, normalen Zeitverhältnissen die Grund- 
stücke zu dem bestimmten Zweck (z. B. zu Bau- 
plätzen) verwendet worden wären, damit der Eigen- 
tümer Anspruch auf erhöhte Entschädigung erhalte. 
Die künftige Verwendung darf jedoch nicht bloss 
eine imaginäre sein, sondern si'e muss bei vernünf- 
tiger Würdigung der Lage und Beschaffenheit des 
Grundstücks als natürliche Konsequenz dieser Eigen- 
schaften erwartet werden können. 

Ausgeschlossen ist die Berücksichtigung künftigen 
Gewinnes stets dann, wenn dieser nicht notwendig 
an das expropriirte Grundstück gebunden ist, sondern 
eben so gut auf jedem andern erzielt werden kann. 



1) Bei Seuffert III. 176. 

2) Del Harmol n. 146 f. 
«J Mills § 173. 

J. Sicher, das Recht der Expropriation. 14 
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Der Ersatz, welcher dem Eigentümer für die 
Abtretung gebührt, ist in doppelter Form möglich. 
Er kann sein ein Ersatz in natura, oder er wird 
in der Form des Geldes, dem allgemeinen Wert- 
messer der Yerkehrsgegenstände, geleistet ^). Erstere 
Entschädigungsform hat von einer Seite ^) als die 
dem Wesen der Expropriation am meisten ent- 
sprechende hingestellt werden wollen. Bei der Ex- 
propriation, wird gesagt, müsse alles, wo möglich, 
in den Zustand zurückversetzt werden, welcher vor 
der Expropriation bestand. Eine Entschädigung in 
natura, hauptsächlich in Land, repräsentire daher 
zunächst das angemessenste Ausgleichungsmittel für 
die Eigentumsentziehung. Dem Gelde gebühre da- 
neben bloss die Rolle eines Aushilfsmittels, zu wel- 
chem erst dann zu greifen sei, wenn eine Natural- 
entschädigung nicht möglich sei. Die XJnausfiihr- 
barkeit dieser Theorie liegt auf der Hand. Sie ist 
vor allem mit dem Prinzip der vollen Entschädi- 
gung unverträglich. Denn es wird sich nur selten 
Land finden lassen, welches den Enteigneten g^en 
alle Nachteile aus der Enteignung sicher zu stellen 
geeignet ist. Übrigens ist nur die Geldentschädigung 
mit der modernen Geldwirtschaft verträglich®). 



1) Grünbut, a. a. 0. p. 121 ; Bohland, a. a. O. p. 56. 
«) Thiel, a. a. 0. p. 36 f. 
•) Meyer, a. a. 0. p. 299. 
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Was die Gesetzgebung betrifft, so setzen sowohl 
das Bundesgesetz von 1850, als die meisten kan- 
tonalen Gesetze Geldentschädigung als selbstver- 
ständlich voraus. Dies ergibt sich aus den regel- 
mässig gebrauchten Ausdrücken: Zahlung, Depo- 
sition, Betreffiiiss etc. Naturalentschädigung kann 
geleistet werden nach dem luzemer Gesetz^) und 
zwar für abgetretene Gebäude sogar in Gebäulich- 
keiten — und nach dem Gesetz von Uri^), wo je- 
doch eine Übereinstimmung mit dem Abtretenden 
erforderlich ist. — Von ausländischen Gesetzen 
schreiben Geldentschädigung ausdrücklich vor das 
preussische Gesetz von 1874^) und die Lands Clau- 
ses Consolidation Act.^). 

Dem Prinzip der Geldentschädigung würde es 
widersprechen, wenn man dem Exproprianten ge- 
stattete, statt Zahlung der vollen Entschädigungs- 
summe, dem Expropriaten far einen Teil der letz- 
teren gewisse Objekte, welche sich auf dem Abtre- 
tungsgegenstande vorfinden, wie geschlagene Bäume, 
abgeschnittene Ernte , Baumaterial abgebrochener 
Häuser, zu überlassen. Auch kann der Expropriat 
nicht gezwungen werden, Papiere irgend wner Ge- 
sellschaft als Entschädigung anzunehmen. 



Oes. von 1830 § 4 al. 3 u. § 7. 

>) Ges. Yon 1862, Art. 11. 

•)§7. 

«) 8 Viot. e. 18, B. 69 ff. 
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Dagegen steht nichts im Wege und fallt nicht 
unter den Begriff der Naturalentschädigung, dass der 
Expropriant den aus der Zerstörung von Kommuni- 
kationeU) Mauern, Zäunen, Hägen etc. resultirenden 
Schaden durch besondere, auf der abgetretenen Par- 
zelle getroffene Vorkehrungen auf ein Minimum re- 
duzire. Es ist sogar Pflicht des Unternehmers, solche 
Arbeiten, durch welche wenigstens ein Teil des ent- 
standenen Schadens wieder beseitigt wird, vorzu- 
nehmen. Eine Reihe von Gesetzen schreiben dies 
ausdrücklich vor, so das Bundesgesetz von 1850*), 
dann die Gesetze von Zürich*), Bern*), Uri*) und 
Schaffhausen ^). Auch das Bundesgericht hatte sich 
mehrfach in dem Sinne auszusprechen, dass sich der 
durch die Expropriation verursachte Schaden nicht 
immer durch Geldentschädigung allein beseitigen 
lasse, dass vielmehr der Expropriant in gewissen 
Fällen statt zu einer Geldentschädigung zu eigener 
Ausführung der durch die Expropriation notwendig 
gewordenen Arbeiten zu verpflichten sei*). 

Diese Pflicht des Unternehmers ist jedoch in 
gewissen Fällen eine beschränkte. Für die Fest- 



1) Art. 6. 

2) Ges. V. 1879, § 16. 
») Ges. V. 1868, § 12. 
<) Ges. T. 1862, Art. 7. 
5) Ges. V. 1874, Art. 7. 

^) Entscheidungen II. i. S. l^ordostbahn geg. die Abegg^schen 
Erben. 
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Stellung der von demselben zu übernehmenden Ver- 
pflichtungen ist in der Regel der Zeitpunkt der Ex- 
propriation, beziehungsweise derjenige Zustand maas- 
gebend, in welchem das expropriirte Grundstück sich 
im Augenblick der Expropriation befindet. Der Ex- 
propriant hat somit an etwaigen Brunnenleitungen 
oder andern Anlagen, nur die durch das öffentliche 
Werk bedingte Veränderung auf eigene Kosten vor- 
zunehmen. Dagegen braucht er seine Arbeiten nicht 
nach bloss beabsichtigten Anlagen, z. B. nach der 
Absicht des Eigentümers, einer Brunnenleitung eine 
andere Richtung zu geben, einzurichten 0- 

Auch bezieht sich die Pflicht zur Erstellung von 
Kommunikationen seitens einer öffentlichen Unter- 
nehmung der Natur der Sache nach stets nur auf 
diejenigen Fälle, wo durch den Bau eines Werkes 
eine bestehende Kommunikation unterbrochen wor-' 
den ist, beziehungsweise in dieser Richtung eine 
Expropriation stattgefunden hat. Dagegen ist der 
Unternehmer in keiner Weise verpflichtet, solche 
Bauten zu erstellen, welche lediglich im Interesse 
der Benutzung des öffentlichen Werkes durch die 
Angehörigen einer bestimmten Ortschaft oder Lan- 
desgegend notwendig oder nützlich sein mögen ^). 



1) Entscheidoogen I. 460, i. 8. Schlatter o. Bisohoffzellerbahn. 
Sj EntscheidQDgen VIII. 138, i. S. Uri c. Ootthardbahn. 



I r 



— 214 — 

II. Zeitpunkt der Berechnung der Entschädigung. 

Regelmässig ist für die Feststellung der Ent- 
schädigung derjenige Augenblick als massgebend zu 
betrachten, an welchem die Abtretung stattfindet. 
Von einer Reihe schweizerischer kantonaler Gesetze 
wird dementsprechend auf den „dannzumaligen^, 
wahren Wert als Basis der Entschädigung aus- 
drücklich hingewiesen^). Immerhin sind hier als 
Ausnahmen von der allgemeinen Regel die im vo- 
rigen Paragraphen erwähnten Fälle in Erinnerung 
zu bringen, bei welchen das lucrum cessans zu er- 
setzen ist, also die Schätzung im Hinblick auf künf- 
tige, vorteilhafte Verwendungen vorgenommen wer- 
den muss. 

Dem Grundsatz, dass bei der Schätzung der 
Zustand des Abtretungsobjekts im Moment der Ex- 
propriation massgebend ist, entspricht es nun zu- 
nächst, dass solche Anlagen, welche der Expropriat 
in der Absicht errichtet, eine grössere Entschädigung 
zu erzielen, bei der Schätzung nicht in Betracht 
fallen dürfen^). Man weiss aus Erfahrung, dass die 



1) Luzemer Ges. v. 1830, § 6; urner Ges. v. 1862, Art. 5; 
Ges. T. Baselstadt t. 1887, § 5; und Baselland t. 1827, Art. 7; 
genfer Ges. v. 1887; Art. 25; sehr bestimmte Fassung im thurgauer 
Ges. V. 1860, § 5. — 

2} Bundesges. v. 1850, Art. 23; Zürcher Ges. v. 1879, §§ 15, 
26; bemer Ges. y. 1868 § 11; freiburger Ges. y. 1849, Art. 44 
(wörtlich nach Art. 52 der franz. Gesetze v. 1883 und 1841); schaff- 
hauser Gesetz v. 1874, Art. 17; aargauer Ges. t. 1867, § 30; tessiner 
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Eigentümer oft noch im letzten Augenblick vor der 
Abtretung ihres Eigentums mit eigentümlichem Eifer 
für die Verbesserung ihrer Grundstücke besorgt sind, 
dass sie z. B. den aufgegebenen Betrieb von Berg- 
werken und Steinbrüchen, von Kalköfen, Mühlen 
und Fabriken emsig wieder aufnehmen und so bei 
ihrer Umgebung den täuschenden Schein erregen, 
als wenn es ihnen ernstlich um Erzielung eines 
höheren Ertrages zu tun gewesen sei. Auf solche 
dolose, in fraudem legis vorgenommene Wertsteige- 
rungen darf bei der Ausmessung der Entschädigung 
um so weniger Rücksicht genommen werden, als 
jene Anlagen in der Regel für die öffentliche Unter- 
nehmung eher schädlich als förderlich sind und letz- 
tere meist sogar zur Beseitigung und Zerstörung 
solcher Veranstaltungen gezwungen sein wird^). Es 
ist, felis die imredliche Absicht nachgewiesen, für 



Ges. Y. 1846, Art. 13, § 2; genfer Ges. y. 1887, Art. 12, 3, und Art. 
17. — ItaliemBches Ges. y. 1865, Art. 43; preussisches Ges. 1874 
§13; bayrisches Ges. y. 1837, Art 4. — Auch ohne positlYe Nor- 
miruog würde sich dies aus allgemeinen juristischen Grundsätzen ergeben, 
ij Dies kommt bes. im bayr. Ges. y. 1837, welches überhaupt 
auf diesem Gebiete am weitesten geht, zum Ausdruck, indem in Art. 
12 Yorgeschrieben wird, dass aus einseitig Yorgenommenen Yeränder- 
tingen nicht nur keine Entschädigungen abgeleitet werden können, 
sondern, dass dieselben bei erfolgter Abtretung auch die Yerbindlichkeit 
zur Wiederherstellung des Gegenstandes in den Yorigen Standbegründen, 
sofeme die getroffene Yeränderung erweislich nachteilig für den 
neuen Erwerber ist. — Etwas abweichend hicYon schreibt das Zürcher 
Gesetz y. 1879, § 27, Ersatz des dem Exproprianten aus solchen 
Yeränderungen entstehenden Schadens Yor. 
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den Eigentümer noch eine Gnade, wenn man ihm 
für derartige Meliorationen das jus tollendi einräumt. 
Die legislative Lösung der Frage, wie die un- 
redliche Absicht des Eigentümers am sichersten 
zu konstatiren sei, ist eine verschiedene. Das fran- 
zösische System^) besteht darin, dass die Entschei- 
dung über das Vorhandensein eines dolus in das 
pflichtmässige Ermessen der Schatzungsbehörde (Jury) 
gelegt wird. Diesem System sind von schweizerischen 
Gesetzen dasjenige von Bern und Freiburg, von aus- 
ländischen das preussische gefolgt^). In Belgien wird 
die französische Bestimmung in das Gesetz von 1 807 
hineininterpretirt. Die meisten Gesetze — und unter 
ihnen die grössere Zahl der schweizerischen, sofern 
sie solche Bestimmungen überhaupt enthalten — ste- 
hen jedoch auf einem andern Standpunkt. Ausgehend, 
wie es scheint, von der Befürchtung, dass, indem die 
Entscheidung rein in die moralische Überzeugung der 
Schatzungsbehörde gelegt werde, man willkürlichen 
Abstreichungen Tür und Tor öffne, schreiben das 
Bundesgesetz von 1850®), femer die Gesetze von 
Zürich, Schaffhausen, Aargau, Tessin, Genf und 
Italien einen bestimmten Zeitpunkt vor (regelmässig 
den Tag der öffentiichen Bekanntmachung des Bau- 



1) Ges. V. 1841, Art. 52. 

^) Von den Schriftstellern verteidigt dasselbe Grünhnt, a. a. 0. 
p. 108. 

3) Art. 23. 
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plana), yon welchem an gerechnet jede wesentliche 
Yeränderung auf dem Abtretungsobjekt als dolus auf- 
gefasst und bei der Schätzung nicht berücksichtigt 
werden soll. 

Nebisn dieser, dem Eigentümer von einem be- 
stimmten Zeitpunkte an auferlegten ünterlassungs- 
pflicht, findet sich, abgesehen von der Anregung 
Thiels^), wonach alle etwa sechs Monate vor dem 
Beginn des Expropriations Verfahrens angelegten Me- 
liorationen bei der Feststellung der Entschädigung 
nicht berücksichtigt werden sollen — in den Gesetzen 
einiger deutscher Staaten endlich noch ein weiteres 
System, wonach diejenigen Meliorationen als dolose 
bei der Schätzung ausser Betracht fallen sollen, welche 
der Expropriat nach einem speziellen, vom Unter- 
nehmer erlassenen Verbot vorgenommen hat. 

Von den vier angefiihrten Systemen ist jeden- 
fells dasjenige von Thiel wegen seiner willkürlichen 
Datirung der ünterlassungspflicht verwerflich^). Da- 
gegen ist gegen keines der drei andern viel einzu- 
wenden. Sowohl das freie Ermessen der Schatzungs- 
behörde (sofern diese freilich keine Administrativ- 
behörde ist) für Beurteilung derartiger Vorkomm- 
nisse, als die Festsetzung eines bestimmten (freilich 
nicht, wie bei Thiel, wiUkOrlichen) Zeitpunktes, von 



*) a. a. 0. p. 27. 

2) ÜbereinstiiHTnend Rohland, a. a. 0. p. 63. 
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welchem an gerechnet jede Yerändenmg als dolus 
gelten soll, als endlich die Abhängigmachung d^ 
Wirksamkeit dieser Beschränkung von einem epe- 
ziellen Verbot des Exproprianten, können zur Siche- 
rung nach beiden Seiten hin vollständig genflgen. 

Mehr, als dies bis jetzt in den Gesetzen der Fall^ 
sollten die Dispositionsbeschränkungen des Eigen- 
tümers an den Ablauf bestimmter Fristen gebunden 
werden. Wird auch der Eigentümer fiir solche Schmä- 
lerungen seiner Dispositionsfreiheit angemessen ent- 
schädigt ^)j so darf der Expropriant daraus nicht das 
Recht folgern, den Eigentümer auf unbestimmte Zeit 
in dieser Freiheit zu hemmen. — So unentbehrlich 
eine solche Fristsetzung auch erscheint, so findet 
sie sich doch von schweizerischen Gesetzen nur in 
denjenigen von Zürich und Genf^). 

Zu bemerken ist im Femeren noch: 

1. Auf Werterhöhungen, welche dem expro- 
priirten Grundstück erst durch die Ausführung des 
öffentlichen Werkes zuwachsen, oder zuwachsen 
können, darf bei Ermittlung der Entschädigung keine 
Rücksicht genommen werden. Damit ist jedoch nicht 
etwa diejenige Werterhöhung gemeint, w-elche das 
Grundstück durch seine Einverleibung in das öffent- 



1) Bundesges. t. 1850, Art. 23, al. 2; Zürcher Ges. v. 1879, § 
26, al. 2; schaffhauser Ges. y. 1874, Art. 17, al. 2; aargauer Ges. 
V. 1867, § 30, al. 2; genfer Ges. v. 1887, Art. 17, al. 8. 

^) In beiden Gesetzen werden 2 Jahre vorgeschrieben. 
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liehe Werk als Teil des letzteren erhält, sondern 
vielmehr jene, welche durch die Ausfuhrung des 
Werkes für die in der hetreffenden Gegend gelege- 
nen Grundstücke im Allgemeinen herbeigeführt wird. 
Die Abschätzung soll so vor sich gehen, als sei von 
einer Unternehmung nie die Rede gewesen. Ander- 
seits soll dem Eigentümer dann aber auch eine 
etwaige, durch die Anlage veranlasste Preisminde- 
rung nicht zum Nachteil gereichen dürfen^). 

Anders, wenn die Abtretungsobjekte während 
des längeren Zeitraums, welcher oft zwischen Ex- 
propriationserkenntniss und dessen Vollzug liegt, 
einen von der künftigen Ausführung des öffentlichen 
Werkes unabhängigen Mehrwert erlangen. In diesem 
Falle muss auf den letzteren bei der Feststellung 
des Verkaufswertes Rücksicht genommen werden. 

Im Femeren sei hier gleich noch erwähnt, dass 
die Unternehmung bei notwendigen Nachexpropria- 
tionen den erhöhten Wert zu bezahlen hat, welchen 
der umliegende Grundbesitz zufolge der neuen An- 
lage inzwischen erlangt hat. Denn möglicherweise 
hätte der Eigentümer solches Land in der Zwischen- 
zeit zu dem erhöhten Preise an den Mann bringen 
können. Dafür spricht auch, dass sein Käufer auch 
nicht gezwungen werden könnte, bei einer späteren 
Nachexpropriation nur den ursprünglichen Wert des 



^) Bohland, a. a. 0. p. 60. — Bär und Langerhans, a. a. O. p. 43. 
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Objekts Tor der beabsichtigten Unternehmung anzu- 
nehmen. Der Eigentümer aber hat dasselbe Anrecht 
auf den erhöhten Preis, wie sein Käufer'). 

2. In der Frage, wie es zu halten sei, wenn 
der Kauf wert des abzutretenden Objekts eine zu- 
ftllige, YorQbergehende Preisminderung erlitten hat, 
stehen sich zwei Ansichten gegenüber. Die Einen ^). 
wollen von solchen Preisminderungen keine Notiz 
nehmen, da es höchst unbillig sei, den Enteigneten 
die Folgen eines zur Unzeit erzwungenen Eigentums- 
wechsels tragen zu lassen. Von Andern ^) wird daran 
festgehalten, dass der Eigentümer stets nur den gegen- 
wärtigen Wert der Sache zu beanspruchen habe, ohne 
Eücksicht darauf, ob dieser bloss zeitweise höher 
oder niedriger sei. Letztere Ansicht ist ohne Zweifel 
in dem Fall zu billigen, wo nicht nur das abzu- 
tretende Objekt, sondern auch der übrige Grundbesitz 
eine augenblickliche, vorübergehende Entwertung er- 



') «Der Auffassung, dass der gegenwärtige Mehrwert der in 
Abtretung fallenden Liegenschaft, weil auf der Nahe des Bahnhofs 
beruhend, nicht in Berücksichtigung kommen könne, sondern bloss 
der frühere, geringere Wert vergütet werden müsse, kann nicht 
beigepflichtet werden. Denn jeder Expropriat hat auf ToUen Ersatz 
des Wertes der Ton ihm abzutretenden Grundstücke Anspruch und 
keine Bestimmung des Expropriationsgesetzes (von 1850) berechtigt 
zu einer Abweichung von diesem Grundsätze in Fällen, wo ein Teil 
des Wertes Folge derjenigen Babnanlage ist, für deren weitere Ent- 
wicklung die Abtretung gefordert wird;** ÜUmer II. 989. — VgL 
auch Mills § 178. 

2) Del Marmel, II. 145. Grünhut, a. a. 0. p. 107. 

®) Bohland, a. a. 0. p. 63. 



■■r-, -' -y 



— 221 — 

litten hat. Indem hier der Eigentümer zwar bloss 
den gegenwärtigen, augenblicklich etwas niedrigeren 
Wert seiner Realität ersetzt erhält, wird er doch 
bei der nämlichen Entwertung des übrigen Grundbe- 
sitzes in den Stand gesetzt, sich ein gleiches Grund- 
stück in der Nachbarschaft zu erwerben, während er 
bei Nichtberüc^fsichtigung der Entwertung sich ein 
grösseres Grundstück, als das bisher besessene, er- 
werben könnte. Anders freilich liegen die Dinge, 
wenn das Abtretungsobjekt allein durch irgend wel- 
che Ereignisse vorübergehend im Preise gefallen ist, 
der übrige Grundbesitz aber seinen Wert beibehalten 
hat« In diesem Falle würde der Eigentümer auf 
unbillige Weise geschädigt, wenn man ihm bloss 
den augenbUcklichen Wert vergüten wollte. Sein 
Grundstück würde ohne das Eintreten der Expro- 
priation binnen kurzem seinen vollen früheren Wert 
wieder erlangen. Indem man ihn der Möglichkeit 
beraubt, diesen Wiedereintritt des Wertes von der 
Zeit zu erwarten, hat man, wie billig, auch den 
Ersatz dieses Wertausfalles zu übernehmen, denn 
nur so wird der Expropriat in den Stand gesetzt, 
sich ein Grundstück von demjenigen Werte zu er- 
werben, welchen die expropriirte Parzelle erlangt 
hätte, falls sie nicht zur Unzeit expropriirt worden 
wäre. 

3. Der augenblickliche Wert — um dies spe- 
ziell noch zu erwähnen — ist femer nicht mass- 
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gebend, wo es sich um die Schätzung einer noch 
nicht schnittreifen Ernte handelt. Der Wert einer 
solchen ist der Zeit ihrer Entwicklung keineswegs 
proportional. Dieselbe repräsentirt im April oder 
Mai nur einen geringen Teil des Wertes, den sie 
im Juni oder August haben würde. Es würde so- 
mit der Billigkeit widersprechen, wenn man bei der 
Schätzung nur den augenblicklichen Wert ins Auge 
fasste. Man muss hier, wenn man gerecht sein will, 
einerseits den Erlös in Betracht ziehen, welchen der 
Eigentümer aus seinem Produkt erzielt haben würde, 
wenn er dasselbe in voller Reife gezogen hätte, 
andrerseits die Zeit, welche zur Einheimsung not- 
wendig gewesen wäre. Das richtige Mass der Ent- 
schädigung wird sich ergeben, wenn man vom vollen 
Wert die Zinsen in Abrechnung bringt, welche zu- 
folge der früheren Bezahlung des Objekts aus der 
empfangenen Summe bezogen werden können. 

4. Wie der Expropriat, so kann möglicherweise 
auch der Expropriant dolos auf die Schätzung ein- 
zuwirken suchen, indem er vor Ermittiung der Ent- 
Schädigung und ohne Ermächtigung des Eigentümers 
vom Grundstück Besitz ergreift und Veränderungen 
an demselben vornimmt'). Es kann nach einer 



^) Hiegegen enthalten Verbote die Gesetze von Zürich, t. 1S79, 
§ 53, GraubOnden v. 1836, Art. 9, und Baaelland, Strassenges. y. 
1867, § 20, und Ges. über Abtretung von Liegenschaften zu Land- 
straaseo und Verbindungswegen y. 1827, Art. 1. 
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solchen Handlungsweise oft ganz unmöglich sein, 
den Wert des Abtretungsobjekts nur annähernd noch 
zu ermitteln — man denke z, B. an den Fall, wo 
das Grundstück durch den aus einem Steinbruch, 
Bergwerk, oder Tunnel herausgeschafften Schutt be- 
deckt worden ist. Am wirksamsten wird solchen 
Vorkommnissen dadurch zü begegnen sein, dass der 
Expropriat zum Schatzungseide zugelassen wird^. 

Als bemerkenswert dürfte zum Schlüsse noch 
angeführt werden, dass nach nordamerikanischem 
Kecht derjenige, welcher Land auf rechtswidrige 
Weise in Besitz nimmt, als trespasser angesehen 
wird. Sämtliche von demselben auf dem fragüchen 
Grundstück vorgenommene Anlagen und Verbesse- 
rungen fallen dem Eigentümer zu, ohne dass dem 
Unternehmer das jus toUendi zustände, ausgenom- 
men in dem Falle, wo dieser in gutem Glauben 
handelte. Wollen die nämlichen Objekte später ex- 
propriirt werden, so ist dem Eigentümer auch der 
Mehrwert zu bezahlen, welcher demselben durch 
solche frühere Vorkehren erwachsen ist^. 



1) Bohland, a. a. 0. p. 61. 

*) So waren die Vereinigten Staaten selbst in einem Falle genötigt, 
neben den Wert eines expropriirien OrandsttUsks aaoh denjenigen 
eines Leacbtturms zu bezahlen» welcher nach rechtswidriger Besitz- 
ergreifiing erbaut worden war. ÜffillB § 148, Note 1. 
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III. Einfluss von Werterhöhungen auf die Entschädigung. 

Die Eompensationsfrage ist auf dem Gebiete der 
Expropriation von jeher Gegenstand sehr lebhafter 
Erörterungen gewesen. Es ist dies auch sehr be- 
greiflich, wenn man alle die möglichen Lösungen 
und deren weittragende, praktische Konsequenzen 
ins Auge fasst. 

Ein in seinen Anordnungen vielleicht nicht eben 
glückliches Gesetz kann durch die richtige Lösung 
wenigstens dieser Frage immer noch weit annehm- 
barer sein, als ein anderes, möglicherweise sonst 
besseres, welches aber gerade hier nicht den rich- 
tigen Weg eingeschlagen hat. Denn darauf kommt 
es doch vor Allem an, dass der Eigentümer für alle 
Nachteile aus der Expropriation vollständig ent- 
schädigt werde. Nun ist aber nirgends, als gerade 
in diesem Punkte, eine Fälschung des Prinzips der 
vollen Entschädigung leichter denkbar. Das Ge- 
fahrliche liegt in der verhältnissmässigen Leichtig- 
keit, mit welcher — gehe die Kompensation auch 
noch so weit — sich doch immer wenigstens ein 
Schein des Rechts wahren lässt. Der Eigentümer 
selbst mag sich mitunter durch diesen Schein täu- 
schen lassen. Hieraus rechtfertigt sich denn die 
Forderung, dass die Kompensationsartikel mit be- 
sonderer Sorgfalt abgefasst werden müssen. Der 
Eigentümer ist berechtigt, zu verlangen, dass das 
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Gesetz gerade hier, wo es sich um seine wichtigsten 
Interessen handelt, ihn durch Aufstellung gerechter 
Grundsätze in Schutz nehme und durch scharfe 
Formulirung schädlichen Anwendungen den Grund 
entziehe. 

Im Einzelnen ist der von den Gesetzen einge- 
nommene Standpunkt heute noch ein manigfacher. 
Die Einen verwerfen die Aufrechnung von Wert- 
erhöhungen, welche den nicht in Anspruch genom- 
menen Teilen eines Grundstücks durch die Unter- 
nehmung erwachsen — ganz^). Andere erklären 
sie dagegen als zulässig, teils unter der Bedingung, 
dass der Vorteil ein unmittelbarer und sofortiger 
sei^), teils ohne diese Bedingung^). Eine fernere 
Gruppe gestattet nur die Aufrechnung solcher Vor- 
teile, welche den Restgrundstiicken des Expropriaten 






/^h 



^) So die meisten deutschen Gesetze ; doch enthalten gerade das 
bayr. Ges. von 1837 und das preussische von 1874 keine derartigen 
Bestimmungen; aus den Verhandlungen ergibt sich aber für beide, 
dass man eine Kompensation für unzulässig hielt. Bei den Beratungen 
des preuss. Ges. speziell hatten namentlich zahlreiche Magistrate 
grosserer Städte durch Petitionen die Aufnahme eines Kompensations- 
paragraphen angeregt, mit dem Zwecke, dadurch die ausserordentlich 
hohen Kosten neuer Strassenanlagen zu verringern — allein vergebens. 
Von schweizerischen Gesetzen enthält dasjenige von Graubünden von 
1836, Art. 7, ein bestimmtes Kompensationsverbot. 

^) Berner Gesetz von 1868, § 7; Gesetz von Obwalden von 1877, 
Art. 75; articles additionnels von Neuenburg, v. 1874, Art. 3. 

3) Zürcher Gesetz von 1879, § 12; Gesetz von Baselstadt über 
Anlage und Korrektion von Strassen und über das Bauen an denselben 
V. 1859, § 5, 1; thurgauer Gesetz von 1860, § 5, c ; schwyzer Gesetz 
von 1871, § 5; genfer Gesetz von 1887, Art. 25. — Eine Besonderheit 

J. Sieher, das Recht der Expropriation, 15 
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speziell zuwachsen^). Endlich bestimmen eine An- 
zahl namentlich schweizerischer Gesetze^), dass Yor- 
teile, welche sich für den Expropriaten infolge des 
Unternehmens ergeben, bei der AusmitÜung der 
Entschädigung insofern in Abrechnung gebracht wer- 
den dürfen, als derselbe dadurch von besondem 
Lasten, die ihm vorher oblagen, befreit wird. 



der Gesetze Yon Thurgau, Neuenbürg und scheinbar auch Schwyz 
besteht darin, dass sie eine Kompensation des Mehrwertes nur gegen 
den mittelbaren Schaden, nicht aber gegen den Wert der abgetretenen 
Parzelle gestatten. 

1) Hieher gehört vor allem das franzosische Gesetz von 1841, 
Art. 51 : 8i Tex^cution des travaux doit procurer une augmentation 
de Yaleur imm^diate et speciale au restant de la propri^t6, cette aug- 
mentation sera prise (Ges. y. 1833: „pourra toe prise" . . .) en 
consideration dans T^valuation du montant de Tindemnite; damit 
wörtlich übereinstimmend das freiburger Gesetz v. 1849, Art. 43; 
ähnlich das umer Gesetz v. 1862, Art. 5; italienisches Gesetz v. 
1865, Art. 41. Wenn nach dem italieniBchen Gesetz der den nicht- 
expropriirten Grundstücken erwachsende Mehrwert mehr als ^/a der 
dem Eigentümer gebührenden Entschädigungssumme betrifft, so kann 
letzterer dem Exproprianten das ganze Grundstück überlassen, 
vorausgesetzt, dass der gerechte Preis des expropriirten Grundstücks 
den vierten Teil des gerechten Preises des ganzen Grundstücks über- 
steigt. Der Expropriant kann sich von der Pflicht der Übernahme 
dadurch befreien, dass er eine Summe bezahlt, welche wenigstens '/4 
der gemäss Art. 40 festgesetzten Entschädigung beträgt. 

^) Bundesgesetz v. 1850, Art. 3, al. 2. Inhaltlich und zum Teil 
auch wörtlich stimmen mit dem Bundesgesetz überein die Gesetze von 
Glarus (bürgerl. Gesetzb., § 25), Schaffhausen (Ges. v. 1874, Art. 2), 
Aargau (Ges. v. 1867, § 17); ähnlich auch das schwyzer Gesetz v. 
1871, § 6. Die Gesetze von Zürich (§ 12, al. 2) Bern (§ 7), und 
Obwalden (Art. 75) weichen hie von insofern etwas ab, als sie eine 
Abrechnung des Mehrwertes nicht nur dann gestatten, wenn der 
Abtretungspflichtige von besondern Lasten befreit wird, sondern auch 
dann, wenn den zurückgebliebenen Grundstücken durch die Unter- 
nehmung anderweitige Vorteile erwachsen sind. 
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"Wie in den Gesetzen, so besteht auch unter den 
Schriftstellern keineswegs Übereinstimmang hinsicht- 
lich der Aufrechnung. Die ältere Doktrin ist der- 
selben entschieden feindlich'). Dagegen sind in 
neuerer Zeit wieder gewichtige Gründe zu Gunsten 
derselben, doch in etwas beschränkterer Form, gel- 
tend gemacht worden*). 

Als unbestreitbar darf heute gelten, dass Vor- 
teile und Werterhöhungen allgemeiner Natur, welche 
nicht nur dem Restgrundstück des Expropriaten, 
sondern in gleichem Masse auch den Adjacenten 
und dem übrigen Grundbesitz der Umgegend über- 
haupt zu gute kommen, von der Entschädigungs- 
summe nicht abgerechnet werden dürfen'). Der 
Grund hievon ist die Gleichheit aller Staatsbürger 
vor dem Gesetz. Es wäre eine offenbare Verletziing 
Grundsatzes, wenn man den Expropriaten 



Verworfen wird dieselbe von Häberlin, a. a. 0. p. ISO; Me;er, 
s.a.0.p.2N8; Treichler in der Ztschr. f. deaUches Recht XU. IST; 
neaerdingB auch voa Bfir und LaugerheuiB, a. a. O. p. 43,3 ; Hartmann, 
a. a. 0. p. 42; Bohland, a. a. 0. p. Sl. 

<) So heuiadere von QrOuhut, a. a. 0. p. 122; Del Marmol II. 
125; Picard, trailö de l'indemnit^, dae il l'eipropri^ I. 300; aber 
«QOh schon Thiel, a. a. 0. p. 31. — 

'} Als allgemein müsBle auch ein Vorteil gelten, welcher dem 
Expropriaten ans dem Umstand erwachst, dass er dem Unternehmer 
gBnstige Lieferungen in Holz, oder anderen Materialien machen kann. 
Ein solcher Totteil steht auch den Nachbarn offen, und darf deshalb 
nioht kompensirt werden. — Dasselbe gilt von Vorieileo, die ge- 
treoDteD Ornndstficken des Expropriaten zuwachsen, fiber welche das 
unternehmen nicht geführt: wird. Vgl. Mills § 1&3. 



-^ ■l'W 



— 228 — 

eben deshalb, weil er Expropriat ist, diejenigen 
Werterhöhungen wollte bezahlen lassen, welche sein 
Restgrundstück mit dem umliegenden Grundbesitz 
gemein hat. Oder wird etwa durch das Expro- 
priationserkenntniss die Stellung des Expropriaten 
innerhalb der Rechtsordnung geändert, so dass es 
gestattet wäre, ihn schlechter zu behandeln, als die 
andern Bürger? Man könnte dies bei der Durch- 
sicht gewisser Gesetze fast vermuten. Und doch 
hat gerade der Expropriat Anspruch auf besondere 
Schonung. Er allein bringt dem öffentlichen Wohl 
ein Opfer ^), er allein hat sich allen Unannehmlich- 
keiten zu unterwerfen, welche die Expropriation in 
der Regel mit sich bringt; es wäre also auch der 
Billigkeit zuwider, wenn man ihm von der Ent- 
schädigung die Werterhöhung seines Restgrundstücks 
abrechnete, während dagegen die umliegenden Grund- 
eigentümer, deren Grundstücke durch die neue An- 
lage ebenfalls im Wert gestiegen sind, diese Vor- 
teile ohne die mindeste Behelligung ruhig gemessen 
könnten. Wenn dieser Grundsatz der Abrechnung 
allgemeiner Vorteile festgehalten werden wollte, so 
müsste dann nicht nur der Exproprürte, sondern 
ebenso gut auch jeder Andere, dem die Unterneh- 
mung Vorteile zuführt, mit seinen Grundstücken dem 
Anspruch auf Vorteilsherausgabe unterliegen. Letz- 

^) Denn trotz Yollständiger Entschädigung bleibt die Abtretung 
immer noch ein Opfer. 
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teres wäre aber nur unter bedeutenden Schwierig- 
keiten möglich, da es bei der grossen Verschieden- 
heit der Vorteile, welche den Einzelnen erwachsen, 
kaum gelingen könnte, einen gemeinsamen Entschä- 
digungsmassstab aufzustellen ^). 

Diejenigen Grunde, welche soeben gegen eine 
Abrechnung allgemeiner Vorteile geltend gemacht 
wurden, entfallen nun aber da, wo es sich um spe- 
zielle Vorteile handelt, um Vorteile, welche den 
Restgrundstücken des Expropriaten einzig und allein 
zuwachsen. Als entscheidend für die Nichtabrech- 
nung allgemeiner Vorteile ist die schlechtere Lage 
genannt worden, in welche der Expropriat den 
übrigen Grundbesitzern gegenüber geraten würde. 



') Principiell steht freilich der Berechtigung eines Gemeinwesens 
bei Errichtung öffentlicher Werke die hieraus Yorteil Herleitenden 
zu einem yerhältnissmässigen Kostenbeitrag herbeizuziehen, nichts 
entgegen. Denn gleich wie auf dem Gebiete des Privatrechts Derjenige, 
welcher eine ihm angehorige Sache einem Andern überträgt, die 
Bedingungen bestimmen kann, unter welchen sie der Andere haben 
BoU, so darf auch Derjenige, welcher einem öffentlichen Zweck Güter 
widmet, die Bedingungen der öffentlichen Benutzung bestimmen. So 
kann ein Gemeinwesen z. B. beim Bau einer Strasse die Nutzbar- 
machung der Letztem durch die Anlieger von einem Beitrag an die 
Kosten der Errichtung abhängig machen. An Prozessen wird es freilich 
bei solchen Heranziehungen nicht fehlen, da es im einzelnen Fall 
fast unmöglich sein wird, den Kreis der Beitragspflichtigen richtig zu be- 
stimmen und speziell die jedem Einzelnen erwachsenen Yorteile mit 
Sicherheit nachzuweisen. Zürich hat in seinem Gesetz v. 1879, §§ 
17—20, das Experiment gemacht. Ob dasselbe praktisch gelungen, 
ist dem Yerfasser nicht bekannt. Ist auch die Form, in welcher die 
Beitragspflicht hier auftritt, eine yerhältnissmässig sehr milde, so 
bleiben doch die Schwierigkeiten in der Durchführung immer dieselben. 






— 230 — 

Hievon kann aber keine Rede mehr sein, wenn man 
ihm bloss denjenigen Mehrwert in Abzug bringt, um 
welchen er durch die Tatsache der neuen Unter- 
nehmung reicher geworden ist, als seine Nachbarn. 
Yon einer Seite ^) werden zwar Zweifel erhoben, 
ob solche spezielle Vorteile überhaupt entstehen 
können — allein ohne genügenden Grund. Man 
denke an den Fall, wo von mehreren zur Anlage 
eines Bahnhofs partiell expropriirten Parzellen die 
eine in die unmittelbare Nähe des Bahnhofs zu 
hegen kommt und die zu dem letzteren führende, 
öffentliche Strasse berührt. Dadurch erlangt speziell 
diese Parzelle Baugrundqualität, also einen ganz 
erheblichen Mehrwert, welchen die übrigen Parzellen 
der Nachbarschaft, obschon sie eine allgemeine Wert- 
erhöhung ebenfalls erhalten können*), nicht teilen. 
Dies nur ein Beispiel von vielen^). Spezielle Vor- 
teile kommen also ganz gewiss und nicht selten vor. 
Geübte Schätzer werden dieselben im einzelnen Fall 
ohne erhebliche Schwierigkeiten nachzuweisen und 
von den Vorteilen allgemeiner Natur, welche auch 



1) Rohland, a. a. 0. p. 87. 

2) Ohne dasB sich diese Werterhöhimg Ms zur Baugrundqualität 
steigert. 

^) Ans dem nämlichen Gesichtspunkt zu beurteilen wäre der Fall, 
wo das Haus eines Ezpropriaten mit seiner hinteren Fagade an die 
neue Strasse zu liegen kommt, oder, wo eine Fabrik, welche früher 
nur quer durch ein Haus zugänglich war, einen unabhängigen Ein« 
gang erhält. 
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dem benachbarten Grundbesitz zuwachsen, auszu- 
scheiden wissen. 

Mit der Auffindung des Prinzips der Anrech- 
nung spezieller Vorteile sind aber noch nicht alle 
Schwierigkeiten beseitigt. Es erübrigt im Fernem 
zu entscheiden, ob diese Anrechnung auf die Ent- 
schädigungssumme schlechthin, oder vielleicht nur 
auf einzelne Elemente derselben erfolgen solle. Die 
Expropriationsgesetze geben hierüber keine genü- 
gende Auskunft^). Wo das Kompensationsprinzip 
überhaupt rezipirt ist, begegnet man regelmässig nur 
der Ununung, d.;. »lb„e, sofortige od« 
spezielle) Werterhöhungen und Vorteile, welche den 
Restgrundstücken des Expropriaten zuwachsen, bei 
Ermittlung der Entschädigung in Abrechnung ge- 
bracht werden sollen. Es ist aber von grosser 
Wichtigkeit, in dieser Hinsicht noch etwas präzisere 
Grundsätze aufzustellen. 

Zu diesem Ende ist sehr lehrreich die Ent- 
wicklung, welche die Kompensationsfrage in Frank- 
reich erfahren hat. Hier hatte das Gesetz von 1807 
vorgeschrieben: Lorsqu'ü y aura Heu en möme 
temps ä payer une indemnitö ä un propri^taire pour 



^) Von schweizerischen Gesetzen enthalten diesbezügliche Be- 
stimmungen nur diejenigen von Luzern (Baugesetz y. 1864. Die Ent- 
schädigung fällt ganz dahin, sofern der Vorteil des Abtreters den 
Abtretungswert übersteigt), Thurgau (Gesetz v. 1860, § 5, c.)? Neuenburg 
(art. add. v. 1874, Art. 3) und Schwyz (Gesetz v. 1871, § 5); von 
ausländischen Gesetzen das italienische v. 1865, Art. 41. 
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terrains occup6s, et k recevoir de lui une plus-value 
pour des avantages acquis ä ses propri6t6s restantes, 
il y aura compensation jusqu'ä concurrence, et le 
surplus seulement, selon les r^sultats, sera pay6 au 
propri^taire ou acquitt6 par lui. Dieses Gesetz ge- 
stattete also nicht nur den Abzug von Werterhöhun- 
gen vom Kaufwert selbst des exproprürten Objekts, 
sondern liess unter Umständen sogar die vollständige 
Vernichtung des Schadenersatzanspruchs des Expro- 
priaten durch entstandene Werterhöhungen zji. Noch 
mehr: der Exproprürte konnte in gewissen Fällen 
sogar zur Zahlung einer bestimmten Geldsumme an 
den Exproprianten angehalten werden. Dem Geiste 
jenes Gesetzes von 1807 entsprachen diese Be- 
stimmungen vollkommen, dasselbe behandelte über- 
haupt den Expropriaten in einer Weise, welche sich 
mit der Gerechtigkeit nur schwer vereinigen liess. 
Dem gegenüber verordnete das Gesetz von 1833, 
Art. 51, dass unmittelbare und spezielle Werter- 
höhungen bei der Abschätzung in Betracht gezogen 
werden können. Endlich verwandelte das Gesetz 
von 1841, Art. 51, diese bloss fakultative Bestim- 
mung in eine obligatorische. Die Jury sollte fortan 
bei Gefahr der Kassation ihrer Entscheidungen solche 
Werterhöhungen berücksichtigen. Diese scheint denn 
auch von ihrer Befugniss so ausgedehnten Gebrauch 
gemacht zu haben, dass man bald hiegegen ein- 
zuschreiten sich genötigt fand. Es war nämlich gar 



nichts so Seltenes, dass sie die Entschädigungsfor- 
derui^ des Expropriaten für die abgetretene Parzellt 
in der den Restgrundstücken erwachsenen "Wert- 
erhöhung vollständig aufgehen Hess. Dies wurdt 
nun in Kassationserkenntuissen fdr unzulässig er- 
klärt. Eine Entschädigungsziffer sollte die Jury je- 
denfalls Sxiren. Da umging letztere die Kassatioi: 
ihrer Entscheidungen einfach dadurch, dass sie dem 
Expropriaten eine Entschädigung von einem Franker 
zusprach. 

Endlose Diskussionen haben sich in Frankreicl 
und auch anderswo an diese Kompensationsfragc 
geknüpft. An sinnreichen Kombinationen und Spitz- 
findigkeiten liess man es nirgends fehlen, um da! 
Prinzip der vollen Entschädigung zu retten. Tat 
sächUch wurde jedoch der Eigentümer in seiner 
Interessen vielfach schwer geschädigt. 

Unzweifelhaft den Kern der Sache traf anläss- 
lich der Diskussion des französischen Gesetzes vor 
1833 schon der kgl. Kommissär, indem er siel 
über die Kompensation folgendermassen äusserte: 

Si les particuliers ne venaient r^clamer que h 
valeur intrins^que des terrains nlcessaires aux tra- 
vaux, de notre cöt6 nous pourrions renoncer, £ 
notre droit de plus-value. Mais lorsqu'ind^pendam- 
ment de cette valeur, ils r^clament une foule d'in- 
demnit^s accessoires en opposant une foule de causes 
de moins-value, comment n'aurions-nous pas la fa- 
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cult6 de faire valoir ä notre tour la plus-value? 
Ce que notis voulons, c^est que VindemniU se com- 
pose de la valeur du terrain d^ahordy puis de la 
balance des inconvinients et des avantages, que Vope- 
ration peut rapporter au reste de la propriStS^'). 

Dieses im Obigen enthaltene System einer Par- 
tialkompensation, wonach die dem verbleibenden Teil 
erwachsende Werterhöhung nicht mit dem für die 
expropriirte Parzelle ermittelten Preis, sondern nur 
mit dem Minderwert, welcher diesem verbleibenden 
Teü erwächst, kompensirt werden soU, entspricht 
allen Anforderungen der Gerechtigkeit vollkommen. 
Dasselbe empfiehlt sich unter anderm auch deshalb, 
weil es öffentliche Arbeiten wesentlich fördert und 
erleichtert, ohne dem Eigentümer zu nahe zu treten^). 



1) Del Marmol II. 125. 

^) Die franzosische Praxis ist von dem System der Totalkompen- 
sation, welche das Gesetz von 1841 neaerdings begünstigt, -wieder 
zurückgekommen. Der Kassationshof von Paris interpretirt den 
Art. 51 einschränkend; Vorteile, welche dem yerbleibenden Teil 
erwachsen, dürfen nur mit dem Minderwert kompensirt werden. 

In Belgien wird die Totalkompensation einmütig verworfen. 
Del Marmol 11. 129. 

Dagegen gehen in ^Nordamerika die Anschauungen in dieser 
Hinsicht noch sehr auseinander. In einigen Staaten hat der Expropriat, 
falls die Restgrundstücke einen hohem Wert erlangen, als früher der 
Wert des Ganzen betrug, keinen Anspruch auf Entschädigung. 
Redfield bemerkt im Hinblick auf solche Fälle gewiss mit Recht: 
„Some will doubtless regard i as too refined te be sound.^ In andern 
Staaten werden Abzüge im Hinblick auf die den Restgrundstücken 
erwachsenen Vorteile gar nicht zugelassen. Grössere Übereinstimmung 
herrscht darüber, dass Yorteile allgemeiner Natur nicht aufgerechnet 
werden dürfen. Redfield I. 280. 
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Gegen die Kompensation von Vorteilen mit der Wert- 
summe des expropriirten Teüs fäUt vor AUem in's 
Gewicht, dass vermittelst derselben die Entschä* 
digungssumme vollständig absorbirt werden kann. 
Der abtretungspflichtige Eigentümer erlangt danach 
für sein Opfer möglicherweise gar nichts, ausser 
einer Anweisung auf den Mehrwert seiner Restteile, 
was mit dem in den Yerfassungen enthaltenen Prin- 
zip der vollen Entschädigung unverembar ist, ganz 
abgesehen davon, dass damit auch die Grundsätze 
der Geldentschädigung und der vorgängigen Ent- 
schädigung preisgegeben werden. 

Aber es mangelt der Abrechnung von Vorteilen 
vom Wert der expropriirten Parzelle daneben auch 
noch eine der wesentlichsten Voraussetzungen der 
Kompensation. Zwischen einem Grundstück, Haus, 
oder sonstigen Immobil irgend welcher Art, welche 
Jemandem entzogen werden und dem Mehrwert des 
nicht expropriirten Teils, besteht nicht die mindeste 
Gleichartigkeit. Diese ist aber zur Kompensation 
unerlässlich. Wollte man trotz der Grundverschie- 
denheit der Objekte kompensiren, so stände dann 
auch nichts im Wege, dass der Expropriant von 
seiner Entschädigungspflicht durch Leistung irgend 
welch. Objewf: "ehe .« de. exp^prLn 
gleichwertig sind, z. B. von Waaren, Vieh, Haus- 
geräte etc. sich befreite. 

EndUch kann gegen die erwähnte Kompensa- 
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tionsmethode mit Recht auch der Umstand geltend 
gemacht werden, dass der Mehrwert des übrigblei- 
benden Grundstücks keineswegs immer ein sicherer 
ist. Eine Kompensation zwischen diesem ungewissen 
Mehrwert und dem für die Entziehung der Parzelle 
festgesetzten, gegenwärtigen, sichern Schaden, darf 
biUigerweise nicht stattfinden. Man hat es eben mit 
zwei ihrer Natur nach ganz verschiedenen Dingen 
zu tun: Einerseits mit einem Mehrwert, dessen 
Schätzung immer etwas unsicher ist, welcher mög- 
licherweise gar nicht eintritt, andrerseits mit der 
ihrem Umfang nach genau bestimmten, defiinitiv 
fixirten Entschädigung. 

Anders verhält es sich dagegen, wenn man diesen 
Mehrwert der Wertminderung gegenüberstellt, wel- 
cher dem verbleibenden Teil des Grundstücks durch 
die Expropriation erwächst. Hier steht nun aller- 
dings einer Kompensation nichts im Wege. Die 
restirenden Teile haben durch die Expropriation eine 
Wertminderung erlitten. Derselbe Wille des Unter- 
nehmers aber, welcher durch die Expropriation diese 
für die Restteile nachteiligen Folgen veranlasst hat, 
bewirkt andrerseits durch die Ausführung des öffent- 
lichen Werkes für die nämlichen Restteile eine Wert- 
erhöhung. Es ist also nichts natürlicher, als wenn 
bei Schadenersatzansprüchen des Expropriaten wegen 
Minderwerts seiner Restteile jene beiden Faktoren 
gegen einander abgewogen werden. Es handelt sich 
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hier nun nicht mehr um etwas Verschiedenartiges, 
welches kompensirt werden soll, nicht mehr um 
Kompensation von Werterhöhungen mit dem für 
den abgetretenen Teil des Grundstücks ermittelten 
Wertanschlag, sondern um eine Aufrechnung von 
Vorteilen und Nachteilen, welche sich an eine und 
dieselbe Parzelle anknüpfen, aus einer und derselben 
Quelle sich herleiten. Auch der Einwand^), dass 
der dem Restgrundstück durch die neue Anlage er- 
wachsene Mehrwert immer ein mehr oder weniger 
unsicherer sei, fallt hier weg; denn auch von der 
Wertminderung gilt genau dasselbe, auch sie hat 
meist einen wenig bestimmten Charakter, so dass 
der Kompensation auch in dieser Hinsicht kein 
Hindemiss im Wege steht. 

Auch diese Kompensation von Werterhöhungen 
und Nachteilen muss jedoch in gewissen Fällen als 
unzulässig gelten. Es ist darauf zu sehen, ob der Nach- 
teil, der dem Expropriaten durch die Expropriation 
erwächst, in einer einfachen Wertminderung seiner 
Restteile besteht, oder aber in der Verursachung 
von Baarauslagen, welche notwendig sind, um die 
Restteile wieder in nutzbaren Zustand zu setzen. 
Beide Fälle müssen hinsichtlich der Kompensation 
verschieden behandelt werden. Die Wiederherstellung 
der Restteüe erfordert immer bestimmte, sofortige 
Baarauslagen, während eine einfache Wertminderung 
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1) Rohland, a. a. 0. p. 89. 
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besteben kann, ohne dass der Expropriat deshalb 
sogleich wieder herstellend und yerbessernd einzu- 
schreiten brauchte, was in vielen Fällen nicht ein- 
mal möglich wäre. Zwang zu einer sofortigen Bar- 
auslage besteht also für den Expropriaten nicht. 
Einer Kompensation dieser Wertminderung mit dem 
Mehrwert der verbleibenden Parzelle steht somit 
nichts entgegen. Die Dinge, die zur Aufrechnung 
gelangen, sind ihrer Natur und Beschaffenheit nach 
einander gleich. Anders dagegen verhalt es sich, 
wo man die bestimmte, zur Wiedemutzbarmachung 
der Restteile verauslagte Barsumme mit dem unge- 
wissen Mehrwert kompensiren will. Es stehen sich 
hier ganz verschiedenartige Dinge gegenüber : Hier 
ein unmittelbarer, sicherer Nachteil, der eine so- 
fortige Auslage erheischt, dort ein in Geld nur 
schwer taxirbarer Vorteil. Von einer Kompensation 
kann also in diesem Falle keine Rede sein. 

§ 18. 

Das Ausdehnungsrecht. 

Es wurde oben (§ 17 I) darauf hingewiesen, 
dass das Abtretungsobjekt nicht nur für sich allein, 
sondern in seiner Verbindung mit dem übrigen 
Vermögen des Abtretungspflichtigen aufgefasst werden 
und infolge dessen namentlich auch der Grundschade 
in Betracht kommen müsse, welcher bei Partial- 
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expropriationen dem zurückbleibenden Grundbesitze 
aus der Zerstückelung erwächst. Diese Zerstückelung 
ist nicht etwa eine blosse Ausnahme, sondern im 
Gegenteil eine ganz gewöhnliche Folge der Expro- 
priation. Kommt es nun zwar häufig vor, dass der 
Schade, welcher dem verbleibenden Grundbesitz des 
Expropriaten hieraus erwächst, sich in bescheidenen 
Grenzen hält^), so kann er doch auch wieder von 
solchem umfange sein, dass die Benützung des 
übrigbleibenden Teils in der bisherigen Weise nicht 
nur wesentlich erschwert, sondern unmögUch wird. 
In solchen Fällen ist dem Eigentümer mit dem 
blossen Ersatz des Minderwertes nicht gedient. Will 
man es mit dem Prinzip der vollen Entschädigung 
ivirkUch Ernst nehmen, so muss man ihm das Recht 
gewähren, Übernahme des ganzen Grundstücks zu 
verlangen. 

Durch dieses Recht der Gesamtüberiassung 
wird dem Expropriaten nur ein Spezialmittel an die 
Hand gegeben, um sich volle Entschädigung für die 
aus der Expropriation hervorgegangenen Nachteile 
zu sichern. 

Am unentbehrlichsten ist dieses Recht der Ge- 
samtüberlassung zunächst bei Gebäuden^. Gebäude 

^) Es ist auch sehr wohl möglich, dass aus der Zerstückelung 
gar kein Schaden entsteht. 

2) Gebäude im weitesten Sinne genommen, also nicht bloss Wohn-, 
Wirtschafts- und Fabrikgebäude, Magazine, sondern Sachen, die durch 
Bauen überhaupt entstanden sind, gleichgiltig welches auch ihre 
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gelten als juristisch unteilbare Ganze und können 
infolge dessen ohne Einwilligung des Eigentümers 
nicht teilweise expropriirt werden. Ein Gebäude, 
von welchem durch die Expropriation ein Teil abge- 
trennt wird, hört nicht bloss in quantitativer, son- 
dern auch in qualitativer Beziehung auf, ein Gebäude 
zu sein; dies gilt namentlich von jenen häufigen 
Fällen, wo die Expropriation nicht etwa bloss eine 
Ecke, sondern einen grössern Teil des Gebäudes 
ergreift. Sollte der Eigentümer es sich gefallen lassen 
müssen, dass ihm der Expropriant einen aufrecht- 
stehenden Trümmerhaufen zurücklässt P ^) Aber auch 
bei ganz unbedeutenden Abtrennungen muss die 
Übernahme des Ganzen verlangt werden können: 

„ si Ton devait prendre cinquante centimötres k 
Textr^mitö d'une vaste grange", sagt de Lalleau, 
„il serait certainement facile au propri^taire, par 
des travaux peu importants, de conserver ä ce bäti- 
ment sa destination primitive. Cependant, il pourrait 
obliger l'administration ä acheter la totalit6 de cette 
grange. " 

Der Grund dieser scheinbar etwas weitgehenden 
Befugniss des Eigentümers liegt eben in der abso- 
luten Unteilbarkeit des angegriffenen Objekts. Gegen 



Bestimmung sei. Begrifflich gehören also dahin nicht bloss Gebäude^ 
welche Menschen, Vieh, oder Sachen zum Obdach dienen, sondern 
z. B. auch Monumente. 
1) Thiel, a. a. 0. p. 28. 
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dieses Prinzip der Unteilbarkeit aber ist die kleinste 
unbedeutendste Abtrennung kein geringerer Verstoss, 
als die schwerste Abtrennung, welche die Hälfte, 
oder mehr des Gebäudes umfasst. 

Nicht richtig ist es, die Übemahmepflicht auf 
Gebäude zu beschränken, welche ganz unter einem 
Dache stehen. Gemeinsame Dachung ist nur eine 
häufige, äussere Beziehung, in welcher ein zu ex- 
propriirender Teil eines Gebäudes zu den übrigen 
Teilen desselben steht und als solche zweifellos für 
die vom Eigentümer verlangte Übernahme des Ganzen 
entscheidend ; allein die einzige Voraussetzung, damit 
von diesem Rechte der Gesamtüberlassung Gebrauch 
gemacht werden kann, ist sie nicht. Auch ohne unter 
demselben Dache zu stehen, kann die Abtretung 
eines Gebäudeteils die Abtretung des Ganzen nach 
sich ziehen, wenn gewisse andere Voraussetzungen 
vorhanden sind. Eine solche Voraussetzung wäre 
z. B. die, dass die Gebäudeteile im Innern durch 
Kommunikationen derart verbunden sind, dass man 
mit Leichtigkeit von dem einen in den andern ge- 
langen kann. 

Endlich noch die Bemerkung, dass der Unter- 
nehmer keineswegs dadurch von der Übernahme des 
Ganzen sich befreien kann, dass er nachweist, es 
sei der von ihm beanspruchte Teil erst viel später 
dem Gebäude angefügt worden. Dem Eigentümer 
darf es nicht zum Nachteil gereichen, dass er seine 
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Gebäude in verschiedenen Zeiträumen successive 
aufgeführt hat. Damit er Gesamtübemahme ver- 
langen könne, genügt es, dass der später angefugte, 
von der Expropriation bedrohte Gebäudeteil der- 
selben Bestimmung, welcher das übrige Gebäude 
dient, zugeführt und zu einer Zeit erbaut wurde, 
wo die Gründe zur Expropriation noch nicht vor- 
lagen. 

Die legislative Behandlung dieser die Gebäude 
betreffenden Materie ist keine übereinstimmende. 
Yon den Gesetzen statuiren die einen eine absolute, 
bedingungslose Yerpflichtung zur Übernahme von 
Gebäuden in ihrer Totalität, wenn es vom Eigen- 
tümer verlangt wird*). Wo eine solche Yorschrift 
besteht, braucht der Eigentümer nicht erst nachzu- 
weisen, dass die Zerstückelung nachteiUg auf die 
Benutzbarkeit des Ganzen einwirke. Es wird hier 
eine praesumtio juris et de jure statuirt, gegenüber 
vrelcher ein Gegenbeweis ausgeschlossen ist. - 
Dagegen verpflichten eine Reihe von Gesetzen den 
Exproprianten nur unter gewissen Bedingungen zur 
Übernahme des ganzen Gebäudes. Die Bedingung 
ist regelmässig die, dass die Benutzung des Ge- 



1) Hieher gehören das freiburger Ges. v. 1849, Art. 42; fran- 
zösisches Ges. V. 1841, Art. 50; preussisches Ges. v. 1874, § 9, al. 3; 
(„Bei Gebäuden, welche teilweise in Anspruch genommen werden, 
umfasst diese Pflicht jedenfalls das gesammte Gebäude.^) bayrisches 
Ges. V. 1837, Art. 3; belgisches (franz.) Ges. v. 1807, Art. 51; 
englische lands clauses consolidation act, 8 Vict. cap. 18. sect, 92. — 
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bäudes fernerhin nur mit grossen Schwierigkeiten, 
oder gar nicht mehr möglich ist. Im Einzelnen be- 
stehen jedoch in dieser Hinsicht zahlreiche Nuancen^). 
Hine etwas andere AuJ0Eassung, als bei Gebäuden, 
ist bei Gebäudekomplexen und solchen Liegenschaften 
geboten, welche in einem wirtschaftlichen Zusammen- 
hang stehen, zur Betreibung eines Gewerbes dienen 
etc. Diese Objekte sind nicht, wie die Gebäude, 
juristisch unteilbar, sondern teilbar. Der Eigentümer 
muss aber bei teilweiser Expropriation auch hier 
Übernahme des ganzen Komplexes, der ganzen An- 
lage verlangen können, wenn die übrigbleibenden 

^) Bundesges. y. 1850, Art. 4, wenn die Benutzung des Gebäudes 
nur mit grossen Schwierigkeiten, oder gar nicht möglich ist, auch 
der abgetretene Teil nicht durch andere angemessene Veranstaltungen 
ersetzt werden kann. — Zürcher Ges. v. 1879, § 8; berner Ges. v. 
1868, § 9 und articles additionnels v. Neuenburg v. 1851, Art. 4, 
wenn die bisherige Benutzung des Gebäudes gar nicht mehr oder 
nur mit grossen Schwierigkeiten möglich ist. — Schwyzer Ges. v. 
1871, § 3, tessiner Ges. v. 1846, Art. 12 und bürgert. Gesetzbuch 
von Glarus, § 24, wenn das Haus nicht mehr seiner Bestimmung 
gemäss benutzt werden kann. — SchafPhauser Ges. y. 1874, Art. 3, 
aargauer Ges. v. 1867, § 9 und Ges. von Obwalden v. 1877, Art. 74, 
wenn der übrigbleibende Teil erheblich yerunstaltet, oder in seiner 
bisherigen Benutzungsweise wesentlich beschränkt würde. — Grau- 
bündner Ges. y. 1836, Art. 4, wenn die Nutzbarkeit des übrig- 
bleibenden Teils wesentlich vermindert wird. — Genfer Ges. v. 1887, 
Art. 8, dans le cas oü le reste de Timmeuble ne pourrait plus servir 
k sa destination, et oü la partie expropri6e ne pourrait pas ^tre rem- 
plac^e par des amenagements convenables ou des constructions 
nouyeUes sur le terrain appartenant k Texpropri^. — Italienisches 
Ges. y. 1865, Art. 23, wenn das Grundstück in einer Weise reducirt 
worden ist, dass der Rest nicht mehr nützlich verwendet werden 
kann, oder dass zu dessen fernerer vorteilhafter Benutzung erst 
beträohtliche Arbeiten ausgeführt werden müssten. 
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Teile nur schwer, oder gar nicht mehr in der bis- 
herigen Weise, zu dem bisherigen Gewerbebetriebe 
benutzt werden können. Hierauf weisen denn eine 
Anzahl Yon Gesetzen auch ausdrücklich hin^). 

So wenig der Eigentümer sich die Zertrfinune- 
rung seines Hauses, die Vernichtung der wirtschaft- 
lichen Einheit seines Gebäudekomplexes braucht 
gefallen zu lassen^ ebensowenig kann man von Ihm 
verlangen, dass er von seinen landmrtschaßlichen 
Grundstücken so erhebliche Teile abtrete, dass eine 
fernere nutzbare Bewirtschaftung des zurückblei- 
benden Rests nicht mehr möglich ist. Es ist jedoch 
bei teilweiser Expropriation von Grundstücken ohne 
Bauten nicht ganz leicht, die Bedingungen festzu- 
setzen, unter welchen von dem Recht der Ausdeh- 
nung Gebrauch gemacht werden darf. Die Schwie- 
rigkeit liegt in der Fixirung eines Minimalumfangs, 
auf welchen ein Grundstück reduzirt sein muss, 
damit der Eigentümer Gesamtübemahme verlangen 
kann. Man ist heute fast^) allgemein überzeugt, dasa 



I ij Bundesges. ▼. 1850, Art. 4; Zürcher Ges. y. 1879, § 8; bemer 

Ges. V. 1868, § 9; Ges. Yon Obwalden y. 1877, Art. 74, 2; schaff* 
hauser Ges. y. 1874, Art. 4; aargauer Ges. y. 1867, § 10; articles 
add. Yon Neuenbarg y. 1851, Art. 4. — Bayrisches Ges. y. 1837, 
Art. 8; preussisches Ges. y. 1874, § 9, al. 4; englische lands clause» 
consolidation act y. 1845, 8 Yict cap. 18, seot, 92. — 

^) Nur Thiel will für das Aasdehimngsrecht eine beaünunte 
Grenze fixiren. Dasselbe soll dann eintreten, wenn das Restgrandstück 
nicht mehr die Hälfte des Wertes des früheren Gesamtgnindstückes 
hat; a. a. 0. p. 30» 
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von der Aufstellung einer solchen Grenze abstrahirt 
werden sollte, indem dieselbe keineswegs in allen 
Fällen einen sichern Anhalt bietet, ob die Rest- 
grundstücke noch in gehörige Nutzung gezogen 
werden können, oder nicht. Hierauf können ja im 
einzelnen Fall die verschiedensten Umstände Einfluss 
haben, wie die örtliche Lage, die Zeit, die Art der 
Bewirtschaftung, die persönlichen Eigenschaften des 
Eigentümers. Es empfiehlt sich daher, die Schätzungs- 
behörde von Fall zu Fall darüber entscheiden zu 
lassen, ob die Bedingungen des Ausdehnungsrechts 
vorhanden sind. Die schweizerischen Gesetze haben 
ihrer überwiegenden Zahl nach ein bestimmtes Mass, 
welches die Zerstückelung erreicht haben muss, 
festgehalten^), ebenso einige fremde^). Aus der bun- 



^) Bundesges. v. 1850, Art. 4, 2 und aargauer Qes. y. 1867, 
§ 11, wenn der Rest weniger als 5000 Quadratfuss beträgt. — 
Schwyzer Ges. y. 1871, § 3, wenn weniger, als ein zusammen- 
hängender vierter Teil übrig bleibt. — Ges. von Obwalden v. 1877, 
Art. 74, 3, wenn nach Abtretung eines Grundstücks, Gärten aus- 
genommen, der übrige Teil zusammenhängend nicht mehr 300 
Quadratmeter ausmacht. — Freiburger Ges. v. 1849, Art. 42, wenn 
das Grundstück auf den vierten Teil seiner frühern Grösse reduzirt 
worden ist, vorausgesetzt immerhin, dass der Eigentümer keine un- 
mittelbar anstossenden Grundstücke besitzt und die also verkleinerte 
Parzelle unter eine Yiertel-Juchart gesunken ist. — Schaffhauser 
Ges. V. 1874, Art. 5, wenn so viel abgetreten werden soll, dass 
weniger als ein halber Yierling im Zusammenhang übrig bleibt, doch 
muss wenigstens ein Zehntel des Grundstücks abgetreten worden sein. 
— Tessiner Ges. v. 1846, Art. 11, wenn der Rest auf weniger als 
den vierten Teil des Ganzen herabsinkt, oder bei angebauten Grund- 
stücken (fondi coltivati) weniger übrig bleibt, als 500 Quadratmeter, 
vorausgesetzt, dass der Eigentumer nicht anstossende Grundstücke 
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ten Manigfaltigkeit, welche hinsichtlich der erforder- 
lichen Minimalquote in diesen Gesetzen herrscht, 
ist aber nur zu deutlich erkennbar, wie willkürlich 
im Grunde solche Annahmen sind. Zweckmässiger 
überlässt eine andere Gruppe') die Entscheidung 
der Frage, ob das Ausdehnungsrecht gegeben sei, 
dem Ermessen der Schätzungsbehörde. 

Sind die Bedingungen des Ausdehnungsrechts 
vorhanden, so muss es dem Belieben des Expro- 
priaten in allen Fällen freigestellt sein, von diesem 
zum Schutze seiner Interessen eingeführten Recht 
Gebrauch zu machen, oder nicht. Zieht er es vor, 



von grösserer Ausdehnung besitzt. — Articles add. von Neuenburg 
V. 1851, Art. 4, wenn das Grundstück auf den vierten Teil seiner 
Grösse reduzirt worden ist, vorausgesetzt, dass der Eigentümer kein 
unmittelbar anstossendes Grundstück besitzt und der Rest weniger 
beträgt, als 5000 Quadratfuss. — Genfer Ges. v. 1887, Art. 7, wenn 
die Parzelle auf den vierten Teil ihrer früheren Grösse reduzirt 
worden ist, es sei denn, dass der zurückbleibende Bestteil mehr als 
fünf Aren beträgt, oder dass er im Hinblick auf seine Natur und 
Bestimmung keine erhebliche Wertminderung erlitten hat. 

^) Französisches Ges. v. 1841, Art. 50, wenn das Grundstück auf 
den vierten Teil seiner einstigen Grösse gesunken ist, vorausgesetzt, 
dass der Eigentümer kein unmittelbar anstossendes Grundstück be- 
sitzt und dass die also reduzirte Parzelle kleiner ist, als 10 Aren. — 
Englische lands clauses consolidation act v. 1845, 8 Vict. cap. 18, 
sect. 93, wenn die Restgrundstücke weniger als die Hälfte eines 
Statute acre ausmachen, vorausgesetzt, dass der Eigentümer keine 
unmittelbar anstossenden Grundstücke besitzt, mit welchen jene 
vereinigt werden könnten. 

3) Zürcher Ges. v. 1879, § 8, al. 2; Ges. v. Baselstadt v. 1837, 
§ 9; graubündner Ges. v. 1836, Art. 4. — Preussisches Ges. v. 1874, 
§ 9; bayrisches Ges. v. 1837, Art. 3; Italienisches Ges. v. 1865, 
Art. 23. — 



— 247 — 

sein Gebäude, welches durch die teilweise Expro- 
priation zur Ruine geworden ist, sein Restgrund- 
stück, welches in den "Wirtschaftsplan in keiner 
Weise mit hineingezogen werden kann, zu behalten, 
so ist dies seine Sache. Kein Fremder soll ihm in 
diesem Punkte seinen "Willen aufnötigen dürfen. Im 
Widerspruch damit setzen jedoch eine Reihe nament- 
lich schweizerischer Gesetze fest, dass der Unter- 
nehmer ausnahmsweise zu einer solchen Nötigung 
schreiten und den Eigentümer zur Überlassung der 
Restgrundstücke zwingen könne, wenn er für den 
durch die Expropriation herbeigeführten Minderwert 
derselben, mehr als ein Viertel ihres Wertes be- 
zahlen müsste *). Über die prinzipielle Yerwerflich- 



Bundesges. v. 1850, Art. 5; Zürcher Ges. v. 1879, § 9; berner 
Ges. V. 1868, § 8; Gesetz von Obwalden v. 1877, Art. 74, al. 2; 
schaflThauser Ges. v. 1874, Art. 6; aargauer Ges. v. 1867, § 12. Die 
neuenburgischen articles add. y. 1851, Art. 5, schreiben abweichend 
vor : „Dans les cas ou sur la demande du propri^taire, le jury d^ex- 
propriation a tenu compte d*nn dommage indirect dans la fixation 
de rindemnite, Tautorit^ publique .... aura le droit d^exiger Tex- 
propriation de rimmeuble dans son entier, au prix ddj4 fix6 par 
les experts. — Das genfer Ges. v. 1887, Art. 9 bestimmt: Dans 
toute expropriation partielle, si le prix de la parcelle expropriee est 
Buperieur au quart de la valeur totale de Timmeuble, la partie, qui 
poursuit Texpropriation, peut exiger qu^elle soit etendu k Timmeuble 
tout entier. — 

Die ausländischen Gesetze verweigern dem Exproprianten fast 
ohne Ausnahme dieses Recht. Nur in einigen deutschen Staaten 
(Braunschweig, Baden, Hannover) und in der englischen lands clauses 
consolidation act. v. 1845, 8 Yict. cap. 18. sect. 94 wird dasselbe 
noch anerkannt. Letztere bestimmt in dieser Beziehung, dass falls 
Grundstücke durch ein öffentliches Werk in der Weise durchschnitten 
und zerstückelt werden, dass auf beiden Seiten weniger übrig bleibt, 
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keit dieses Grundsatzes besteht aber zur Stunde 
unter den Schriftstellern ^) kein Zweifel mehr. Der- 
selbe widerspricht nicht nur dem Prinzip, dass Ab- 
tretungen nur im öffentlichen Interesse erfolgen 
dürfen, sondern auch dem Prinzip der vollen Ent- 
schädigung, wonach dem Expropriaten aller Schade, 
wie umfangreich derselbe auch immer sei, ersetzt 
werden muss. Gerade was letzteren Punkt betrifft, 
sprechen sich ja die Gesetze, welche dem Expro- 
prianten dieses Recht geben, offen im enigegen- 
gesetzten Sinne aus, indem sie bestimmen, dass in 
den Fällen, wo der den Restgrundstücken erwach- 
sende Minderwert eine gewisse Grenze überschreitet, 
der Expropriat nicht volle Entschädigung verlangen 
könne, sondern sein ganzes Grundstück abtreten 
müsse, es sei denn, dass er sich mit einer geringeren 
Entschädigung zufrieden gebe. Wie sehr eine solche 
Vorschrift auch der Billigkeit widerspricht, leuchtet 
sofort ein. Man könnte dieselbe namentlich auch 
nicht dadurch rechtfertigen, dass man sie als ein 
Sicherungsmittel gegen übertriebene Forderungen des 



als ein halber Statute acre, oder dass die Terbleibenden Teile einen 
geringeren Wert repräsentiren, als die Kosten zur Erstellung einer 
Brücke, oder einer andern, die Grundstücke verbindenden Vorrichtung, 
deren Herstellung der Eigentümer yerlangen kann — der Unter- 
nehmer Übernahme des Ganzen verlangen könne, falls der Eigen- 
tümer keine anstossenden Grundstücke besitzt und von dem Unter- 
nehmer die Herstellung einer Kommunikation verlangt. 

1) Grünhut, a. a. O. p. 149. — Rohland, a. a. 0. p. 92. Thiel, 
a. a. 0. p. 29. 
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Expropriaten hinstellte^). Dreiste Entschädigungs- 
ansprüche lassen sich auch ohne Verletzung von 
Hauptgrundprinzipien der Expropriation in die ge- 
buhlenden Grenzen zurückweisen durch das einfache 
Mittel eines tüchtigen Schatzungsverfahrens ^). 

Abgesehen vom Exproprianten steht aber auch 
den Inhabern dinglicher Rechte, wie dem Mieter, 
Pächter, Nutzungsberechtigten, Hypothekargläübiger 
dieses Ausdehnungsrecht nicht zu. Es würde kaum 
notwendig sein, dies noch besonders zu versichern, 
wenn man nicht Beispiele hätte, dass ein solches 
Recht dritten Interessenten, namentlich dem Mieter, 
wirklich zuerkannt wurde®). Es gibt auch nicht 
einen Grund, auf welchen man ein solches Recht 
dinglich berechtigter Personen stützeji könnte. Oder 
dürfte man einen solchen vielleicht darin erblicken, 
dass Eigentümer und Mieter von einander unter- 
schiedene Rechte besitzen, dass jeder für sich eine 
unterschiedene besondere Entschädigung verlangen 
kann? Keineswegs. Es müsste, wenn dem Mieter 
ein solches Recht zugestanden werden wollte, die 
Ausübung desselben mit dem Wahlrecht des Eigen- 
tümers vereinbar sein. Dies ist aber ausgeschlossen; 
die beiderseitigen Interessen stehen sich in diesem 



^) Wie z. B. in Entsoheidangen I, i. S. Busterholz c. K 0. B. 
2) Vgl. Meyer, a. a. 0. p. 283. 

^) So in einem Parisererkenntniss vom 6. Mai 1854. Del 
Marmol II. 211. 
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Punkte zu schroff gegenüber. Das schwerwiegendste 
Argument gegen ein Ausdehnungsrecht dritter Inter- 
essenten liegt aber in der Tatsache, dass durch die 
Zulassung desselben der Wille des Eigentümers sich 
dem Willen des Drittberechtigten beugen müsste, 
sein Recht zu Gunsten Dieses vernichtet würde. 
Zum Uberfluss geht aber auch aus dem Text der 
Expropriationsgesetze die alleinige Berechtigung des 
Eigentümers stets klar hervor, indem überall da, 
wo neben demselben dritte Interessenten gleich be- 
rechtigt sein sollen, diese speziell genannt sind. 

Auch darauf erstreckt sich das Recht dinglich 
Berechtigter nicht, dass sie bei der Geltendmachung 
des Ausdehnungsrechts von dem Eigentümer um ihre 
Zustimmung gefragt werden müssten. Wäre der Ei- 
gentümer an ihre Zustimmung gebunden, so wäre 
sein Recht im Grunde gleich Null. Auch verfolgt 
ja der Eigentümer durch die Ausübung seines 
Rechts nicht den Zweck, seine Lage zu Ungunsten 
Drittberechtigter zu verbessern, sondern lediglich 
den, einen ihm verursachten Vermögensschaden zu 
verringern ^). 

Der Eigentümer soll Gesamtübemahme so lange 
verlangen können, als er nicht ausdrücklich, oder 
stillschweigend darauf verzichtet hat. Stillschwei- 
gender Verzicht muss dann angenommen werden. 



1) Picard I. 340; Grünhut, a. a. O. p. 152. 
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wenn der Eigentümer die Schätzung des dem ver- 
bleibenden Grundstück verursachten Minderwerts 
vorübergehen lässt, ohne ein Gesuch auf Gesamt- 
übemahme zu stellen. Hat er ein solches Gesuch 
einmal gesteUt, so ist er daran gebunden und kann 
ohne Einwilligung des Exproprianten nicht mehr 
davon zurücktreten. 

Einige Gesetze enthalten neben dem oben be- 
handelten Ausdehnungsrecht noch ein anderes von 
etwas verschiedener Art. Der Expropriant, welcher 
zu dem öffentlichen Werke nur den (vorübergehen- 
den, oder dauernden) Gebrauch eines Objekts be- 
darf, kann unter gewissen Voraussetzungen vom 
Expropriaten zur Erwerbung des Eigentums ge- 
zwungen werden^). 



1) Zürcher Ges. v. 1879, § 10 und preussisches Ges. v. 1874, 
§ 4: Vorübergehende Beschränkungen dürfen wider den Wülen des 
Grundeigentümers die Dauer von drei Jahren nicht überschreiten. — 
Aargauer Ges. y. 1867, § 15: Bei Abtretungen zu vorübergehenden 
Zwecken kann der Eigentümer verlangen, dass ihm das Grundstück 
selbst abgenommen werde, wenn aus der zeitweisen Benützung ein 
erschöpfender Nachteil zu erwarten wäre. — Ähnlich das bayrische 
Ges. T. 1837, Art. 1. — 
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Entwertung des Objekts, vorübergehende 220, 221. 
Entziehung des Eigentums, plötzliche 8, 9. 

I Schranken 4. 

Ermessen der Schatzungsbehörde bei dolus des Expropriaten 
I: 216, 217. 

Ernte, Entschädigung für nichtschnittreife 222. 
^. Ersetzbarkeit der Immobilien 133 — 135. 

r. 

I Erwerbsbeeinträchtigung 206. 

I Expropriation horizontaler, unterirdischer Schichten 137 

Expropriationsberechtigte 125 — 129. 
Expropriationserkenntniss 145, 166, 167, 172, 228. 
Expropriationsfalle 146 — 164. 

— Statuirung derselben 161 — 164. 
Expropriationsplan 145. 



r. 



I 






BfM^S?^'^**vyr* • *fr^ •' ^ ^*' ■ ^'' ""^iT^» ;T^ ";*'^>?"" '»'^•^v"'"'?^;'<''''y•^^"^ ' 



— 257 



''V 



Expropriationsrecht, Begriff 5, 6. 

— Begründung 10 — 16. 

— Erfordernisse 4. 

— Übertragung an Private 5, 124, 125. 

— Anwendungsgebiet 6 — 10. 

— Schranke seiner Anwendung 151 — 154. 

— Quelle 121. 

— und Staatsnotrecht, Abgrenzung beider 7 
Expropriationszweck 17 — 21. 
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•i , ?>^ 






•"•vi 






:I 



F. 






Feststellung des Expropriationsfalles 160 — 164. 

— des Expropriationsplanes 145. 
Festungen 18, 144, 156. 

Feuersgefahr, Entziehung des Eigentums bei, 8 ^, 117. 

— als wertminderndes Moment 197, 205. 
Fideicommissgüter 129. 

Fischerei, Annehmlichkeitswert einer, 200. 

Fiscus als Expropriat 128. 

Formen der Feststellung der Expropriationsfillle 157 — 164. 

Förmlichkeiten beim Staatsnotrecht 8, 9. 

Fortdauer dinglicher Rechte auf dem Abtretungsgegenstand 

168, 169. 
Freiwillige Einräumung von Rechten 137, 138. 
Freiwillige Überlassung der Objekte 177, 178. 
Frist zur Ausübung des Rückforderungs- und Yerkaufs- 

rechts 193. 

— für die ünterlassungspflicht des Eigentümers 218. 
Früchte 172. 

Funkenwurf der Lokomotive 205. 
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Gärten 136, 205. 

Gebäude 142, 143 1, 151, 157, 198, 205, 211. 

— Unteilbarkeit derselben 239—243. 
Gebäudekomplexe 243, 244. 
Geldentschädigung 210—212. 

Gemeinden, Inanspruchnahme des Expropriationsrechts durch, 

127, 1531. 

Gemeiner Kaufwert 197—202. 

Gemeinnützige Natur der Unternehmung, Feststellung der- 
selben 161—164. 

Genehmigung des Projekts 145. 

Getreide, Entziehung von, 131. 

Gewerbliche Etablissemente 243, 244. 

Gewinn, entgangener 207. 

— hypothetischer 208. 

Gleichartigkeit der Objekte bei der Kompensation 235. 

Gottesäcker 157. 

Graswuchs 190. 

Gräben 206. 

Grenze zwischen Expropriationsrecht und Staatsnotrecht 

7—10. 
Grundschade 203, 204. 

Grundzinsforderungen, Fortdauer und Erlöschen 168, 169. 
Güterkomplex, Entzweischneidung eines solchen 204 ^. 
Güterpreise, Schwankungen derselben 199. 

H. 

Hage 212. 

Hinterlegung der Entschädigungssumme 168. 
Historische Erinnerungen, an ein Grundstück sich knüpfende 

200. 
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Hofräame 136. 

Hoheiterecht des Staates 125. 

HolzliefeniDgeD, günstige, dee Expropriaten, als allgeini 

Vorteil 227». 
Holzreiste 159 '. 

Horizontale ZerBtQckelung 143, 203, 204, 238 ff. 
Hungersnot 8 '. . 
Hypothekengläubiger 129. 
Hypothetischer Gewinn 208. 



Immobilien 129, 130, 132, 133, 169. 

Interdikt bezgl. Yeränderungen am Objekt 173, 174, 

bis 218. 
Interessen, fiskalische 151. 
Irrenhäuser 157. 

K. 

Kanäle 156. 

Kasernen 18, 156. 

Kategorisinmg der Expropriationsfölle 159, 160. 

Kaufwert, gemeiner 197—202. 

Kies 131, 135. 

Kirchliclie Korporationen, Expropriationsrecht ders. 

bis 127. 
Kommunikationen, Pflicht zur Erstellung von, 212, 2! 

— innerliche Verbindung von Gebäudeteilen durch, 
KommuDikationeerschwerungen 204. 
Kompensation des Mehrwertes 224—237. 

— Schranke derselben 237. 

Konstituirung dinglicher Becbte, ohne Eigentumsii 
tragung 3. 
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EoBten der Übersiedelung 206. 

KreTTtatorien 157. 

Krieg 8>. 

Kundschaft, SchmÜleruDg der, 207. 

EuustschäUe 157. 



Lagerangsplätze 156. 

Landesverteidigung 156. 

T^ndalrassen 156. 

Landwirtschaftliche Grundstücke 244. 

Leichtigkeit der Bewirtschaftung des Ohjekts 197. 

Leuchtturme 156. 

Liebliche Lage 200, 201. 

Lucrum cessans 207. 

Luftreinigungin Städten, Expropriation zum Zwecke der, 152. 

Luftsäule, Eingriffe in die — eines Grundstückes 141 — 143. 

Lustgärten, Anlegung von 4. 



Markthallen 156. 

Maesstab der Entschädigung 198 ff. 

Materialien zum Strassenbau 131, 135. 

Mauern 206. 

Mehrwert 204, 224-238. 

Meliorationen 191, 216, 217. 

Mieter 249. 

Minderwert 203—206. 

Missbraueh der Expropriation 151, 159. 

Mobilien 129—135. 
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Mobilmachung, Expropriation zum Zwecke der, 131 
Moment des Zwanges 6. 
Monumente 239^. 
Mühlen 154, 155. 

N. 

Naöhexpropriationen 219. 
Naturalentschädigung 210—213. 
Notweg 153^ 

Notwendigkeit des Objekts 132—135. 
Nützlichkeit der Unternehmung 148 — 152. 
Nutzungsberechtigte 249. 



o. 



Objekte der Expropriation 129—146. 
Obligatorische Rechte 136. 
Offizierskasino's 156 ^ 
Öffentliche Gut, Übergang in das, 17—21 



Pächter 249. 

Parks, Expropriation zur Anlegung von, 133. 

Partialexpropriation 204, 238 ff. 

Perfektion der Expropriation 164 — 174. 

Periculum interitus und peric. deteriorationis 172. 

Persönlicher Schade 206-209. 

Pertinenzen 136, 1363. 

Pest 8^. 

Pfandrechte 168. 

Pfarrhäuser 157. 

Pferde, Expropriation derselben 131. 
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Phantasiegebaude 200. 

Prinzip der Entschädigung 195, 196. 

Private, Subjekte der Expropriation 17, 127, 128, 

Privatinteresse des Unternehmers 5. 

Reallasten 136. 
Risse 145, 208. 

Rückerwerbsberechtigte 185 — 187. 
Rückerwerbsrecht des Expropriaten 174—194. 
Runsen 158 ^ 

« 

s. 

Sand 131, 135. 

Schätzung 197 ff. ' 

Schiessplätze 156. 

Schlachthäuser 156. 

Schulhäuser 157. 

Schwimmanstalten 156. 

Servituten 129, 136. 

Spezialisirung der Expropriationsfalle 159, 160. 

Spezielle Werterhöhungen der Restteile 229, 230. 

Spritzenhäuser 156. 

Staat nicht alleiniger Expropriant 121 — 123. 

Staatsgut, Expropriation von, 143 — 146. 

Staatsnotrecht 7— 10, 131, 132, 135. 

Städte, Erweiterung derselben 156. 

Stammgutseigenschaft des Objekts 129. 

Statuirung des Expropriationsfalles 161 — 164. 

Steine 131, 135. 

Subjekte der Expropriation 120—129. 

Sümpfe und Seen 156. 
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T. 

Telegraphen 142, 147, 156. 

Telephon 142, 147, 156, 

Teiche 200. 

Totalkompensation 234 2, 235, 236. 

Translokation von Landstrassen 205 2. 

Trennung von Erdoberfläche und Untergrund 137 — 141. 

Trinkwasser, Werke zur Versorgung mit gesundem 151,152. 

Tunnels 138, 140. 

Tumanstalten 156. 



u. 



Überschwemmungsgefahr 197, 8^ 

Ubersiedelungskosten 206. 

Übertragung des Objekts zu Eigentum 3. 

in das öffentliche Gut 17—21, 122. 

Umgrenzung des Gebietes der Expropriation 6 — 10. 
UnbewegUche Sachen 129, 130, 132, 135, 169. 
Untergrund, Trennung desselben voo der Oberfläche 137-141. 
Unterhaltung des Abtretungsgegenstandes 173, 174. 
Unterlassungspflicht 214 — 218. 
Unverletzlichkeit des Eigentums 1, ^, 163. 
Usufructuar 129. 



V. 



Veränderungen am Abtretungsobjekt seitens des Eigentümers 

214—218. 
Veränderungen am Abtretungsobjekt seitens des Expro- 

prianten 222, 223. 
— am rückgabepflichtigen Objekte 190, 191. 
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VeräuBserungsabsicht des Exproprianten beim Vorkaufsrecht 

184, 192, 198. 
VerausserungsTerbote 129. 
Verfall von rechtswidrigen Anlagen 223, 223^. 
Verkauf, notwendiger 11 ^ 

— des Abtretungsgegenstandes nach Planauflage 174. 
Verkehrs wert, als Basis der Schätzung 198. 

Verlust des Rückerwerbs- und Vorkaufsrechts 193, 193^. 
Vernachlässigung des Abtretungsgegenstandes 173, 174. 
Verschönerungszwecke 151, 152, 152^. 
Vertikale Zerstückelung, Verwahrungsrecht gegen, 137 

bis 141. 
Verzicht, stillschweigender, auf das Ausdehnungsrecht 

250, 251. 
Vorkaufsrecht 183, 184. 

— des Schweiz. B.-G. v. 1850 183», 192. 
Vorübergehende Beschränkungen 251 ^. 
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Wahrscheinlichkeit künftigen Gewinnes 208, 209. 
Wahrung der Interessen der dinglich Berechtigten 170, 171. 
Wasserkräfte industrieller Anlagen 136^. 
Wasserkünste 200. 
Wasserleitungen 151, 152, 156. 
Wegebaumaterialien 131, 135. 
Weiterveräusserung aufgezwungener Restteile 178, 
Wert, gemeiner 197 fif. 

Werterhöhungen, Einfluss derselben auf die Entschädigung 

224—238. 
— rückgabepflichtiger Grundstücke 189 — 191. 
Wertminderung derselben 189 — 191. 
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Wertsteigenrng, doloee 214 — 218. 
Wertpapiere als EntscfaädiguDg 211. 
Wiederherstellung in den vorigen Stand 215, 2151, 
Willenseinigung zwischen Unternehmer und Eigentum 
Wohnungswechsel, Kosten desselbeD 206. 

z. 

Zäune 212. 

Zeitpunkt der Berechnung der Entachädigang 214 — i 

— des EigentumsübergangB 167 — 171. 
Zerstörung von Kommunikationen 212. 
Zerstückelung 143, 204, 205, 239 ff. 
Zugänglichkeit, leichte, des Objekts 134. 
Zukunftsprojekte Dritter 167^. 
Zusammenhang, wirtschaftlicher 204. 
Zustimmung der dinglich Berechtigten bei der Ansprec 

des Ausdefanungs rechts 250. 
Zweck der Expropriation 17 — 21. 
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Bluntschli, J. C, Staats- und Bechtsgeschichte der Stadt 
und Landschaft Zürich. 2 Bde. 2. Aufl. 20 Mark. 

%* Das Buch zerfällt in folgende Hauptabschnitte : I. Alamanlsche 
Zeit bis zur Auflösung der fränkischen Monarchie im Jahre 887 nach 
Christus. II. Von der Auflösung der fränkischen Monarchie bis zur 
Bnmischen Verfassungsänderung in Zürich 887 — 1336. III. Von der 
Brunischen Neuerung bis zur Feststellung der Reformation; 1336 bis 
153 1. IV. Die Reformationsperiode. Von der Feststellung der Re- 
formation bis zum Ausbruch der Schweizer. Revolution, 1531 — 1798. 
V. Die neue Zeit 1798 — 1856. Namen- und Sachregister zu beiden 
Bänden. 

Dernburg, H., Rede, gehalten beim Antritt der Professur 
des gemeinen Civilrechts an der Universität Zürich, den 
18. November 1854. 60 Pfg. 

Dubs, J., Dr., Das öffentliche Recht der Schweizer. Eidge- 
nossenschaft. Erster Teil: Allgemeine Einleitung und 
Eantonalstaatsrecht. 4 Mark. Zweiter Teil : Das Bundes- 
staatsrecht. 5 Mark. 

%* Das Werk will einen Beitrag dazu liefern, um die Kenntnis 
des öffentlichen Rechts der Schweiz, mehr als dies bisher der Fall 
ist, zu verbreiten und zu vertiefen. Die Schrift entbehrt daher des 
gelehrten Apparates von Quellen und Literaturcitaten, obwohl der 
Sachkundige die volle Vertrautheit des Verfassers mit denselben 
und die Beherrschung des Stoffes durch ihn wahrnehmen wird; sie ist 
ein Muster von populärer Darstellung eines juristischen Gegenstandes, 
klar gedacht und einfach und schmucklos, aber präcis dargestellt; 
jede Phraseologie ist vermieden. 

Eichmann, A., Dr., Sammlung der Handek-, Nieder- 
lassungS' und Konsular-Verträge der Schweiz mit dem 
Auslande, inbegriffen die Verträge über den Schutz des 
geistigen Eigentums. In Bädecker-Einband 7 Mark. 

*^* Der durch seine Stellung als eidgenössischer. Handels- 
sekretär zu glücklicher Lösung der Aufgabe vorzugsweise befähigte 
Verfasser hat es verstanden, in erschöpfender und zugleich über- 
sichtlicher Weise eine bis jetzt unangenehm empfundene Lücke 
mit diesem Buche auszufüllen. Der Inhalt desselben ist im Titel 
im wesentlichen angegeben ; unter den «Verträgen über den Schutz 
des geistigen Eigentums» finden sich auch die mit den einzelnen 
Staaten abgeschlossenen Verträge über den Schutz der Marken, 
Muster, Modelle und Werke der Literatur und Kunst. Aber auch 
die Bestimmungen und Verträge über Zulassung von Geschäfts- 
reisenden, Behandlung von Warenmustern, Vollziehung von Ur- 
teilen in Civilsachen, Zulassung von Aktiengesellschaften u. a. m. 
können hier und zwar um so leichter gefunden werden, als trotz 
der grossen Übersichtlichkeit des Ganzen nicht nur eine beson- 
dere tabellarische Übersicht der zur Zeit bestehenden Verträge, 
sondern auch ein alphabetisches Sachregister beigefügt ist. Das 
Buch ist ohne Zweifel allen, welche mit der Schweiz zu tun 
haben, namentlich Gerichten, Konsulaten, Advokaten und Kauf- 
leuten unentbehrlich. 
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